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1 VERFAHRENSSCHRITTE 

 

1.1 Vorwort 

Der Stadtrat der Stadt Roßleben-Wiehe hat in seiner Sitzung am 24.08.23 
a) dem Planentwurf (August 2023) mit Begründung zugestimmt und  
b) die öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB und 
c) Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB 
und die Abstimmung mit den benachbarten Gemeinden gemäß § 2 Abs. 2 BauGB beschlossen. 

1.2 Verfahrensschritte der Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 

1.2.1 Formelle Beteiligung der Öffentlichkeit, hier Planentwurf (August 2023) 
Der Stadtrat der Stadt Roßleben-Wiehe hat in seiner Sitzung am 24.08.23 dem Planentwurf (August 
2023) mit Begründung zugestimmt und die öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 
beschlossen. 
 
Die Beteiligung der Öffentlichkeit zum Bebauungsplan Freiland-Photovoltaikanlage III „An der 
Verladung“ der Stadt Roßleben-Wiehe gemäß § 3 Abs. 2 BauGB erfolgte in Form einer öffentlichen 
Auslegung der Planunterlagen vom 18.09.2023 bis 20.10.2023. 
Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung wurden im Amtsboten (Nr. 09/2023) der Stadt Roßleben-
Wiehe vom 08.09.23 ortsüblich bekannt gemacht. 
 
Im Rahmen dieses Verfahrensschrittes wurden keine Stellungnahmen zur Planung abgegeben. 
 

1.2.2 Notwendigkeit der Wiederholung der Bekanntmachung und Durchführung der 
Öffentlichkeitsbeteiligung, lt. Prüfungsergebnis durch Thüringer 
Landesverwaltungsamt 

1.2.2.1 Erläuterung 
Die Verfahrensunterlagen zum Bebauungsplan Freiland-Photovoltaikanlage III "An der Verladung" im 
Roßleben sind nach Satzungsbeschluss vom 14.12.23 durch die Stadt Roßleben-Wiehe gemäß § 6 
Abs. 1 BauGB i.V.m. § 21 Abs. 3 ThürKO am 08.03.24 dem Landratsamt Kyffhäuserkreis angezeigt 
worden. 
 
Da die Öffentlichkeitsbeteiligung nicht entsprechend den Vorgaben des § 3 Abs. 2 BauGB 
durchgeführt wurde, somit der Bekanntmachungstext im Amtsboten (Nr. 09/2023 vom 08.09.23) nicht 
rechtskonform war, wurden von Seiten des Landratsamts Kyffhäuserkreis innerhalb der gesetzlichen 
Frist von einem Monat Beanstandungen hinsichtlich des Veröffentlichungstextes im Rahmen der 
zweiten öffentlichen Beteiligung im Amtsboten 09/2023 angezeigt. 
Daraufhin hat die Stadt Roßleben-Wiehe den Antrag auf Prüfung am 27.03.24 zurückgezogen und es 
ist eine erneute ordnungsgemäße Bekanntmachung der erneuten öffentlichen Auslegung gemäß 
§ 3 Abs. 2 BauGB sowie nachfolgend ein erneuter Abwägungs- und Satzungsbeschluss erforderlich. 

1.2.2.2 Wiederholung Bekanntmachung und Durchführung Öffentliches Auslegen der 
Planunterlagen: 

Rechtsentwurf (November 2023) ist durch Veröffentlichung am 03.04.24 im Amtsboten (Nr. 05/2024) 
der Stadt Roßleben-Wiehe erfolgt. 
 
Der Rechtsentwurf (November 2023) des Bebauungsplans Freiland-Photovoltaikanlage III "An der 
Verladung" im Roßleben, bestehend aus der Planurkunde [Planzeichnung (TEIL A), der Planzeichen-
erklärung (TEIL B), den textlichen Festsetzungen (TEIL C), den Hinweisen (TEIL D) und den 
Verfahrensvermerken (TEIL E)] mit der BPLAN-Begründung einschließlich Umweltbericht sowie der 
speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung und den vorliegenden umweltrelevanten Stellungnahmen, 
haben gemäß § 3 Abs. 2 BauGB i.V.m. § 4a Abs. 3 BauGB  
in der Zeit vom 05.04.2024 bis 06.05.2024 während der folgenden Dienstzeiten im Bauamt der 
Stadtverwaltung Roßleben, Schulplatz 6, 06571 Roßleben: 
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Dienstag: 9:00 bis 12:00 Uhr und 14:00 bis 18:00 Uhr 
Donnerstag 9:00 bis 12:00 Uhr und 14:00 bis 16:00 Uhr 
Freitag: 9:00 bis 11:00 Uhr 
und nach Rücksprache mit dem Bauamt und auch außerhalb der Sprechzeiten zu jedermanns 
Einsicht einsehbar, erneut ausgelegen. 
 
Alle Unterlagen zum Rechtsentwurf (November 2023) waren im Internet unter www.rossleben-
wiehe.de/verwaltung/bauleitplanung.html auf- und abrufbar gewesen. 
 
Im Rahmen dieses wiederholten Verfahrensschrittes „Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 2 
BauGB“, in der Zeit vom 05.04.2024 bis 06.05.2024, wurden keine Stellungnahmen zur Planung 
abgegeben. 
Dies wurde durch die Stadt Roßleben-Wiehe schriftlich mit Protokoll vom 07.05.2024 bestätigt. 
Es wurde von Seiten der Stadt Roßleben-Wiehe auch ein „Technisches Protokoll (Dokumentation) 
über die vorgenannte Veröffentlichung unter dem Aktenzeichen 621.41 mit Datum 07.05.2024 erstellt. 

1.3 Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 
BauGB, 
die Abstimmung mit den benachbarten Gemeinden gemäß § 2 Abs. 2 BauGB 

Die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange § 4 Abs. 2 BauGB und 
die benachbarten Gemeinden gemäß § 2 Abs. 2 BauGB wurden im Planverfahren mit Schreiben 
vom 21.09.2023 an der Aufstellung des Bebauungsplanes Freiland Photovoltaikanlage III „An der 
Verladung“ der Stadt Roßleben-Wiehe gemäß 
§ 4 Abs. 2 BauGB beteiligt und um die Mitteilung der, ihren Aufgabenbereich berührten Belange bis 
zum 30.10.2023 gebeten. 
Es wurden auch die Stellungnahmen, die nach dem 30.10.2023 eingegangen sind, berücksichtigt und 
ausgewertet. 

1.4 Abwägung der Stadt Roßleben-Wiehe gemäß § 1 Abs. 7 BauGB 

Wie festgestellt, wurden im Rahmen der vorgenannten erneuten Beteiligung der Öffentlichkeit in der 
Zeit vom 05.04.2024 bis 06.05.2024 keine Stellungnahmen zur Planung abgegeben. 
 
Daher beruht die wiederholte Abwägung auf den Erkenntnissen der Auswertung der bisher einge-
gangenen Stellungnahmen. 
 
Die Stadt Roßleben-Wiehe hat die eingegangenen Stellungnahmen zum Bebauungsplanes Freiland 
Photovoltaikanlage III „An der Verladung“ der Stadt Roßleben-Wiehe geprüft und dabei die öffent-
lichen und privaten Belange gegeneinander und untereinander gemäß § 1 Nr. 7 BauGB abgewogen. 
 
Siehe hierzu die separate  
„Zusammenstellung der abgegebenen Stellungnahmen im Rahmen der Verfahrensschritte der 

Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB und der Beteiligung der Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB und Ergebnis der Abwägung der 
Stadt Roßleben-Wiehe gemäß § 1 Abs. 7 BauGB“ in der Fassung Mai 2024. 

2 BEGRÜNDUNG MIT UMWELTBERICHT 

Der Begründungsbericht mit Umweltbericht zum Bebauungsplans Freiland Photovoltaikanlage III „An 
der Verladung“ im OT Roßleben der Stadt-Roßleben-Wiehe in der Fassung November 2023 behält 
inhaltlich voll seine Gültigkeit. 

Siehe hierzu nachfolgend den vollständigen Bericht im Anhang: 
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2 TEIL I DER BEGRÜNDUNG – STÄDTEBAULICHER TEIL 

 

2.1 Anlass und Aufgabenstellung 

Der Vorhabenträger („VHT“) ist Eigentümer oder Pächter des in der Gemarkung Roßleben und somit in 
der Stadt Roßleben-Wiehe (nachfolgend als „Stadt“ bezeichnet) belegenen Plangebiets (2.4.4). 
 
Auf den Flächen (Plangebiet/2.4.4), die aufgrund ihrer Lage nördlich des südlich angrenzenden 
Schienenwegs und als Teilfläche der ehemaligen Verladung des Kaliwerks Roßleben eine 
Konversionsfläche sind und in besonderer Weise EEG-Vergütungsfähigkeit aufweisen, plant der 
Vorhabenträger („VHT“) die Errichtung einer Photovoltaikfreilandanlage (nachfolgend auch als „PVA“, 
„PV-Anlage“ oder „Solaranlage“ bezeichnet). 
 
Diese Solaranlage soll im Rahmen des aktuellen EEG-2023 (vgl. 2.2) betrieben werden. 
 
Der Stadtrat der Stadt Roßleben-Wiehe hat dem Antrag des VHT auf Einleitung eines Bauleitverfahrens 
und der 10. partiellen Änderung des Flächennutzungsplans OT Roßleben der Stadt Roßleben-Wiehe 
(„FNP“) in der Stadtratssitzung am 30.03.2023 und am 08.12.2022 zugestimmt. 
 
Die Fassung Februar 2023 wurde für den VORENTWURF erarbeitet, 
in der Fassung August 2023 erfolgte die Überarbeitung des Vorentwurfs zum PLANENTWURF. 
 
Nun erfolgt in der Fassung November 2023 die Ausfertigung zum RECHTSPLAN. 

2.2 Anmerkungen zur EEG-2023 Vergütungsfähigkeit 

2.2.1 Allgemeines zum EEG-2023 

2.2.1.1 Rechtskraft 
Das Erneuerbare Energien Gesetz wurde zuletzt im Jahr 2022 novelliert, ist seit dem 01. Januar 2023 
rechtskräftig und wird daher als „EEG-2023“ bezeichnet. 

2.2.1.2 § 1 Ziel des Gesetzes 
(1) Ziel dieses Gesetzes ist insbesondere im Interesse des Klima- und Umweltschutzes die 
Transformation zu einer nachhaltigen und treibhausgasneutralen Stromversorgung, die vollständig auf 
erneuerbaren Energien beruht. 
(2) Zur Erreichung des Ziels nach Absatz 1 soll der Anteil des aus erneuerbaren Energien erzeugten 
Stroms am Bruttostromverbrauch im Staatsgebiet der Bundesrepublik Deutschland einschließlich der 
deutschen ausschließlichen Wirtschaftszone (Bundesgebiet) auf mindestens 80 Prozent im Jahr 2030 
gesteigert werden. 
(3) Der für die Erreichung des Ziels nach Absatz 2 erforderliche Ausbau der erneuerbaren Energien soll 
stetig, kosteneffizient, umweltverträglich und netzverträglich erfolgen. 

2.2.1.3 Weiterhin verschiedene EEG-Vergütungsmöglichkeiten nach Art und Größe 
Das neue EEG-2023 unterscheidet Solaranlagen < 1 MWp (§ 48 EEG-2023) 
und Solaranlagen > = 1,0 MWp (§ 37 EEG-2023). 
Das neue EEG-2023 benennt neben den bereits bekannten auch neue EEG-Vergütungsmöglichkeiten, 
die von den vor Ort herrschenden Flächenverhältnissen und/oder Lagekriterien des Plangebiets 
abhängen. 

2.2.2 Zusammenfassung zur EEG-Vergütungsfähigkeit 
Im Ergebnis kann festgestellt werden, dass die zugrundeliegenden Flächen (Plangebiet) der Freiland 
Photovoltaikanlage III „An der Verladung“ im OT Roßleben in der Stadt Roßleben-Wiehe “ gleich drei 
EEG-2023-Vergütungskriterien erfüllt: 
a) erfüllt auch die Kriterien für „sonstige bauliche Anlagen“ (§ 37 Abs. 1 Nr. 1 EEG-2023) 
b) erfüllt die Kriterien für Konversionsflächen nach EEG (§ 37 Abs. 1 Nr. 2b EEG-2023) 
c) liegt längs eines Schienenwegs innerhalb eines Korridors von 500 Metern (§ 37 Abs. 1 Nr. 2c EEG-
2023) 
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2.3 Erfordernis der Planaufstellung (§ 1 BauGB) 

2.3.1 Grundstücke 
Bundesland: Thüringen 
Landkreis: Kyffhäuserkreis 
Stadt: Roßleben-Wiehe 
Gemarkung: Roßleben 
Flur: 6 
Flurstücke: 10/12 mit  8.415,00 qm 
 66/7 mit  278,00 qm 
 10/7 mit 50.057,00 qm 
 10/8 mit  9.640,00 qm 
 10/9 mit 10.046,00 qm 
Grundstücke-Total  78.436,00 qm 
 
Die Adresse dieser Grundstücke lautet „An der Verladung“ in 06571 Roßleben-Wiehe OT Roßleben. 
Sie sind über die öffentliche Straße „An der Verladung“ erreichbar. 

2.3.2 Standortbeschreibung 
Das Plangebiet der geplanten Freiflächen-Solaranlage befindet sich östlich des Stadtgebiets Roßleben 
auf den Flächen der ehemaligen Bahn-Verladung des ehemaligen Kaliwerks Roßleben. 
Der Abstand zur westlich des Standorts befindlichen Ortslage Roßleben beträgt ca. 600 Meter, südlich 
des Standorts werden die Grundstücke durch den Bahndamm und östlich durch das Gewässer Sulze 
abgegrenzt. 
 
Die Grundstücke selbst stellen sich als Ruderalflächen mit beginnender Sukzession auf einer ehemalig 
gewerblich genutzten Fläche dar. 
Auf der Teilfläche #10/8 steht noch eine baufällige Halle, aber weitere Gebäude oder ehemalige 
Betriebseinrichtungen wie die Förderbandanlage und die Verladestation sind nicht mehr vorhanden. 
Das Plangebiet wird durch Versorgungsleitungen (Strom und Ferngas) gekreuzt. 
Das Plangebiet besitzt eine Gesamtgröße von ca. 7,8 ha. 

2.3.3 Beschreibung des Investitionsvorhabens 
Die geplante Nutzung der Fläche auf der ehemaligen Kaliverladung Roßleben wird seitens der Stadt 
Roßleben-Wiehe an diesem Standort grundsätzlich befürwortet. Diese Form der Nachnutzung von 
Konversionsflächen und Flächen aus baulicher Vornutzung steht mit den städtebaulichen 
Entwicklungszielen der Stadt Roßleben-Wiehe in Übereinstimmung. 
Das Thüringer Landesamt für Landwirtschaft und ländlicher Raum (TLLR) – ZS Bad Frankenhausen 
bestätigt in Ihrer Stellungnahme vom 10. Mai 2023 die vorgenannte Aussage. 
Auf den benachbarten Konversionsflächen des Plangebiets (vgl. 2.4.4) bestehen bereits drei Freiland-
Photovoltaikanlagen: 
a) Vorhabenbezogener Bebauungsplan „SO Photovoltaik – Freiflächenanlage auf dem Gelände der 

GHB GmbH (ehemalige Verladung) in Roßleben; Jahr 2015 
b) vorhabenbezogener Bebauungsplan „Sondergebiet Photovoltaik“ auf dem Gelände der GHB GmbH 

(an der Kaliabraumhalde) in Roßleben; Jahr 2017 
c) Bebauungsplan Freiland Photovoltaikanlage II „An der Verladung“; Jahr 2021 
 
Durch die Planung und spätere Umsetzung des geplanten Vorhabens wird das Gesamtgebiet ergänzt 
und stellt optisch und technisch ein geschlossenes Solarfeld dar. 
Durch die geplante bauliche Nutzung werden weder landwirtschaftliche Flächen noch unberührte Flächen 
des Landschaftsraumes in Anspruch genommen. 
 
Bei der geplanten Photovoltaikanlage handelt es sich um ein auf gerammten Pfosten mit gegen Süden 
fest montiertes Modultischsystem mit einer festen Neigung der Photovoltaikmodule (Neigung 18°). 
 
Der Netzverknüpfungspunkt liegt in aktueller Abstimmung mit der MitNetzStrom in direkter räumlicher 
Nähe im Bereich der Straße „An der Verladung“. 
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2.3.4 Planungserfordernis 
In § 1 Abs. 3 i.V.m. § 1 Abs. 8 BauGB ist vorgeschrieben, dass Gemeinden dann Bauleitpläne 
aufzustellen, zu ändern oder aufzuheben haben, sobald und soweit es für die städtebauliche Entwicklung 
und Ordnung erforderlich ist. 
Es steht damit nicht im Belieben einer Gemeinde, aber es bleibt grundsätzlich zunächst ihrer hoheitlichen 
Einschätzung überlassen (Planungsermessen), ob und wann sie die Erforderlichkeit des planerischen 
Einschreitens sieht. 
 
Die Grundstücke des Plangebiets sind planungsrechtlich dem Außenbereich gemäß § 35 BauGB 
zuzuordnen und es liegt kein Privilegierungstatbestand vor, da Photovoltaikanlagen zur energetischen 
Nutzung von regenerativen Energien unter den gegebenen örtlichen Bedingungen die Voraussetzungen 
eines privilegierten Vorhabens gemäß § 35 Abs. 1 BauGB nicht erfüllen. 
Mit dem neuen „Gesetz zur sofortigen Verbesserung der Rahmenbedingungen für die erneuerbaren 
Energien im Städtebaurecht“ wurde aktuell das Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 11 des Gesetzes vom 8. Oktober 
2022 (BGBl. I S. 1726) geändert worden ist, allerdings wie folgt geändert: 
Nr 3. 
„§ 35 wird wie folgt geändert: a) Absatz 1 Nummer 8 wird wie folgt gefasst: „8. der Nutzung solarer 
Strahlungsenergie dient 
a) in, an und auf Dach- und Außenwandflächen von zulässigerweise genutzten Gebäuden, wenn die 
Anlage dem Gebäude baulich untergeordnet ist, oder  
b) auf einer Fläche längs von  
aa) Autobahnen oder  
bb) Schienenwegen des übergeordneten Netzes im Sinne des § 2b des Allgemeinen Eisenbahngesetzes 
mit mindestens zwei Hauptgleisen und in einer Entfernung zu diesen von bis zu 200 Metern, gemessen 
vom äußeren Rand der Fahrbahn.“ 
 
Der Schienenweg im OT Roßleben ist jedoch nur eingleisig und entspricht damit nicht dem in § 35 Abs. 1 
Nr. 8b bb) BauGB definierten privilegierten Vorhaben. 
 
Die Stadt Roßleben-Wiehe beabsichtigt deshalb, für das Plangebiet einen verbindlichen Bauleitplan mit 
dem Ziel der Festsetzung eines sonstigen „Sondergebiets Photovoltaik“ (SOPV) gemäß § 11 Abs. 2 
BauNVO aufzustellen, um die planungsrechtlichen Grundlagen für die Realisierung der geplanten 
Solaranlagen zur energetischen Nutzung von regenerativen Energien zu schaffen. 
 
Weiterhin wird mit der Planung das Ziel verfolgt, eine Konversionsfläche aus früherer gewerblicher 
Nutzung sinnvoll zu nutzen und einer städtebaulich geordneten baulichen Nachnutzung zuzuführen. 
Mit der Aufstellung des Bebauungsplans Freiland Photovoltaikanlage III "An der Verladung" und der 
anschließenden Umsetzung der Photovoltaikanlage beabsichtigt die Stadt Roßleben-Wiehe außerdem 
den Energiekonzepten des Bundeslandes Thüringen sowie der Bundesrepublik Deutschland Rechnung 
zu tragen, in dem 

- die Errichtung und der Betrieb von Photovoltaikanlagen gemäß § 2 EEG-2023 im überragenden 
öffentlichen Interesse stehen und der öffentlichen Sicherheit dienen 

- mit der Errichtung von Photovoltaikanlagen dem Grundsatz einer umweltverträglichen 
Energieversorgung, der Luftreinhaltung sowie dem Klimaschutz entsprochen wird, 

- der Anteil der erneuerbaren Energien an der Energieversorgung ausgeweitet und, 
- damit ein konkreter Beitrag zum Umwelt- und Klimaschutz geleistet werden kann, 
- die geplante bauliche Nutzung auf Brachflächen aus einer ehemals gewerblichen Nutzung erfolgt 

und nicht zu einer Neuinanspruchnahme von unverbautem Landschaftsraum führt. 
 
Ergänzend noch der zweite Satz aus § 2 EEG-2023 „Besondere Bedeutung der erneuerbaren Energien“, 
der wie folgt lautet: 

„Bis die Stromerzeugung im Bundesgebiet nahezu treibhausneutral ist, sollen die erneuerbaren 
Energien als vorrangiger Belang in die jeweils durchzuführenden Schutzgüterabwägungen 
eingebracht werden.“ 

 
Durch die mit der Planaufstellung verfolgten o.g. Ziele und Zwecke wird aus der Sicht der Stadt 
Roßleben-Wiehe den im § 1 Abs. 5 BauGB verankerten städtebaulichen Planungsgrundsätzen 
ausreichend entsprochen. 
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2.3.5 Planungsanlass 
Die Stadt Roßleben-Wiehe verfügt für das Stadtgebiet Roßleben über einen rechtskräftigen 
Flächennutzungsplan aus dem Jahre 1997. Entsprechend der Darstellung des Flächennutzungsplans 
liegt das Plangebiet innerhalb des ehemals geplanten Industriegebietes „Am Kalischacht“.  
Aus diesem Grund hat die Stadt Roßleben-Wiehe das Planverfahren der 10. partiellen Änderung des 
Flächennutzungsplans der Stadt Roßleben-Wiehe, Ortsteil („OT“) Roßleben eingeleitet.  
Das 10. partielle Änderungsverfahren wird im Parallelverfahren gemäß § 8 Abs. 3 BauGB durchgeführt. 
Ziel ist es, für die Flächen des Plangebiets im Flächennutzungsplan ein Sondergebiet „Photovoltaik“ 
darzustellen. Somit würde ein geschlossenes Sondergebiet PV/Photovoltaik auf den bisher ungenutzten 
Konversionsflächen der ehemaligen Kali-Verladungsanlage des Kaliwerks Roßleben entstehen. 
 
Der Stadtrat der Stadt Roßleben-Wiehe hat nach pflichtgemäßer Prüfung gemäß § 1 Abs. 3 BauGB die 
Erforderlichkeit der Planaufstellung des Bebauungsplans Freiland Photovoltaikanlage III "An der 
Verladung" der Stadt Roßleben-Wiehe beurteilt und aus den oben dargelegten Gründen am 30.03.2023 
den Aufstellungsbeschluss für die Flächen 10/7, 10/8, 10/9, 10/12 und 66/7 gefasst und damit das 
gesetzlich vorgeschriebene Planverfahren auf der Grundlage der Vorgaben des § 1 Abs. 3 
Baugesetzbuch (BauGB) eingeleitet. 
 
Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 Satz BauGB ist durch die Auslegung des 
gebilligten Vorentwurfs vom 02.05.2023 bis 16.06.2023 durchgeführt worden. 
Die Bekanntmachung der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung erfolgte im Amtsboten Nr. 05 vom 
21.04.2023 der Stadt Roßleben-Wiehe. 
Die von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind gemäß § 4 Abs. 
1 BauGB mit Schreiben vom 26.04.2023 zur Abgabe einer Stellungnahme bis zum 31. Mai 2023 
aufgefordert worden. 
Die Unterlagen zum Vorentwurf Freiland-Photovoltaikanlage III „An der Verladung“ der Stadt Roßleben-
Wiehe wurden auch im Internet rossleben.wiehe.info/stadt-satzungen.html als download zur Verfügung 
gestellt. 
 
Mit Protokoll vom 16.06.2023 bestätigt die Stadt Roßleben-Wiehe, dass es im Rahmen der vorgenannten 
frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung keine Anregungen und Hinweise von Bürgern während der 
Auslegung der Planungsunterlagen für die Bauleitplanung „Bebauungsplan Freiland Photovoltaikanlage 
III „An der Verladung im OT Roßleben“ gegeben hat. 
 
Die eingegangenen Stellungnahmen im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der sonstigen Träger 
öffentlicher Belange wurden zur Kenntnis genommen, ausgewertet und soweit als notwendig und 
sachdienlich in dieser Version der Begründung mit Umweltbegründung im Planentwurf (Fassung August 
2023) berücksichtigt. 
 
Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 Satz BauGB ist durch die Auslegung des 
gebilligten Planentwurfs vom 18.09.2023 bis 20.10.2023 durchgeführt worden. 
Die Bekanntmachung der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung erfolgte im Amtsboten Nr. 09 vom 
08.09.2023 der Stadt Roßleben-Wiehe. 
Die von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind gemäß § 4 Abs. 
1 BauGB mit Schreiben vom 22.09.2023 zur Abgabe einer Stellungnahme bis zum 31. Oktober 2023 
aufgefordert worden. 
Die Unterlagen zum Planentwurf Freiland-Photovoltaikanlage III „An der Verladung“ der Stadt Roßleben-
Wiehe wurden auch im Internet rossleben.wiehe.info/stadt-satzungen.html als download zur Verfügung 
gestellt. 
 
Mit Protokoll vom 23.10.2023 bestätigt die Stadt Roßleben-Wiehe, dass es im Rahmen der vorgenannten 
frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung keine Anregungen und Hinweise von Bürgern während der 
Auslegung der Planungsunterlagen für die Bauleitplanung „Bebauungsplan Freiland Photovoltaikanlage 
III „An der Verladung im OT Roßleben“ gegeben hat. 
 
Die eingegangenen Stellungnahmen im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der sonstigen Träger 
öffentlicher Belange wurden zur Kenntnis genommen, ausgewertet und soweit als notwendig und 
sachdienlich in dieser Version der Begründung mit Umweltbegründung im RECHTSENTWUF (Fassung 
November 2023) berücksichtigt. 
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2.3.6 Kosten, Finanzierung und Durchführungsverpflichtung 
Alle mit der Errichtung und dem Betrieb der PV-Anlage einhergehenden Planungs-, Erschließungs-, 
Investitions-, Unterhaltungs- und sonstige Kosten trägt der VHT. 
Hierzu zählen auch die Kosten für erforderliche Baulasten, festgesetzte Maßnahmen zum Ausgleich im 
Sinne des § 1a Abs. 3 i. V. m. § 135a BauGB bzw. nach dem Naturschutzrecht sowie die Kosten für den 
Rückbau der Anlage nach Betriebseinstellung. 
Die entsprechenden Details sowie die Übernahme der Durchführungsverpflichtung durch den VHT sind 
im Städtebaulichen Vertrag gemäß § 11 Abs. 1 Satz 1 BauGB mit der Stadt Roßleben-Wiehe geregelt. 

2.4 Lage und räumlicher Geltungsbereich des Plangebiets 

2.4.1 Lage im Raum 
Die Stadt Roßleben-Wiehe liegt im Norden des Freistaates Thüringen unmittelbar an der Grenze zu 
Sachsen-Anhalt bzw. im Osten des Kyffhäuserkreises. 
 
Am 1. April 1999 wurde Roßleben Einheitsgemeinde mit den Ortschaften Bottendorf und Schönewerda 
und erhielt im gleichen Jahr das Stadtrecht verliehen. 
Am 1. Januar 2019 ist das 2. Thüringer Neugliederungsgesetz (ThürGNGG 2019) in Kraft getreten. 
Infolge dessen haben die bisherigen Städte Roßleben und Wiehe sowie die Gemeinden Donndorf und 
Nausitz zur neuen Stadt Roßleben-Wiehe fusioniert. 
Der Sitz der Stadtverwaltung der Stadt Roßleben-Wiehe befindet sich im OT Roßleben, Schulplatz 6. 

2.4.2 Einwohner und Flächengröße 
In der Stadt Roßleben-Wiehe leben mit Stand 30.06.2019 insgesamt 7.511 Einwohner 
(Quelle: Internetseite der Stadt Roßleben-Wiehe unter „Daten & Fakten“). 
Die Flächenausdehnung des Gemeindegebietes beträgt 72,85 km². 
 
Folgende Kommunen grenzen an das Stadtgebiet an: 

- Landgemeinde Artern/Unstrut, 
- Einheitsgemeinde Allstedt (S.-A., Landkreis Mansfeld-Südharz) 
- Stadt Querfurt (S.-A., Saalekreis) 
- innerhalb der Verbandsgemeinde an der Finne die Gemeinde Kaiserpfalz (S.-A., 

Burgenlandkreis) 
- Stadt An der Schmücke 

2.4.3 Geschichte 
Ortsteil Stadt Roßleben: 
In dem Zeitraum um 830 - 850 erstmals urkundlich erwähnt, gehört Roßleben zu den ältesten Städten 
zwischen Harz und Elbe. 
(Quelle: W. Kahl, Ersterwähnung Thüringer Städte und Dörfer bis 1300). 
Heute zählt die über 450 Jahre alte Klosterschule Roßleben zu den traditionsreichsten 
Bildungseinrichtungen Deutschlands und wird als Gymnasium in freier Trägerschaft betrieben. 
Die Entwicklung der Stadt Roßleben ist eng verbunden mit der Landwirtschaft und dem Kalibergbau. Im 
Jahre 1851 entsteht die erste Roßlebener Zuckerfabrik am östlichen Ortsausgang. Später wurde daraus 
das Dampfsägewerk Meitz bzw. die Schuhfabrik. 1857/1858 entsteht eine zweite Zuckerfabrik zwischen 
Roßleben und Bottendorf. 
Im Jahre 1903 wurde der erste Kalischacht in Roßleben abgetäuft und bis 1946 Kalibergbau betrieben. 
Später wird das Kaliwerk von 1962 bis 1964 rekonstruiert und dessen Kapazitäten erweitert. Daraufhin 
beginnt ein Zuzug von Arbeitern nach Roßleben. Es entstehen über 1.000 neue Wohnungen. 
1976 bilden Roßleben, Wiehe, Langenroda und Donndorf den Gemeindeverband „Unstruttal“, der 1990 
aufgelöst wird. 
Am 01.04.1999 erfolgt die Gründung der Einheitsgemeinde Roßleben mit den Ortsteilen Bottendorf und 
Schönewerda. (Quelle: www.wikipedia.de) 

2.4.4 Plangebiet 
Im Westen bildet der öffentliche Weg „An der Verladung“ und der weiter nach Norden führende Feldweg 
zum ehemaligen Kalischacht (jetzt GHB GmbH) den Abschluss. 
Im Nord-Osten schließt sich das Gelände der dortigen Kaliabraumhalde des ehemaligen Kaliwerks 
Roßleben und der dort befindliche Solarpark der GHB GmbH an. 
Im Osten grenzt das Plangebiet unmittelbar an die Landesgrenze zu Sachsen-Anhalt (Burgenlandkreis) 
an, parallel zur Landesgrenze verläuft dort auch das Gewässer Sulze auf dem separaten Flurstück 67/1. 
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Im Süden grenzen die Teilflächen #10/12 und #66/7 an den öffentlichen Schienenweg Roßleben - 
Naumburg an. 
 
Die räumliche Lage und exakte Abgrenzung des jeweiligen Geltungsbereichs sind der Planzeichnung 
(Planteil) zu entnehmen. 

 
Abbildung Nr. 1: 
[Quelle Auszug Geoproxy Thüringen, Lage und Umfang Plangebiet, nicht maßstabsgerecht, ansonsten siehe Planzeichnung] 
 
Das Flurstück #10/9 soll ausschließlich als Ausgleichsfläche genutzt werden, der darüber laufende 
Feldweg wird beibehalten, dieses Grundstück wird nicht eingezäunt. 
 
Das Plangebiet des Bebauungsplans befindet sich in der Flur 6 der Gemarkung Roßleben und umfasst 
folgende Flurstücke: 
Bundesland: Thüringen 
Landkreis: Kyffhäuserkreis 
Stadt: Roßleben-Wiehe 
Gemarkung: Roßleben 
Flur: 6 
Flurstücke: 10/12 mit  8.415,00 qm 
 66/7 mit  278,00 qm 
 10/7 mit 50.057,00 qm 
 10/8 mit  9.640,00 qm 
 10/9 mit 10.046,00 qm 
PLANGEBIET  78.436,00 qm 
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Das Plangebiet liegt auf einer Höhe von ca. 121 - 125 m NN. 
Die Straße „An der Verladung“ entspricht einer Höhe von 125 m NN. 
Generell wird im Plangebiet das natürliche Geländeniveau beibehalten. 
Der aufgeschüttete Erdwall auf FLS 10/7 hat eine mittlere Höhe von ca. 3,00 Metern gegenüber dem 
angrenzenden Gelände. 
Sollte dieser Erdwall unter Berücksichtigung aller Vorschriften abgetragen werden, wird das umgreifende 
Geländeniveau angestrebt. Die notwendige Erdabdeckung der Ferngasleitungsanlagen wird in 
Absprache mit dem Betreiber dabei berücksichtigt. 
 
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplans wird wie folgt begrenzt: 
a) nördlich befinden sich weitere Brachflächen der ehemaligen Förderbandstrecke zwischen der 
Verladung und dem ehemaligen Kaliwerkgelände. 
b) östlich des Plangebiets befindet sich im Bereich des Bachlaufs der Sulze (FLS 67/1) die Landesgrenze 
zu Sachsen-Anhalt und dem benachbarten Burgenlandkreis, diese Flächen werden als Ackerflächen 
genutzt 
c) südlich wird das Plangebiet von der Bahnstrecke Roßleben-Naumburg (6726 Naumburg-Artern, ca. 
Bahn-km 38,37-38,68 bahnrechts) begrenzt. Weiter südlich der Bahnlinie grenzen Ackerflächen an 
d) westlich des Plangebietes auf den Flächen bis zum Stadtgebiet schließen sich zwei bereits realisierte 
Freiflächen-Photovoltaikanlagen an, welche bis vor zur Bahnbrücke gebaut sind 
 
Die östliche Begrenzung des Plangebietes wird durch die „Sulze“, ein Gewässer 2. Ordnung, gebildet. 
Die Sulze verläuft auf dem Flurstück 67/1. 
Der Bereich 10 m landseits der Böschungsoberkante ist als Gewässerrandstreifen gesetzlich geschützt 
und unterliegt den Restriktionen des Wasserhaushaltsgesetzes/ Thüringer Wassergesetzes. 
Dieser gesetzlich geschützte Gewässerrandstreifen wird in der Planzeichnung in einer Breite von 
10 Metern dargestellt. Die Baugrenze nach § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB ist außerhalb darzustellen. 
Für das Errichten der Einfriedung im Bereich des Gewässerrandstreifens ist die wasserrechtliche 
Genehmigung bei der unteren Wasserbehörde einzuholen. 
 
Siehe hierzu unter „6. Gesetzlich geschützter Gewässerstreifen“ die textlichen Festsetzungen unter Punkt 
3.4.5.3 „Schutzgüter Wasser“auf der Seite 61 und die Festsetzung in der BPLAN-Planzeichnung, welche 
aufgrund der vorgenannten Änderung zur Einfriedung angepasst wurden. Die westliche 
Böschungsoberkante entspricht dem Grundstücksverlauf. 
 
Auf der Teilfläche 10/8 ist noch ein letztes baufälliges Betriebsgebäude vorhanden. Reste von ehemals 
versiegelten Flächen und aufgeschotterten Flächen (insbesondere Bahnschotter) sind in Teilbereichen 
von 10/7, 10/8, 10/9, 10/12 und 66/7 noch vorzufinden. 
Auf dem Flurstück 10/7 und Teilbereiche des Flurstückes 10/8 wurden nach Abwicklung des 
Kalischachtes Roßleben mehrere Jahre unterschiedliche Gewerbe betrieben.  
Diese Gewerbebetriebe gingen in Insolvenz und die Flächen wurden sich selbst überlassen. Die Stadt 
Roßleben-Wiehe hat in der Vergangenheit immer wieder bei der Halle (10/8) Sicherungsmaßnahmen 
vollziehen müssen. Dennoch wurde von fremden Dritten Ablagerungen hinterlassen. 
Der das Gelände (10/7) umfassende Erdwall ist heute noch markant ersichtlich und stellt eine bauliche 
Anlage dar. Im südlichen Bereich des Flurstücks 10/7 quert die Ferngasleitung mit dazugehörigem 
Steuerkabel, diese Gastrasse mit entsprechendem Schutzstreifen wird bei der Planung berücksichtigt. 
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Abbildung Nr. 2: Google Earth Luftbild zzgl. Bezeichnung der Flurstücke des Plangebiets 
 
Im Flurstück 10/9 gibt es eine bestehende Mittelspannungsleitung und im Bereich des Feldwegs wurde 
im Frühjahr & Sommer 2023 durch die MitNetzStrom eine neue Mittelspannungsleitung verlegt. 
Diese vorgenannten Versorgungsleitungstrassen werden mit entsprechenden Schutzstreifen innerhalb 
des B-Plan-Plangebiets bei der Planung berücksichtigt. 
 
 
Ergänzende Hinweise zur Bahnstrecke Naumburg (Saale) nach Artern (6726): 
A) Tolerierung von Auswirkungen des Bahnbetriebs auf das Plangebiet: 
Die Bahnstrecke Naumburg (Saale) nach Artern (6726) ist im betroffenen Bereich an die Deutsche 
Regionaleisenbahn GmbH (DRE GmbH) verpachtet. 
„Ergänzend und allgemein weist die Deutsche Bahn AG in Ihrer Stellungnahme vom 26.05.2023 darauf 
hin, dass auf den angrenzenden Bahnstrecken verkehrenden Eisenbahnverkehrsunternehmen 
hinsichtlich Bremsstaubeinwirkungen durch den Eisenbahnbetrieb sowie durch 
Instandhaltungsmaßnahmen (z. B. Schleifrückstände beim Schienenschleifen) von allen Forderungen 
freizustellen sind.“ 
 
Dazu wird nachfolgender Absatz als HINWEIS „H4. EISENBAHNBETRIEB“ in der B-Plan-Planzeichnung 
ergänzt: 
„H4. Eisenbahnbetrieb 
Mögliche Bremsstaubeinwirkungen durch den Eisenbahnbetrieb sowie durch 
Instandhaltungsmaßnahmen bezogen auf das Plangebiet werden zur Kenntnis genommen und toleriert.“ 
 



BEGRÜNDUNG mit UMWELTBERICHT 
des Bebauungsplans Freiland Photovoltaikanlage III 

„An der Verladung“ im OT Roßleben der Stadt Roßleben-Wiehe 

11 
 

B) Forderung Vorlage eines Blendgutachtens: 
Die DB AG fordert in Ihrer Stellungnahme vom 26.05.2023 ein Blendgutachten. 
Dieser generell formulierten Forderung wird mit nachfolgender Begründung widersprochen. 
Die Erläuterung, dass Photovoltaikanlagen grundsätzlich blendfrei zum Bahnbetriebsgelände herzustellen 
sind, wird von der Stadt Roßleben-Wiehe zur Kenntnis genommen. 
 
Ob die Blendung als zumutbar gilt, orientiert sich an der Einwirkdauer. Die Bund-/Länder-
Arbeitsgemeinschaft für Immissionsschutz gibt einen Blendungs-Grenzwert von 30 Minuten/Tag und 30 
Stunden/Jahr vor. 
 
Die Bahnstrecke ist an die DRE GmbH verpachtet, die jedoch derzeit auf diesem Teilabschnitt der 
Bahnstrecke 6726 keinen Fahrbetrieb unterhält und keine Stellungnahme (TÖB 02.1) abgegeben hat. 
Derzeit sind nur unregelmäßige Probefahrten auf diesem Streckenabschnitt bekannt. 
Der südliche Teil des Plangebiets (FLS 10/12 & 66/7) welches an die Bahnstrecke angrenzt, liegt tiefer 
als die Bahnstrecke die dort auf einem erhöhten Bahndamm verläuft. 
Eine Blendwirkung auf einen wiederaufzunehmenden Fahrbetrieb ist lediglich punktuell und damit 
temporär kurzfristig zu erwarten, die Forderung eines Blendgutachtens erscheint hier unnötig und 
unverhältnismäßig. 
 
C) Forderung Zugangswege an die Bahnstrecke im Katastrophenfall: 
Die Erläuterungen zu „benötigten Zugangswege an Bahnstrecken im Katastrophenfall und für 
Instandsetzungen“ wird von der Stadt Roßleben-Wiehe zur Kenntnis genommen. 
„Der Betreiber der Solaranlage gewährt der lokalen Feuerwehr zur Abwehr von eventuell auf dem 
Plangebiet auftretenden Gefahren, den Zugang zum Solarpark, so auch auf die an die Bahnstrecke 
angrenzenden Flurstücke 66/7 und 10/12.“ 
 
D) Forderung Rettungswege an der Bahnstrecke im Katastrophenfall: 
Die Erläuterung zur Gestaltung von Rettungswegen mit einer Mindestbreite von 3,50 m wird von der 
Stadt Roßleben-Wiehe zur Kenntnis genommen. 
 
Aus der Planzeichnung und der Begründung des Vorentwurfs ist bereits bekannt und berücksichtigt: 

• Die Bahnstrecke verläuft auf dem Flurstück 8/101. 
• Die Gleisanlagen befinden sich in einem Mindestabstand von 7,0 Metern zur Flurstückgrenze 

10/12 und 66/7. 
• Die Baugrenzlinie liegt wiederum mindestens drei Meter innerhalb der Flurstücke 10/12 und 66/7. 
• Die Zaunanlage wird wie üblich knapp innerhalb der Flurstückgrenze 10/12 und 66/7 gebaut. 

Damit ist bei der Wiederaufnahme des Fahrbetriebs im Ereignisfall eine Zuwegung für Fremdrettungs-
kräfte über das Plangebiet gewährleistet. 
 
E) Forderung Hinsichtlich Neuanpflanzungen 
Die Erläuterungen zu „Neuanpflanzungen im Nachbarbereich von Bahnanlagen, …“ werden von der 
Stadt Roßleben-Wiehe zur Kenntnis genommen. 
In dem an die Bahnanlage angrenzenden Plangebietsbereich sind keine solchen Maßnahmen geplant. 
 
In Ihrer Stellungnahme zum Planentwurf (Fassung August 2023) gibt die Deutsche Bahn folgende zwei 
Hinweise: 
a) Die von uns im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung mitgeteilten Belange wurden beim Planentwurf 
berücksichtigt. 
b) Photovoltaikanlagen sind grundsätzlich blendfrei zum Bahnbetriebsgelände hinzugestalten. 
 
Wegeverlauf und Wegerecht (LMBV-Stellungnahme vom 24.05.2023) 
Die folgenden Hinweise der LMBV werden zur Kenntnis genommen: 
a) Seit 2001 ist für die LMBV (seinerzeit GVV) ein Wegerecht über Flurstück 10/7, Flur 6, Gemarkung 
Roßleben im Grundbuch von Roßleben, Blatt 5816 dinglich gesichert. 
b) Der Wortlaut der Dienstbarkeit kann der ebenfalls dem Schreiben beigefügten Eintragungsmitteilung 
vom 19.04.2001 entnommen werden. 
c) Zudem ist die Wegeführung aus dem Lageplanausschnitt in der Anlage ersichtlich 
 
Die Wegeführung aus dem Lageplanausschnitt auf den Flurstücken 10/7 und 10/8 ist bekannt, der 
Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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Nach Prüfung mit den örtlichen Gegebenheiten konnte festgestellt werden, dass diese zeichnerische 
Darstellung dem tatsächlichen Verlauf im Gelände entspricht. 
Die heutige Wegeführung ist in der BPLAN-Planzeichnung detailliert dargestellt. 
Die Stellungnahmen, dass  
a) der Weg nicht überbaut werden darf und 
b) die Möglichkeit hinsichtlich eines alternativen Wegeverlaufs in Verhandlung zu treten besteht, 
wird ebenfalls zur Kenntnis genommen und bei den weiteren Planungen berücksichtigt. 
 
Die Ausführungen der LMBV werden vom Entwurfsverfasser ergänzt, dass für den weiteren Wegeverlauf 
auf dem Flurstück 10/8 kein dinglich gesichertes Wegerecht vorliegt. 
Hierzu wird soweit vom Vorhabenträger beeinflussbar eine einvernehmliche Lösung und Absicherung für 
die LMBV angestrebt und zugesagt. 
 
Der Vorhabenträger prüft die von der LMBV benannte Möglichkeit den Weg im Ganzen oder in 
Teilbereichen zu verlegen. Dabei werden die einzelnen bereits benannten Sperr- und Abstandsflächen 
der Ferngasleitung berücksichtigt. Ziel der Verlegung des Weges ist es, die Bauverbotszone für die 
Module in Summe möglichst klein zu halten. 
Die heutige Bachquerung der Sulze im Bereich des Flurstücks 10/8 soll jedoch zwingend, wie heute 
vorhanden, erhalten werden. 
 
Das Thüringer Landesamt für Umwelt, Bergbau und Naturschutz (TLUBN) - ZS Weimar Abteilung 5, 
Wasserrechtlicher Vollzug, Belange Abwasser, Zulassungsverfahren, … u. Kalibergbau, [Abwasser, 
Abwasserabgabe, Wismut- und Kalibergbau] benennt in seiner Stellungnahme vom 24. Mai 2023: 
a) Der Flächennutzungsplan befindet sich im Abstrom der Kali-Halde Roßleben 
Ggf. sind Belastungen des Grundwassers mit bergbaustandorttypischen Schadstoffen zu erwarten. 
b) Es sollte gewährleistet werden, dass die Einrichtungen zur Überwachungen der Auswirkungen der 
Kali-Halde Roßleben (Grundwasser- und Oberflächenwassermessstellen) unterbrochen anfahrbar sind 
und in ihrer Funktion nicht beeinflusst werden 
c) Pläne über die Messeinrichtungen sind angehangen 
 
Die Lage der Messeinrichtungen und der Forderung der freien Zuwegung sind bekannt und werden bei 
der Planung berücksichtigt. 
 
Die LMBV bestätigt in ihrer Stellungnahme zum Planentwurf (Fassung August 2023) die Gültigkeit ihrer 
Stellungnahme vom 31.05.2023, welche vorgenannt beschrieben wurde. 
Die LMBV bestätigt ferner den Vorschlag der Einrichtung eines flexiblen Wegekorridors, möchte aber wie 
zugesichert bei der Entscheidung der Ausführung eingebunden und informiert sein. 
 
Das Thüringer Landesverwaltungsamt widerspricht in seiner Stellungnahme vom 26.10.2023 jedoch der 
geplanten Vorgehensweise, demnach müssen vor Beschluss des Bebauungsplans die Abstimmungen 
zum Wegeverlauf nach Festsetzungstext Nr. 5.1, welcher dann auch von der Bebauung freizuhalten ist 
und für die dann auch ein Geh- und Fahrtrecht eingeräumt werden sollte, abgeschlossen sein. 
Daher wird nun im RECHTSPLAN der bisherige „Wegekorridor“ durch einen konkreten neuen 
Wegeverlauf ersetzt und textlich beschrieben. 
 
Definition des neuen Wegeverlauf auf Teilflächen der FLS 10/7 und 10/8 
Basierend auf den vorgenannten Ausführungen zum Wegeverlauf auf den Teilflächen der Flurstücke 10/7 
und 10/8 wird im RECHTSPLAN wie folgt von Westen nach Osten definiert: 
a) Im Westen beginnt der heutige Wegeverlauf am dortigen Feldweg (TFL 10/9) bis er auf die 
Grundstücksgrenzlinie der Flurstücke 10/7 und 10/8 trifft. Für diesen Teil des Wegeverlaufs gibt es für die 
LMBV eine dingliche Sicherung (siehe BPLAN-Planzeichnung „rosa Darstellung“). 
b) Der weitere neue Wegeverlauf (siehe BPLAN-Planzeichnung „lila Darstellung“) folgt der 
Grundstücksgrenzlinie der Flurstücke 10/7 und 10/8 auf der Fläche des Flurstücks 10/7, in einer Breite 
gegen Norden von 5 Meter bis zur Sperrflächen der Ferngasleitung mit Steuerkabel. 
c) Im Bereich des Flurstücks 10/8 setzt sich der Weg in einer Breite von 5 Meter südwestlich fort, direkt 
südlich angrenzend an die Sperrfläche der Ferngasleitung mit Steuerkabel, bis 
d) er auf den heutigen Wegeverlauf auf dem FLS 10/8 mit der bereits existierenden Bachquerung der 
Sulze trifft. 
Soweit der Wegeverlauf neu gebaut wird, wird eine Breite von mindestens 5,00 Metern berücksichtigt. 
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Die Sperrfläche des Weges definiert sich aus dem neuen Wegeverlauf der sich nach Abstimmung mit der 
LMBV und der Stadt Roßleben-Wiehe ergeben hat. 
 
Zur Absicherung wird folgende Textliche Festsetzung in dem Bebauungsplan-Planteil eingefügt: 

5.1 Geh- und Fahrrecht nach § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB i.V.m. Sperrfläche nach § 9 Abs. 1 Nr. 10 
BauGB 
5.1.1 Teil des Wegeverlaufs mit bestehender dinglicher Sicherung für LMBV (siehe BPLAN-
Planzeichnung „rosa Darstellung“) 
Die im Geltungsbereich als solche festgesetzte Flächen auf dem Flurstück 10/7 der Flur 6 Gemarkung 
Roßleben sind mit einem Wegerecht zu Gunsten der LMBV belastet. 
Hierfür wird eine Sperrfläche nach § 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB (Flächen, die von der Bebauung 
freizuhalten sind) festgesetzt. 
 
5.1.2 neuer Wegeverlauf (siehe BPLAN-Planzeichnung „lila Darstellung“) 
Die im Geltungsbereich als solche festgesetzte Flächen auf den Flurstücken 10/7 und 10/8 der Flur 6 
Gemarkung Roßleben werden auf ersten Wunsch der LMBV mit einem Wegerecht zu Gunsten der 
LMBV belastet. 
Hierfür wird eine Sperrfläche nach § 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB (Flächen, die von der Bebauung 
freizuhalten sind) festgesetzt. 

2.5 Stadttechnische Erschließung 

2.5.1 Verkehrstechnische Erschließung 
Die verkehrstechnische Erschließung des Plangebiets erfolgt über die öffentliche Straße „An der 
Verladung“. 
Die Flurstücke 66/7 und 10/12 haben ein dinglich gesichertes Zuwegungsrecht über das benachbarte 
Grundstück 10/11, welches im Eigentum des VHT steht. 
Die Flurstücke 10/7 und 10/8 sind direkt über die öffentliche Straße „An der Verladung“ (Teilfläche auf 
Flurstück 10/5) erreichbar. 

2.5.2 Wasserversorgung 
Das Plangebiet liegt im Zuständigkeitsbereich des Zweckverbandes KAT Kyffhäuser Abwasser und 
Trinkwasserverband. 
Im Bereich des Plangebiets befinden sich keine Wasserleitungen. 
Für den Betrieb der Photovoltaikanlagen wird kein Personal vor Ort eingesetzt. Demzufolge werden auch 
keine Aufenthaltsräume benötigt, die eine Wasser- oder Abwasserversorgung bedingen würden. Die 
Solaranlagen arbeiten absolut emissionslos, Abfallprodukte entstehen nicht. 
Das Bauvorhaben „Photovoltaikanlage“ benötigt zum Bau und Betrieb keine Wasserversorgung. 

2.5.3 Abwasserentsorgung 
Das Plangebiet liegt im Zuständigkeitsbereich des Abwasserzweckverbandes KAT Kyffhäuser Abwasser 
und Trinkwasserverband. 
Im Bereich des Plangebiets befinden sich keine Abwasserleitungen. 
Die Ableitung von Regenwasser in das öffentliche Netz ist nicht erforderlich. 
Das Bauvorhaben „Photovoltaikanlage“ benötigt zum Bau und Betrieb keine Abwasserversorgung. 

2.5.4 Öffentliches Stromnetz 
Für die geplante Nutzung ist eine Einspeisung in das Mittelspannungsnetz erforderlich. Dabei erfolgt die 
Ableitung der erzeugten Energie aus den Wechselrichtern in einen Trafo und von dort auf der 20-kV-
Spannungsebene, die Anbindung über eine kundeneigene Übergabestation an das öffentliche Stromnetz 
auf der 20-kV-Leitung des regionalen Netzbetreibers MitNetzStrom. 
Lage und Einspeisepunkt sind gesichert, es handelt sich um das Mittelspannungsnetz der MitNetzStrom 
im Bereich der Straße „An der Verladung“. Die Anbindung an das öffentliche Mittelspannungsnetz erfolgt 
ausschließlich durch Vertragspartner der MitNetzStrom. Gemäß den eingeholten Planauskünften sind die 
alten und neuen Mittelspannungsleitungen im Plangebiet in der Planzeichnung übernommen worden. 
 
Innerhalb der Photovoltaikanlage werden Elektro- bzw. Steuerkabel oberirdisch in Kabelkanälen und 
unterirdisch in Kabelgräben mit Schutzrohr verlegt. 
 
Um die notwendige Datenerfassung und Anlagenüberwachung zu gewährleisten, werden sämtliche 
Wechselrichter und Sensoriken an Datenleitungen angeschlossen.  
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2.5.5 Brandschutz 
Die speziellen Maßnahmen der Brandbekämpfung werden im Bauantragsverfahren bzw. vor 
Inbetriebnahme der Freiflächenphotovoltaikanlage geklärt. Dazu ist ein Feuerwehrplan nach DIN 14095 
zu erstellen und mit dem Amt für Brand- und Katastrophenschutz und Rettungswesen abzustimmen. 
 
Aufgrund der verwendeten Baumaterialien, welche eine sehr geringe Brandlast aufweisen, ist die 
Wahrscheinlichkeit eines Brandfalls der Anlagen als niedrig einzuschätzen. Dennoch sind Störfälle durch 
Kurzschluss als Brandursache nicht völlig auszuschließen. Die spezifischen Besonderheiten des 
Sonnenkraftwerks machen eine Brandbekämpfung mit Löschwasser nur bedingt möglich. Als 
Hauptgefährdung für Feuerwehreinsatzkräfte ist, neben der Entwicklung toxischer Gase und 
herabfallender Bauteile, die Gefahr durch elektrischen Schlag zu nennen. 
 
Vorliegend ist vorgesehen, auf den Einsatz von Löschwasser zu verzichten und die Photovoltaikanlage 
im Brandfall kontrolliert abbrennen zu lassen. Für den Fall eines Brandes des Trafos oder der 
Übergabestation ist vorgesehen, einen geeigneten Spezialfeuerlöscher bereit zu halten (z. B. 
Pulverlöscher vom Typ P60). 
 
Im Brandfall ist eine Zuwegung für die Feuerwehr über die Industriestraße/Gartenstraße und die Straße 
„An der Verladung“ möglich. 
 
Innerhalb des Plangebiets sind bei der Objektplanung die Thüringer Richtlinie über Flächen für die 
Feuerwehr auf Grundstücken sowie die DIN 4066 zu beachten. Für Gebäude, z. B. Wechselrichter-
stationen oder Transformatoren, die mehr als 50 m von einer öffentlichen Verkehrsfläche entfernt sind, 
sind gemäß § 5 ThürBO Zufahrten und Bewegungsflächen für die Feuerwehr vorzusehen. 
 
Ein ungehinderter Zugang der Feuerwehr kann trotz Einfriedung der Photovoltaikanlage z. B. über die 
Einrichtung eines Schlüsselrohrdepots oder mittels Doppelschließzylinder sichergestellt werden. 
 
Für das Objekt ist ein Feuerwehrplan nach DIN 14 095 zu erstellen, der örtlichen Feuerwehr und der 
Rettungsleitstelle zur Verfügung zu stellen und mit der zuständigen Brandschutzdienststelle 
abzustimmen. 

2.5.6 Telekommunikationsversorgung 
Im Plangebiet befindet sich lediglich auf dem FLS 10/8 im Bereich der Halle eine Einrichtungen/Leitungen 
von der Deutschen Telekom. 
Das Bauvorhaben „Photovoltaikanlage“ benötigt zum Bau und Betrieb keinen Festnetzanschluss. 
Für die Anlagenüberwachung werden mobile Datenübertragungssysteme eingesetzt. 
Die Planauskunft der Deutschen Telekom wird bei den weiteren Planungen berücksichtigt. 

2.6 Wahl des Planungsinstruments und Durchführung des Planverfahrens nach BauGB 

Die Stadt Roßleben-Wiehe sieht zur Erreichung der im Pkt. 2.3.4 dargelegten städtebaulichen Ziele die 
Aufstellung eines Bebauungsplans im sogenannten Standardverfahren auf der Grundlage der 
gesetzlichen Vorgaben des Baugesetzbuches als das geeignete Instrument an und hat mit dem 
Aufstellungsbeschluss (416-28/23) vom 30.03.2023 gemäß § 2 Abs. 1 BauGB das dazu erforderliche 
Planverfahren Grundstücke 66/7, 10/7, 10/8, 10/9 und 10/12 eingeleitet. 
 
Der Stadtrat hat in der Stadtratssitzung vom 30.03.2023 diesen Vorentwurf gebilligt und die frühzeitige 
Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 3 Abs. 1 BauGB und die Behördenbeteiligung nach § 4 Abs. 1 BauGB 
beschlossen. 
 
Nach Durchführung der gesetzlich vorgeschriebenen Verfahrensschritte gemäß § 3 Abs. 1, § 4 Abs. 1, 
§ 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB wird der Stadtrat der Stadt Roßleben-Wiehe am Ende des 
Planverfahrens nach Abwägung aller öffentlichen und privaten Belange gemäß § 1 Abs. 7 BauGB den 
erforderlichen Satzungsbeschluss gemäß § 10 BauGB fassen. 
 
Parallel zum Bebauungsplanverfahren erfolgt die 10. partielle Änderung des Flächennutzungsplans OT 
Roßleben der Stadt Roßleben-Wiehe, um die Entwicklungsgrundlage für den Bebauungsplan gemäß § 8 
Abs. 2 BauGB herzustellen. 
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Gemäß § 10 Abs. 2 BauGB ist der Satzungsbeschluss des Bebauungsplans nach Prüfung der 
Kommunalaufsicht durch die Stadt Roßleben-Wiehe ortsüblich bekannt zu machen. 
Der Bauleitplan ist mit der Begründung und der zusammenfassenden Erklärung nach § 10 Abs. 4 BauGB 
zu jedermanns Einsicht bereitzuhalten; über den Inhalt ist auf Verlangen Auskunft zu geben. In der 
Bekanntmachung ist darauf hinzuweisen, wo der Bauleitplan eingesehen werden kann. 
Mit der Bekanntmachung tritt der Bauleitplan in Kraft. 

2.7 Begriffsdefinition 

Der Bebauungsplan Freiland Photovoltaikanlage III "An der Verladung“ der Stadt Roßleben-Wiehe wird 
im Folgenden als „Bauleitplan“ bezeichnet und ist bis zum Satzungsbeschluss durch die Stadt 
Roßleben-Wiehe als „Entwurf“ zu verstehen. 
 
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes Freiland Photovoltaikanlage III "An der Verladung" 
der Stadt Roßleben-Wiehe wird im Folgenden als „Plangebiet“ (vgl. 2.4.4) bezeichnet. 

2.8 Inhalt der Planunterlagen 

Die Planunterlagen zur Aufstellung des Bebauungsplans Freiland Photovoltaikanlage III "An der 
Verladung" der Stadt Roßleben-Wiehe bestehen aus: 
dem Planteil:  Teil A – Zeichnerische Festsetzungen 
 Teil B – Planzeichenerklärung 
 Teil C – Textliche Festsetzungen 
 Teil D – Hinweise 
 Teil E – Verfahrensvermerke (Planungsstand: Rechtsplan) 
sowie 
Begründung & Umweltbericht Teil I  BEGRÜNDUNG gemäß § 9 Abs. 8 BauGB mit  
 Teil II UMWELTBERICHT mit integriertem Grünordnungsplan und  
 Artenschutzfachbeitrag nach § 2 Abs. 4 und § 2a BauGB 
 
Als Planunterlage wird ein Auszug aus dem Liegenschaftskataster im Maßstab 1:1.000 verwendet. Die 
Kartengrundlage und der Maßstab wurden so gewählt, dass der Planinhalt eindeutig festgesetzt werden 
kann. 
Die Planunterlage entspricht hinsichtlich Maßstab, Inhalt und Genauigkeit somit den Anforderungen des 
§ 1 Abs. 2 PlanzV. 
Weiteres zu den Grundlagen und Gesetzen siehe unter Punkt 4.6. 

2.9 Übergeordnete und sonstige Planungen 

2.9.1 Übergeordnete Planungen 
Neben den gesetzlichen Grundlagen des BauGB und der Baunutzungsverordnung (BauNVO) erfolgt eine 
Steuerung der Entwicklungen in den Städten auch durch landes- und regionalplanerische Regelungen. 

2.9.1.1 Landes- und Regionalplanung 
Bauleitpläne sind an die Ziele der Raumordnung und Landesplanung anzupassen. 

2.9.1.1.1 Landesentwicklungsprogramm Thüringen 2025 (THLEP25) 
Auf der Grundlage von § 4 des Thüringer Landesplanungsgesetzes (ThürLPlG) vom 11. Dezember 2012 
(GVBl. S. 450) wurde am 4. Juli 2014 die Thüringer Verordnung über das Landesentwicklungsprogramm 
im Gesetz- und Verordnungsblatt für den Freistaat Thüringen (GVBl. S. 205) verkündet. 
Am 5. Juli 2014 ist das Landesentwicklungsprogramm 2025 in Kraft getreten. 
Die Stadt Roßleben-Wiehe gehört zur Planungsregion Nordthüringen. 
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Dem Plangebiet selbst ist in der Karte 10 – Freiraum – keine Funktion zugeordnet.  

 
Abbildung Nr. 3: [Auszug Karte 10 – Freiraum LEP TH 2025] 
 
Jeweils mit Abstand grenzen an: 
 Freiraumbereich Landwirtschaft (6.2.2 G), 
 Risikobereiche Hochwassergefahr (6.4.3 G), 
 Freiraumverbundsystem Auenlebensräume (6.2.2 G) 
 
Relevant für die vorliegende Planung ist der Punkt 5.2 LEP (Energie). 
Als Leitvorstellungen sind u. a. formuliert:  
 
5.2. Energie, Leitvorstellungen Nr. 3 
„Die Potenziale der erneuerbaren Energien (Windenergie, Solarenergie, Biomasse, Erdwärme, 
Wasserkraft) sollen verstärkt und vorrangig erschlossen und genutzt werden. Voraussetzungen für den 
weiteren Ausbau der Nutzung erneuerbarer Energieträger sollen an geeigneten Stellen geschaffen 
werden. 
(5.2, Nr. 3 TH-LEP2025, Seite 91) 
 
5.2. Energie, Leitvorstellungen Nr. 4 
„Mit dem Ausbau der erneuerbaren Energien ist eine Diversifizierung und Regionalisierung der 
Energieerzeugung verbunden, die weitere Entwicklung des dünnbesiedelten, ländlich geprägten Raums 
als Energielieferant wird unterstützt. Erneuerbare Energien eröffnen diesen Landesteilen zusätzliche 
Wertschöpfungsmöglichkeiten.“ 
(5.2, Nr. 4 TH-LEP2025, Seite 91) 
 
Als Ziel wird unter 5.2.7. Z definiert: 
„In Thüringen ist bis zum Jahr 2020 der Anteil erneuerbarer Energien am Gesamtenergieverbrauch auf 
30 % und am Nettostromverbrauch auf 45 % zu steigern. 
Die Ausbauplanung und –realisierung ist durch die Landesregierung kontinuierlich zu evaluieren. 3Im 
Lichte der Evaluierung sind die Ausbauziele anzupassen.“ 
(5.2.7 Z, TH-LEP2025, Seite 96) 
 
Es wird unter Grundsatz 5.2.8 G definiert: 
„In Thüringen sollen die räumlichen Rahmenbedingungen für eine Stromproduktion von mindestens 
5.900 GWh/a aus erneuerbaren Energien im Jahr 2020 geschaffen werden. Die Planungsregionen sollen 
dazu nachstehenden Beitrag leisten:“ 
− Nordthüringen 1.800 GWh/a 
(5.2.8 G, TH-LEP2025, Seite 96) 
 

Plangebiet 



BEGRÜNDUNG mit UMWELTBERICHT 
des Bebauungsplans Freiland Photovoltaikanlage III 

„An der Verladung“ im OT Roßleben der Stadt Roßleben-Wiehe 

17 
 

„Die Errichtung großflächiger Anlagen zur Nutzung der Sonnenenergie soll auf baulich vorbelasteten 
Flächen erfolgen oder auf Gebieten, die aufgrund vorhandener Infrastrukturen ein eingeschränktes 
Freiraumpotenzial vorweisen. Die Verfestigung einer Zersiedlung sowie zusätzliche Freirauminanspruch-
nahme sollen vermieden werden.“ 
(5.2.9 G1, TH-LEP2025, Seite 98) 
 
Zur Begründung wird im LEP unter Begründung zu 5.2.9 ausgeführt: 

„Mit der Errichtung großflächiger Anlagen zur Nutzung der Sonnenenergie im Freiraum ist regelmäßig 
eine Beeinträchtigung öffentlicher Belange verbunden. Aus diesem Grund wird auf die 
Inanspruchnahme von baulich vorbelasteten oder infrastrukturell geprägten Gebieten orientiert. Dazu 
können baulich geprägte Brach- und Konversionsflächen, ehemals bergbaulich genutzte Bereiche und 
geeignete Deponien (sofern die vorherige Nutzung noch fortwirkt) ebenso zählen, wie durch Verkehrs- 
und sonstige Netzinfrastrukturen in ihrem Freiraumpotenzial eingeschränkte Gebiete. 
Land- und forstwirtschaftlich genutzte oder naturnahe Flächen zählen nicht dazu. Die 
Standortanforderungen tragen dem Gedanken des sparsamen Umgangs mit Grund und Boden 
Rechnung und leisten somit einen Beitrag zu einer nachhaltigen Flächeninanspruchnahme.“ 

2.9.1.1.2 Regionalplan Nordthüringen 
Die Ziele der Landesplanung werden auf der Ebene der Regionalplanung konkretisiert. 
 
Der Regionalplan Nordthüringen ist mit der Bekanntgabe der Genehmigung im Thüringer Staatsanzeiger 
Nr. 44/2012 vom 29. Oktober 2012 in Kraft getreten. 
 
Der Regionalplan ist allgemein aufzustellen bzw. zu ändern, soweit und sobald es für die Entwicklung, 
Ordnung und Sicherung des Raumes erforderlich ist. Sofern Ziele im Landesentwicklungsprogramm 
geändert wurden, was mit dem Landesentwicklungsprogramm Thüringen 2025 erfolgt ist, muss der 
Regionalplan gemäß § 5 Abs. 6 Satz 3 ThürLPlG den neuen Zielen des Landesentwicklungsprogrammes 
angepasst werden. 
Nach diesen Vorgaben wurde die Änderung des Regionalplanes Nordthüringen am 25. März 2015 
beschlossen und damit das Änderungsverfahren eingeleitet. 
Auch im Regionalplan ist formuliert, „dass Roßleben und Wiehe funktionsteilig als Grundzentrum 
fungieren (Z 1-1).“  
Unter Punkt 2.2.2 wird zu den Vorranggebieten Regional bedeutsame Industrie- und 
Gewerbeansiedlungen unter Z 2-2 ausgeführt: 

„Die im Folgenden verbindlich vorgegebenen – zeichnerisch in der Raumnutzungskarte bestimmten – 
Vorranggebiete Regional bedeutsame Industrie- und Gewerbeansiedlungen sind für die Vorhaltungen 
und Sicherung von Standorten mit regionaler und überregionaler Bedeutung vorgesehen. Andere 
raumbedeutsame Nutzungen sind in diesen Gebieten ausgeschlossen, soweit diese mit der 
vorrangigen Funktion nicht vereinbar sind.“ 
 
- RIG-4 – Roßleben (nur für Betriebsanlagen, die im Zusammenhang mit der Wiederaufnahme des 
Kalibergbaues stehen)“ 

 
Das Vorranggebiet Roßleben (RIG-4) grenzt nordwestlich an die geplante Sondergebietsfläche an. 
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Abbildung Nr. 4: 
RPTHN – Kartenauszug, LKR KYF, Gemarkung Roßleben 
 
Für das Plangebiet selbst ist im Regionalplan keine Nutzung vorgegeben. 
 
Unter Punkt 4.5.4 zur Gewinnung von Rohstoffen unter Tage wird als G 4-18 ausgeführt: 
„In der Planungsregion Nordthüringen sollen die Möglichkeiten zur Gewinnung der vorhandenen 
mineralischen Rohstoffe unter Tage wie 
• Kalisalz – Sondershausen, Roßleben → Regionalplan, Z 2-2…  
erhalten bzw. geschaffen werden. 
Dazu soll die räumliche Einordnung der dafür notwendigen Übertageeinrichtungen an geeigneten 
Standorten ermöglicht werden.“ 
 
Im Grundsatz G 1-6 wird die Auslastung der vorhandenen Gewerbe- und Industriestandorte gefordert. 
Außerdem sollen die vorhandenen Potentialflächen an die Bedürfnisse ansiedlungs- und erweiterungs-
williger Unternehmen angepasst werden. 
 
Für die Planinhalte relevant ist der Grundsatz G 3-21 (Seite 23), der aussagt, „dass die Stromerzeugung 
aus Solarenergie mittels großflächiger Photovoltaikanlagen insbesondere auf nicht mehr genutzten 
Deponiekörpern und Rückstandshalden sowie Brach- und Konversionsflächen erfolgen soll.“ 
In der zugehörigen Begründung wird dargelegt, dass mit der Konzentration von raumbedeutsamen 
Photovoltaikanlagen auf Brach- und Konversionsflächen sowie Deponiekörpern, Schlamm-, Asche- und 
Rückstandshalden des Kalibergbaues eine Konkurrenz mit freiraumrelevanten Flächennutzungen/-
funktionen vermieden wird. 
 
Fazit: 
Grundsätzlich ist festzustellen, dass die geplante Errichtung einer Photovoltaikanlage auf der ehemaligen 
Kali-Verladung im OT Roßleben in Übereinstimmung mit den Vorgaben der Landes- und Regional-
planung erfolgt. 
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Klärung bahntechnischen Erschließung des RIG-4 
Das Thüringer Landesverwaltungsamt benennt in seiner Stellungnahme vom 25. Mai 2023 zum 
Vorentwurf der 10. partiellen Änderung des Flächennutzungsplans OT Roßleben die Forderung: 
„Der nun vorgelegten Planung kann aus Sicht der oberen Landesplanungsbehörde ebenfalls nur 
zugestimmt werden, wenn eine mögliche Bahnanbindung des RIG-4 gesichert bleibt.“ 
 
Das Thüringer Landesverwaltungsamt benennt in seiner Stellungnahme vom 25. Mai 2023 zum 
Vorentwurf des Bebauungsplans „Freiland Photovoltaik III; An der Verladung“ OT Roßleben: 
„Nur unter dieser Voraussetzung war dieser Bebauungsplan und auch die 3. Änderung des 
Flächennutzungsplans raumordnerisch befürwortet worden. Die 3. Änderung des Flächennutzungsplans 
wurde bisher nicht zur Genehmigung eingereicht und hat demnach auch keine Wirksamkeit erlangt. 
 
Der nun vorgelegten Planung kann aus Sicht der oberen Landesplanungsbehörde ebenfalls nur 
zugestimmt werden, wenn eine mögliche Bahnanbindung des RIG-4 gesichert bleibt.“ 
 
Bereits im Vorentwurf 10. partielle Änderung des Flächennutzungsplans OT Roßleben wurde sehr 
ausführlich der Sachverhalt geschildert und der Nachweis geführt, dass das Ziel „Sicherung der 
bahntechnischen Erschließung des RIG-4“ bereits im 7. partiellen FNP-Änderungsverfahren 
(gerade anstatt des 3. partiellen FNP-Änderungsverfahrens) nachgeholt und rechtskräftig 
vollzogen wurde. 
 
Das Thüringer Landesverwaltungsamt bestätigt in seiner Stellungnahme vom 26. Oktober 2023 zum 
BPLAN-Planentwurf (Fassung August 2023): 
„Diese Sicherung ist mit der rechtswirksamen 7. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt 
Roßleben-Wiehe  erfolgt. Es bestehen somit keine Bedenken gegen die vorgelegte Planung“. 
 
Damit gilt die geforderte Sicherung der bahntechnischen Erschließung des RIG-4 als nachgeholt 
und rechtskräftig vollzogen. 

2.9.1.2 Flächennutzungsplan 
Die Stadt Roßleben-Wiehe verfügt für den Ortsteil Roßleben über einen wirksamen und fortgeltenden 
Flächennutzungsplan aus dem Jahre 1997 mit inzwischen neun partiellen FNP-Änderungen. 
 
Gemäß § 8 Abs. 2 BauGB sind Bebauungspläne aus dem Flächennutzungsplan zu entwickeln 
(Entwicklungsgebot). 
 
Die zu überplanende Fläche ist im rechtswirksamen fortgeltenden Flächennutzungsplan der Stadt 
Roßleben-Wiehe für den Ortsteil Roßleben als (geplantes) Industriegebiet (gemäß § 9 BauNVO) 
ausgewiesen. Demzufolge ist eine 10. partielle Änderung des Flächennutzungsplans erforderlich. 
 
In durch eine kommunale Gebietsreform neu gebildeten Gemeinden gelten gemäß § 204 Abs. 2 BauGB 
bestehende verbindliche Flächennutzungspläne fort, so auch der rechtskräftige Flächennutzungsplan OT 
Roßleben. 
 
Dessen ungeachtet, hat die „neue“ Gemeinde die Befugnis und die Pflicht, fortgeltende Flächennutzungs-
pläne aufzuheben oder für das neue Gemeindegebiet zu ergänzen oder durch einen neuen 
Flächennutzungsplan zu ersetzen, wenn die bisherigen Darstellungen durch die Gebietsänderung in einer 
Weise berührt werden, dass sie durch die veränderten Umstände nicht mehr brauchbar oder als Folge 
einer nicht mehr vertretbaren Abwägung der betroffenen Belange erscheinen. 
 
Die Erarbeitung einer Flächennutzungsplanung für das gesamte Stadtgebiet Roßleben-Wiehe stellt 
jedoch ein aufwändiges und langwieriges Verfahren dar. 
 
Es wird darauf verwiesen, dass die Planung in vielen Bereichen nicht mehr den aktuellen 
Entwicklungsabsichten entsprechen dürfte. 
 
Dieser Sachverhalt ist der Stadt Roßleben-Wiehe seit Langem bekannt. Bereits 2003 wurde durch die 
Stadt Roßleben der Beschluss zur Aufstellung eines Flächennutzungsplanes für das gesamte Stadtgebiet 
von Roßleben gefasst. Die erforderlichen Mittel konnten jedoch nicht in der Haushaltsplanung 
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berücksichtigt werden. Eine Möglichkeit, dennoch Geld in den Haushalt einzustellen, wurde auch geprüft, 
besteht jedoch nicht. 
 
Aus den genannten Gründen macht die Stadt Roßleben-Wiehe auch weiterhin von der Möglichkeit 
Gebrauch, als Zwischenschritt auf einen neuen gemeinsamen Flächennutzungsplan, fortgeltende 
Flächennutzungspläne zu ändern, wenn dies städtebaulich erforderlich ist. Bei einem Aufschieben bzw. 
Verzicht auf die vorliegende Planung, könnten der Stadt Roßleben-Wiehe wirtschaftliche Nachteile 
entstehen. 
 
Die Errichtung einer Freiland-Photovoltaikanlage widerspricht der grundlegenden städtebaulichen 
Zielausrichtung eines Industriegebiets, welches grundsätzlich zur baulichen Nutzung durch 
Industriebetriebe (im Sinne von § 9 BauNVO), die aufgrund Ihrer Beeinträchtigungen in anderen 
Baugebieten nicht zulässig sind, dient. 
Damit ist ein grundsätzliches Entwicklungsgebot aus den Darstellungen des wirksamen 
Flächennutzungsplans gemäß § 8 Abs. 2 BauGB für ein Sondergebiet Photovoltaik nicht gegeben.  
Aus diesem Grund führt die Stadt Roßleben-Wiehe das 10. partielles Änderungsverfahren des Flächen-
nutzungsplans OT Roßleben, parallel zur Aufstellung des in Rede stehenden Bebauungsplans Freiland 
Photovoltaikanlage III „An der Verladung“ im OT Roßleben, durch. 
Ziel ist es, durch die 10. Änderung des FNP die Darstellung der baulichen Nutzung für eine 
Sondergebietsfläche „Photovoltaik“, die Entwicklungsgrundlage für den Bebauungsplan Freiland 
Photovoltaikanlage III "An der Verladung" der Stadt Roßleben-Wiehe herzustellen. 
In den letzten Jahren hat die Stadt Roßleben-Wiehe insgesamt neun Änderungsverfahren des 
Flächennutzungsplans OT Roßleben durchgeführt und hiervon die Mehrzahl mit der Zielausrichtung 
Darstellung von Sondergebietsflächen „Photovoltaik“ vorgenommen. 
All diese Änderungsverfahren folgen im Wesentlichen den Vorgaben des gesamträumlichen Konzepts für 
Photovoltaik-Freiflächenanlagen aus dem Jahre 2015. Die 8. Änderung des Flächennutzungsplans 
befindet sich derzeit noch im Verfahren. Folgende Graphik soll den Planstand des wirksamen 
Flächennutzungsplans OT Roßleben und die bereits erfolgten Änderungen im Umfeld des Plangebiets 
darstellen: 
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Abbildung Nr. 5: 
Auszug FNP 1997, ergänzt um Positionsmarkierungen bereits durchgeführter FNP-Änderungen, 
ergänzt um die geplante 10. partielle FNP-Änderung Sondergebiet Photovoltaik 
 
Darstellung der bereits durchgeführten FNP-Änderungen: 
3. Änderung; 
An der Verladung I/GHB 

 

4. Änderung VHB GHB 

 
Darstellung der bereits durchgeführten FNP-Änderungen: 
 
6. Änderung 
„Alte Gärtnerei 

 

7. Änderung 
An der Verladung II 
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8. Änderung „GHB 5“ 

 
 
Im Parallelverfahren zur Aufstellung des vorliegenden Bebauungsplans Freiland Photovoltaikanlage III 
"An der Verladung" der Stadt Roßleben-Wiehe wird gemäß § 8 Abs. 3 BauGB die 10. partielle Änderung 
des fortgeltenden Flächennutzungsplans OT Roßleben der Stadt Roßleben-Wiehe durchgeführt. 
In dem geänderten Flächennutzungsplan wird das Vorhabengebiet insgesamt als Sondergebiet für 
Photovoltaikanlagen dargestellt. Die im Bebauungsplan überlagernd zur Baufläche festgesetzten 
Maßnahmen sind Bestandteil der Begründung und dem Planteil. 

2.9.2 Sonstige Planungen 

2.9.2.1 Bergbau/Bergrecht 
Belange des Bergbaus 
„Das Plangebiet befindet sich angrenzend zum der LMBV mbH verliehenen Bergwerksfeld 
„Bergwerkseigentum Roßleben für den Bodenschatz Kalisalze einschließlich auftretender Sole“ (Reg. Nr. 
612/90/1006). 
Der Bergbau im Bereich des Bergwerkseigentums Roßleben ist seit 1991 eingestellt. 
Grundsätzlich wird seitens der LMBV die Verwertung des Bergwerkeigentums zur Wiederaufnahme des 
untertägigen Bergbaus durch einen Investor angestrebt. Das Bergrecht schreibt gemäß § 55 Absatz 4 
BBergG den Schutz des Bodenschatzes im öffentlichen Interesse vor. 
 
„Im Rahmen einer markscheiderischen Stellungnahme des Sachverständigen Dipl.-Ing. B Scholte zum 
(benachbarten) Bebauungsplan ist geprüft worden, inwieweit das (damalige) Plangebiet durch 
geomechanische Nachwirkungen des in der Nähe befindlichen stillgelegten Untertage-Bergwerkes 
RoßIeben (Kali) beeinflusst würde. 
„.. lm Ergebnis ist zweifelsfrei auszusagen, dass es weder gegenwärtig noch in ferner Zukunft in den 
gekennzeichneten Bereichen irgendwelche bergbaurelevanten Folgewirkungen auf stehende oder 
geplante Bauten und Anlagen geben wird und dass aus Sicht des Bergbaubetriebes keinerlei 
Anpassungen oder Sicherungen (BBergG §§110,111) erforderlich werden. Grundlage für diese Aussage 
sind neben geomechanischen Modellberechnungen langjährig ausgeführte markscheiderische 
Feinmessungen im Einwirkungsbereich des Grubenfeldes auf die Tagesoberfläche. Diese Messungen 
hatten und haben u.a. dem Ziel zu dienen, bergbauverursachte Bewegungen der Tagesoberfläche zu 
erfassen oder Bewegungsruhe nachzuweisen. lm Ergebnis der letzten Messung aus dem Jahre 2018 
konnte nachgewiesen werden, dass im o.g. Bereich keine bergbaubedingten Bewegungen der 
Tagesoberfläche auftreten.“ (Auszug markscheiderische Stellungnahme vom 12.10.2020).“ 
[Quelle: Begründung mit Umweltbericht des Bebauungsplanes Freiland-Photovoltaikanlage II "An der Verladung", Entwurf zur 
Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 (2) BauGB und Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 
4 (2) BauGB Nordhausen / Roßleben-Wiehe Dezember 2020 erstellt durch Stadtplanungsbüro Meißner & Dumjahn GbR Käthe-
Kollwitz-Straße 9 99734 Nordhausen] 
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Hinweise der LMBV aus bergbaulicher Stellungnahme vom 31.05.2023 
Die LMBV verweist in Ihrer bergbaulichen Stellungnahme vom 31.05.2023 auf den Inhalt der 
Markscheiderische Stelllungnahme vom 12.10.2020. 
Der Inhalt lautet, 
a) im Ergebnis ist zweifelsfrei auszusagen, dass es weder gegenwärtig noch in ferner Zukunft in den 
gekennzeichneten Bereichen irgendwelche bergbaurelevanten Folgewirkungen auf stehende oder 
geplante Bauten und Anlagen geben wird und aus Sicht des Bergbaubetriebes keinerlei Anpassungen 
oder Sicherungen (BbergG §§ 110,111) erforderlich werden, 
b) Im Ergebnis der letzten Messung aus dem Jahre 2018 konnte nachgewiesen werden, dass im o.g. 
Bereich keine bergbaubedingten Bewegungen der Tagesoberfläche auftreten. 
 
Die LMBV benennt ferner die vollständige Gültigkeit dieser vorgenannten Aussage auch für das 
Plangebiet, 
„dass keine bergbaurelevanten Folgewirkungen auf stehende oder geplante Bauten und Anlagen geben 
wird und aus Sicht des Bergbaubetriebes keinerlei Anpassungen oder Sicherungen (BbergG §§ 110,111) 
erforderlich werden.“ 
 
Die LMBV verweist in Ihrer bergbaulichen Stellungnahme vom 27.10.2023 zum BPLAN-Planentwurf 
(Fassung August 2023) auf die Gültigkeit Ihrer Stellungnahme vom 31.05.2023 zum Vorentwurf. 
 
Hinweise des Thüringer Landesamt für Umwelt, Bergbau und Naturschutz (TLUBN) 
Das Thüringer Landesamt für Umwelt, Bergbau und Naturschutz (TLUBN) – ZS Weimar verweist in Ihrer 
Stellungnahme vom 24.05.2023 auf frühere Stellungnahmen aus dem Jahr 2020 und 2021: 
 „Im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung wurde bereits zum o.G. Planverfahren vom Referat 86 TLUBN 
detailliert im Hinblick auf die Belange des Bergbaus und Altbergbaus Stellung genommen  
(5070-86-3447/849-1 vom 30.10.2022 und GZ: 5070-86-3447/849-2). 
Diese Stellungnahmen gelten für diesen Entwurf inhaltlich fort und werden bestätigt. 
Die Aussagen sind aktuell, es sind keine neuen Erkenntnisse in Bezug auf Bergbauberechtigungen und 
Altbergbau hinzugekommen.“ 
Die Bestätigung der Aktualität wird zur Kenntnis genommen und bei den Planungen berücksichtigt. 
 
Das Thüringer Landesamt für Umwelt, Bergbau und Naturschutz (TLUBN) – ZS Weimar, Abteilung 8, 
Geologischer Landesdienst und Bergbau, 
A) Ingenieurgeologie / Baugrundbewertung benennt in seiner Stellungnahme vom 26. April 2023 noch 
auszugsweise folgende Hinweise: 

[1] 
Das Plangebiet liegt in einer Region, in der Subrosionserscheinigungen sowie Erdfälle oder 
Senkungen auf Grund der geologischen Untergrundverhältnisse möglich sind (Zechstein im 
Untergrund). 
[5] 
Es können geringe, gleichmäßige, aber auch intensive, ungleichmäßig verlaufenden Senkungen im 
Bereich von Salzspiegel auftreten. 
[6] 
Im unmittelbaren Plangebiet sind dem TLUBN derzeit allerdings keine Subrosionsstrukturen 
(Senkungen, Erdfälle) bekannt. 
[7] 
Aus der vorab dargestellten ingenieurgeologischen Situation ergibt sich hinsichtlich Subrosion ein 
geringes verbleibendes Gefährdungspotential (Restrisiko im Sinne möglicher weitspannigerer 
Senkungen) für den Standort. 

 
Die städtebauliche Zielausrichtung des Bebauungsplanes steht den inhaltlichen Kriterien des § 1 Abs. 5 
BauGB für eine nachhaltige städtebauliche Entwicklung der Stadt Roßleben-Wiehe grundsätzlich nicht 
entgegen. Da das Planverfahren keine nicht lösbaren boden- oder immissionsschutzrechtlichen 
Spannungen verursacht, kann die Stadt Roßleben-Wiehe gemäß § 2 a Satz 2 Nr. 1 BauGB 
zusammenfassend davon ausgehen, dass durch den Bebauungsplan Freiland Photovoltaikanlage III "An 
der Verladung" keine wesentlichen oder gar erheblichen Umweltauswirkungen bzw. Beeinträchtigungen 
ausgelöst werden. 
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2.10 Planungskonzept 

2.10.1 Städtebauliches Zielkonzept 
Bei dem Plangebiet (vgl. 2.4.4) handelt es sich, wie vorlaufend beschrieben, vollumfänglich um 
Konversionsflächen. 
 
Über den Bebauungsplan werden die Errichtung und der Betrieb einer Photovoltaikanlage zur 
Stromerzeugung aus Solarenergie bauplanungsrechtlich gesichert. Das Planvorhaben steht im Kontext 
zur Energiepolitik des Bundes, welche mit der Novellierung des Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) auf 
die Erhöhung des Anteils der Stromerzeugung aus regenerativen Energien auf mindestens 80 Prozent im 
Jahr 2030 ausgerichtet ist. 
 
Gemäß § 37 EEG-2023 besteht für Anlagen zur Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungsenergie die 
Vergütungspflicht des Netzbetreibers u.a., wenn es sich bei den Bauflächen um Flächen handelt, die 
a) eine bauliche Anlage darstellen, die ursprünglich zu einem anderen Zweck, als der Errichtung einer 
Photovoltaikanlage errichtet worden ist, hier Kaliverladung auf Güterwaggons (§ 37 Abs. 1 Nr. 1 EEG-
2023), oder 
b) eine Konversionsflächen nach EEG (§ 37 Abs. 1 Nr. 2b EEG-2023) sind, oder 
c) längs eines Schienenwegs innerhalb eines Korridors von 500 Metern liegen (§ 37 Abs. 1 Nr. 2c EEG-
2023) 
handelt. 
 
Definition Konversionsfläche: 
Der Begriff Konversion steht für Umnutzung oder auch Nutzungsänderung. Bei Konversionsflächen 
handelt es sich um ehemalige, jetzt brachliegende Militär-, lndustrie- oder Gewerbeflächen, die zum 
Zweck der baulichen Wiedernutzung eine Umwandlung erfahren. 
 
Eine Konversionsfläche liegt nur dann vor, wenn die Auswirkungen der vormaligen Nutzungsart noch 
fortwirken. Maßgeblich für die Beurteilung, ob eine nachhaltige Fortwirkung der ehemaligen 
wirtschaftlichen Nutzung vorliegt, ist, dass die vormalige Nutzung den Charakter des Gebietes weiterhin 
prägt, sie nachhaltig relevante Umweltauswirkungen hat und eine anderweitige Nutzung nicht stattfindet. 
 
Das Plangebiet (vgl. 2.4.4) weist in Folge der früheren Nutzungen eine stark gestörte Bodenfunktion auf. 
 
Feststellung zum Plangebiet: 
Bei dem Plangebiet handelt es sich zweifelsfrei um Konversionsflächen und eine sonstige bauliche 
Anlage. Des Weiteren liegt das Plangebiet auch innerhalb von bis zu 500 Metern parallel zu einem 
Schienenweg. 

2.10.2 Planungsalternativen 
Der Standort ist als Konversionsfläche und bauliche Anlage innerhalb des Stadtgebietes besonders für 
die geplante Nutzung geeignet. 
 
Bereits im Rahmen der Erstellung der benachbarten „Bauleitplanung der Stadt Roßleben 
Vorhabenbezogener Bebauungsplan „Sondergebiet Photovoltaik-Freiflächenanlage“ auf dem Gelände 
der GHB GmbH (ehemalige Verladung) in Roßleben (April 2015) wurde ein „Gesamträumliches Konzept 
für Photovoltaik-Freiflächenanlagen für das Stadtgebiet von Roßleben-Wiehe“ erstellt. 
Bereits hier werden speziell die Konversionsflächen und damit auch der geplante Standort als geeignete 
Fläche dargestellt. Siehe bitte ergänzende Ausführungen unter Punkt „2.15 Wesentliche Auswirkungen 
der Planung“. 
 
Weitere im Stadtgebiet befindliche Konversionsflächen stehen im Eigentum der Lausitzer und 
Mitteldeutsche Bergbau-Verwaltungsgesellschaft mbH („LMBV“), aber es gibt hierzu Restriktionen, diese 
anderen Konversionsflächen anderweitig als für einen erneuten Kaliabbau zu verwenden. 
 
Zwischenzeitlich wurden im erweiterten Umgriff vier weitere Bauleitplanungen (SO SOLAR) ebenfalls auf 
Konversionsflächen erfolgreich vollzogen. 
Daher handelt es sich beim Plangebiet um die einzigen zur Verfügung stehenden Konversionsflächen 
ohne Restriktionen aufgrund übergeordneter Planungen (LEP 2025 und/oder RPTHN 2012) in der 
Gemarkung Roßleben und somit in der Stadt Roßleben-Wiehe. 
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Mit der Planung auf Basis des Plangebiets wird dem sparsamen Umgang von Grund und Boden 
entsprochen. 

2.11 Betroffenheit der nach § 1 Abs. 6 Nr. 1 bis 13 BauGB zu berücksichtigenden Belange 

Bei der Aufstellung des in Rede stehenden Bauleitplans waren die nach § 1 Abs. 6 Nr. 1 bis 13 BauGB zu 
berücksichtigenden Belange Bestandteil der Aufgabenanalyse und des zu erarbeitenden 
Gesamtkonzepts. Im Hinblick auf die konkrete Standortsituation wird auf nachfolgende Belange in der 
weiteren Begründung sowie dem Umweltbericht vertiefend eingegangen. 
 
Übersicht zur Betroffenheit der zu berücksichtigenden Belange gemäß § 1 Abs. 6 BauGB durch die 
Festsetzungen des Bebauungsplans Freiland Photovoltaikanlage III "An der Verladung" der Stadt 
Roßleben-Wiehe. 
[Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 
(BGBl. I S. 3634, zuletzt geändert am 28. Juli . 2023)] 
 
Tabelle 1 / Matrix Betroffenheit durch Festsetzungen 
 Betroffenheit durch Festsetzungen 
Rechts- 
grundlage 
§ 1 Abs. 6 
BauGB 

Belang positiv 

neutral 

negativ 

Bemerkung 

Nr. 1 die allgemeinen Anforderungen an gesunde 
Wohn- und Arbeitsverhältnisse und die 
Sicherheit der Wohn- und Arbeitsbevölkerung, 

   nicht betroffen 

Nr. 2 die Wohnbedürfnisse der Bevölkerung, die 
Schaffung und Erhaltung sozial stabiler 
Bewohnerstrukturen, die Eigentumsbildung 
weiter Kreise der Bevölkerung und die 
Anforderungen kostensparenden Bauens sowie 
die Bevölkerungsentwicklung, 

   nicht betroffen 

Nr. 3 die sozialen und kulturellen Bedürfnisse der 
Bevölkerung, insbesondere die Bedürfnisse der 
Familien, der jungen, alten und behinderten 
Menschen, unterschiedliche Auswirkungen auf 
Frauen und Männer sowie die Belange des 
Bildungswesens und von Sport, Freizeit und 
Erholung, 

   nicht betroffen 

Nr. 4 die Erhaltung, Erneuerung, Fortentwicklung, 
Anpassung und der Umbau vorhandener 
Ortsteile sowie die Erhaltung und Entwicklung 
zentraler Versorgungsbereiche, 
 

   nicht betroffen 

Nr. 5 die Belange der Baukultur, des Denkmalschutz-
es und der Denkmalpflege, die erhaltenswerten 
Ortsteile, Straßen und Plätze von geschicht-
licher, künstlerischer oder städtebaulicher 
Bedeutung und die Gestaltung des Orts- und 
Landschaftsbildes 

   nicht betroffen 

Nr. 6 die von den Kirchen und 
Religionsgesellschaften des öffentlichen Rechts 
festgestellten Erfordernisse für Gottesdienst 
und Seelsorge, 

   nicht betroffen 

Nr. 7 die Belange des Umweltschutzes, einschließlich 
des Naturschutzes und der Landschaftspflege, 
insbesondere 

  
X 

 Belange werden im Umweltbericht 
mit Grünordnungsplan und Arten-
schutzfachbeitrag abgearbeitet - 
Aufnahme entsprechender 
Festsetzungen zu Kompensations- 
und artenschutzrechtlichen 
Maßnahmen in den B-Plan 

Nr. 7a die Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, Boden, 
Wasser, Luft, Klima und das Wirkungsgefüge 
zwischen ihnen sowie die Landschaft und die 
biologische Vielfalt 

  
X 

 

Nr. 7b die Erhaltungsziele und der Schutzzweck der 
Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung und 
der Europäischen Vogelschutzgebiete im Sinne 
des Bundesnaturschutzgesetz 

   nicht betroffen 

Nr. 7c Umweltbezogene Auswirkungen auf den 
Menschen und seine Gesundheit sowie die 
Bevölkerung insgesamt 

  
X 

 Belange werden im Umweltbericht 
abgearbeitet 
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Nr. 7d Umweltbezogene Auswirkungen auf Kulturgüter 
und sonstige Sachgüter 

  
X 

 Belange werden im Umweltbericht 
abgearbeitet 

Nr. 7e die Vermeidung von Emissionen sowie der 
sachgerechte Umgang mit Abfällen und 
Abwässern 

   nicht betroffen 

Nr. 7f die Nutzung erneuerbarer Energien die 
sparsame und effiziente Nutzung von Energie 

 
X 

  Schaffung der planungsrechtlichen 
Voraussetzungen zur Errichtung 
einer Freiland-Photovoltaikanlage 
zur Erzeugung von Elektroenergie 
(erneuerbare Energien) 

Nr. 7g die Darstellung von Landschaftsplänen sowie 
von sonstigen Plänen, insbesondere des 
Wasser-, Abfall- und Immissionsschutzrechte 

   nicht betroffen 

Nr. 7h die Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität in 
Gebieten, in denen die durch Rechtsverordnung 
zur Erfüllung von Rechtsakten der 
Europäischen Union festgelegten 
Immissionsgrenzwerte nicht überschritten 
werden 

   nicht betroffen 

Nr. 7i die Wechselwirkungen zwischen den einzelnen 
Belangen des Umweltschutzes nach den 
Buchstaben a, c und d 

  
X 

 Belange werden im Umweltbericht 
abgearbeitet 

Nr. 7j unbeschadet des § 50 Satz 1 des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes, die Auswirkungen, 
die aufgrund der Anfälligkeit der nach dem 
Bebauungsplan zulässigen Vorhaben für 
schwere Unfälle oder Katastrophen zu erwarten 
sind, auf die Belange nach den Buchstaben a 
bis d und i, 

   nicht betroffen 

Nr.8a die Belange der Wirtschaft, auch ihrer 
mittelständigen Struktur im Interesse einer 
verbrauchernahen Versorgung der Bevölkerung 

   nicht betroffen 

Nr. 8b der Land- und Forstwirtschaft,    nicht betroffen 
Nr. 8c der Erhaltung, Sicherung und Schaffung von 

Arbeitsplätzen 
   nicht betroffen 

Nr. 8d des Post- und Telekommunikationswesens,    nicht betroffen 
Nr. 8e der Versorgung, insbesondere mit Energie und 

Wasser, einschließlich der 
Versorgungssicherheit 

 
X 

  Schaffung der planungsrechtlichen 
Voraussetzungen zur Errichtung 
einer Freiland-Photovoltaikanlage 
zur Erzeugung von Elektroenergie 
(erneuerbare Energien) 

Nr. 8f sowie die Sicherung von Rohstoffvorkommen    nicht betroffen 
Nr. 9 die Belange des Personen- und Güterverkehrs 

und der Mobilität der Bevölkerung, 
einschließlich des öffentlichen 
Personennahverkehrs und des nicht 
motorisierten Verkehrs, unter besonderer 
Berücksichtigung einer auf Vermeidung und 
Verringerung von Verkehr ausgerichteten 
städtebaulichen Entwicklung, 

   nicht betroffen 

Nr. 10 die Belange der Verteidigung und des 
Zivilschutzes sowie der zivilen 
Anschlussnutzung von Militärliegenschaften, 

   nicht betroffen 

Nr. 11 die Ergebnisse eines von der Gemeinde 
beschlossenen städtebaulichen 
Entwicklungskonzeptes oder einer von ihr 
beschlossenen sonstigen städtebaulichen 
Planung, 

  
X 

 FNP wird im Parallelverfahren gem. 
§ 8 Abs. 3 BauGB geändert 

Nr. 12 die Belange des Küsten- und 
Hochwasserschutzes und der 
Hochwasservorsorge insbesondere die 
Vermeidung und Verringerung von 
Hochwasserschäden 

   nicht betroffen 

Nr. 13 die Belange von Flüchtlingen oder 
Asylbegehrenden und ihrer Unterbringung 

   nicht betroffen 

2.12 Begründung der wesentlichen Festsetzungen 

Im Folgenden werden die Regelungen des Bebauungsplans gemäß § 30 BauGB, die zu den jeweiligen 
Planinhalten getroffen werden, im Einzelnen begründet. 
Dabei wird auf die im § 9 Abs. 1 BauGB aufgeführten, festsetzungsfähigen Inhalte des Bebauungsplans 
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in Verbindung mit den entsprechenden Regelungen der Baunutzungsverordnung (BauNVO) Bezug 
genommen. 

2.12.1 Vorhabenbeschreibung 
Photovoltaikanlagen wandeln Lichtenergie in elektrische Energie um. Der Primärenergielieferant ist das 
Sonnenlicht. Auch die diffuse Strahlung, z. B. bei wolkenverhangenem Himmel genügt, um elektrische 
Spannung zu erzeugen. 
 
Für den Standort des Bebauungsplans sind feststehende Photovoltaikanlagen vorgesehen. Dabei werden 
die Photovoltaikmodule auf Modultischen montiert, die nach Süden ausgerichtet sind. Je nach Baufeld 
ergibt sich eine unterschiedliche Anzahl an Modultischreihen. 
 
Der Neigungswinkel der Modultische wird voraussichtlich ca. 18° betragen. Der Abstand zwischen den 
Modulreihen bestimmt sich bei effektiver Auslastung der zur Verfügung stehenden Fläche nach der 
Bauhöhe der Modultische, um Verschattungseffekte zu vermeiden. Je höher die Modultische sind, desto 
größer ist der Reihenabstand, wobei der Verschattungswinkel mit ca. 30° angesetzt wird. 
 
Nach jetzigem Stand der Planung ist die Verwendung von Modulen des Herstellers Jinko vorgesehen. 
Die einzelnen Module haben eine Nennleistung von ca. 550 bis 575 Wp und eine Abmessung von ca. 
2,278 m x 1,134 m. 
 
Die Module werden auf so genannten „Tischen“ aus einer Leichtmetallkonstruktion aus Aluminium zu 
sogenannten Modultischen angeordnet, welche auf den in den unbefestigten Boden gerammten Planken 
aus verzinktem Stahl oder Erdankern befestigt werden. Diese Stahlschutzplanken werden ca. 1,50 m bis 
1,80 m tief in den Boden eingebunden und ragen bis max. 4,0 m über Geländeoberkante hinaus. Hierauf 
werden die Stützen befestigt. In Querrichtung verlaufen über den Stützen Bockträger, die wiederum die 
Längsträger aufnehmen. Auf den Längsträgern werden die Solarmodule befestigt. 
 
Als Nebenanlagen werden in dem Solarpark Wechselrichter, Trafo, Schaltanlagen und 
Videoüberwachungsmasten und die Einfriedung eingeordnet. 
 
Nach der Bauphase ist ein Befahren der Anlage zwischen den Modulreihen bei bestimmungsgemäßem 
Betrieb nur zum Wechseln ggf. nicht mehr funktionstüchtiger Module erforderlich. 
 
Eine Reinigung der Solaranlage ist nicht notwendig. Sowohl diffuses Licht als auch Regenwasser werden 
durch die Modultische durchgelassen. Die Anlage arbeitet emissionslos, Abfallprodukte entstehen beim 
laufenden Betrieb nicht, ebenso sind während des Betriebs keine An- und Abtransporte von 
Versorgungsgütern erforderlich. 
 
Die Solarmodule werden mit Kabeln zu Strings verbunden, über die der erzeugte Gleichstrom zu 
Wechselrichtern geführt und dort in Wechselstrom umgewandelt wird. Der Wechselstrom wird von den 
Wechselrichtern über Kabelverbindungen AC-seitig auf Sammelboxen mit Schutzeinrichtungen 
gesammelt, dann auf den Trafo geführt und mit Hilfe der Übergabestation dem öffentlichen Netz der 
MitNetzStrom zugeführt. 
 
Aus Gründen der Sicherheit vor unbefugtem Betreten, zur Vermeidung von Unfällen durch Stromschlag 
sowie aus Gründen des Versicherungsschutzes ist die Einfriedung des Betriebsgeländes der 
Photovoltaik-Anlagen erforderlich. Hierzu ist ein ca. 2,50 m hoher Zaun incl. oben angebrachtem 
Übersteigschutz und notwendigen Toren vorgesehen. Soweit erforderlich, werden zur Überwachung des 
Anlagengeländes Kameras und Bewegungsmelder installiert. 
Der Zaun wird innerhalb des Sondergebietes errichtet. 
 
Die Zuwegung auf den Solarpark erfolgt über eine zweiflüglige Toranlage über die öffentliche Straße „An 
der Verladung“ (Flurstück 10/5). 
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Abbildung Nr. 6: 
Schnittzeichnung; Beispielhafte Darstellung Modultisch (System Rack) 
 
Die Ständerkonstruktion der Modultische ist so beschaffen, dass die Module einen Mindestabstand von 
ca. 0,80 m über Oberkante Gelände aufweisen. Auf diese Weise wird der tatsächliche Versiegelungsgrad 
durch die Anlagen sehr gering gehalten und eine Grünlandbewirtschaftung unter den Modultischen 
durchgängig gesichert. 
Die Gesamtfläche der Photovoltaik-Freiflächenanlage (auch unterhalb der Modulreihen) wird somit als 
halbruderale Gras- und Staudenflur ausgebildet. 
 
Aufgrund der verwendeten Baumaterialien mit sehr geringer Brandlast ist die Wahrscheinlichkeit eines 
Brandfalls der Anlagen sehr gering. Dennoch sind Störfälle durch Kurzschluss als Brandursache nicht 
völlig auszuschließen. Wegen speziellen Maßnahmen der Brandbekämpfung siehe Punkt 2.5.5. 
 

2.12.2 Art, Maß und Umfang der Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

2.12.2.1 Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und §§1-11 BauNVO) 
Textliche Festsetzung („TF“) 
„1.1 Sondergebiet mit Zweckbestimmung Photovoltaik gemäß § 11 BauNVO. 
Innerhalb der Fläche mit der Zweckbestimmung Sondergebiet Photovoltaik sind bauliche Anlagen zur 
Stromerzeugung aus Solarenergie, optional eine Speicherung und dazu erforderliche Nebenanlagen 
einschließlich Einfriedungen sowie Wirtschaftswege zulässig.“ 
 
Das Sondergebiet dient der Unterbringung von Freiflächenphotovoltaikanlagen zur Stromerzeugung mit 
den erforderlichen Nebenanlagen in Form von Verkabelungen, Trafo- und Wechselrichterstationen und 
anderen notwendigen Schalteinrichtungen sowie Wirtschaftswegen und Einfriedungen. 
 
Mit der Planung soll die Errichtung einer Photovoltaikanlage ermöglicht werden. Nach § 11 Abs. 1 
BauNVO besteht für Gebiete, deren Nutzungsart sich von den Baugebieten nach den §§ 2 bis 10 
BauNVO wesentlich unterscheidet, die Möglichkeit, sonstige Sondergebiete festzusetzen. Das ist 
vorliegend der Fall. Die Aufzählung der zulässigen Nutzungen ist abschließend, andere bauliche 
Nutzungen sind damit ausgeschlossen. 
 
Die Fläche unter den Anlagen wird durch das Rammen der Stahlpfosten nur zu einem geringen Teil (ca. 
0,15%) versiegelt. Um den Betrieb der Solaranlage zu gewährleisten, ist eine Pflege der Fläche durch 
Freihaltung von jeglichen Ablagerungen oder sukzessivem Bewuchs erforderlich. 

Geländeoberkante 
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Zeichnerisch wird insgesamt eine Baufläche für Module (Baugrenze gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB) 
festgesetzt, innerhalb der die Einordnung der Modultische erfolgen wird. Sie umfasst das gesamte 
Plangebiet (ausgenommen das Flurstück 10/9 und nördliche Teilflächen des Flurstücks 10/7 als interne 
Ausgleichsfläche). 

2.12.2.2 Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 
Das Maß der baulichen Nutzung ist nach § 16 BauNVO durch die Grundflächenzahl und die Höhe der 
baulichen Anlagen bestimmt. 

2.12.2.2.1 Grundfläche 
„2.1 Grundfläche gemäß § 19 BauNVO 
Innerhalb der Sondergebiete für Photovoltaik wird gemäß § 19 BauNVO eine Grundflächenzahl („GRZ“) 
von 0,60 als Obergrenze festgesetzt.“ 
 
Die Grundflächenzahl („GRZ“) gibt an, wieviel Quadratmeter Grundfläche je Quadratmeter 
Grundstücksfläche zulässig sind (§ 19 Abs. 1 BauNVO). 
 
Aufgrund der innerhalb der Bauflächen und hier wiederum innerhalb der Baugrenze geplanten Anlagen 
wird eine GRZ von 0,6 festgesetzt. Das entspricht ca. 60 % der Grundstücksfläche und umfasst im 
vorliegenden Fall die gesamte von den Modultischen überdeckte Fläche einschließlich Nebenanlagen 
und Zufahrten.  
Als Grundstücksfläche wird das gesamte Sondergebiet in Ansatz gebracht. 
 
Einerseits erfordert die Errichtung von Freiflächenphotovoltaikanlagen nur eine sehr geringe 
Flächenversiegelung. Diese Flächenversiegelung ergibt sich aus der punktuellen Verankerung der 
Unterkonstruktion der Modultische im Baugrund mittels Rammpfosten, für die Fundamente der 
Trafostationen (Wechselrichter und Übergabestation), für die Zaunanlage sowie anteilig für die 
Zufahrten/Wirtschaftswege (ca. 0,15%). 
 
Andererseits überdecken die Modultische als bauliche Anlagen mehr als die Hälfte der für die Anlagen in 
Anspruch genommenen Grundfläche, die aber aufgrund der Überdeckung weiterhin unversiegelt bleibt. 

2.12.2.2.2 Höhe baulicher Anlagen 
„2.2 Höhe baulicher Anlagen gemäß §§ 16 und 18 BauNVO 
 „Die Höhenfestsetzungen gemäß § 18 Abs. 1 BauNVO werden wie folgt festgesetzt: 
a) Als Bezugspunkt wird die Oberkante der bestehenden Straße „An der Verladung“ mit 125,00 m 
bezogen auf NN gesetzt. 
b) Die maximale Höhe der baulicher Anlagen (HbA max.) wird mit 4,00 m über 125,00 m bezogen auf NN 
festgesetzt 
c) Der Mindestabstand der Modulunterkante beträgt 0,80 m ab Oberkante Gelände (OKG).“ 
 
Masten für technische Anlagen wie Beleuchtung oder Videoüberwachungsmasten sind von dieser 
Festsetzung ausgenommen. 
Bzgl. der Zaunanlage siehe Festsetzungen unter Punkt 2.12.5. 
 
Weiterhin wird eine Mindesthöhe der Module auf der niedrigen Seite von 0,80 m über der 
Geländeoberkante festgesetzt, um die Pflege der Bodenfläche unter den Modulen zu ermöglichen (vgl. 
Abb. 5). Zum Ausgleich von Bodenunebenheiten können punktuell auch geringfügige Unterschreitungen 
zugelassen werden. 
 
Für die Höhe der baulichen Anlagen ist die vorhandene Höhe in Metern über der Geländeoberkante nach 
partiell erfolgter Begradigung maßgebend. Durch das insgesamt über ca. 4,00 m abfallende Gelände ist 
der Bezug auf eine absolute Höhe nicht möglich. 
 
Die Höhe der baulichen Anlage wird definiert als das senkrechte Maß von der genannten Bezugshöhe 
zur Oberkante der baulichen Anlage. 
 
Aufgrund des erheblichen Abstands des Plangebiets zur nächstgelegenen Wohnbebauung und den 
dazwischenliegenden Bestandssolaranlagen bzw. Begrünung sind keine negativen städtebaulichen 
Auswirkungen zu erwarten. Das Gesamtgebiet rund um das Plangebiet wird insgesamt durch die 
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Kaliresthalde, das restlich verbliebene Gebäude, den südlich liegenden Bahndamm und die 
benachbarten Solaranlagen geprägt. 

 

2.12.3 Bauweise und überbaubare Grundstücksfläche (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. §§ 22 und 23 
BauNVO) 

Auf die Festsetzung der Bauweise wird verzichtet. Damit wird der Struktur der geplanten Anlage und des 
angrenzenden Standorts entsprochen. Städtebaulich negative Folgen für das Plangebiet erwachsen 
daraus nicht. 

2.12.3.1 Überbaubare Grundstücksfläche (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB) 
Die Festsetzung der überbaubaren und damit auch der nicht überbaubaren Grundstücksflächen ist in der 
BauNVO nicht zwingend vorgeschrieben. Sie regelt nicht das Maß, sondern die Verteilung der baulichen 
Nutzung auf dem Grundstück. Erfolgt keine Festsetzung, ist das gesamte Grundstück überbaubar. Da 
das jedoch nicht gewollt ist, wird die überbaubare Grundstücksfläche nach § 23 Abs. 1 BauNVO mittels 
Baugrenze bestimmt. 
 
„3.1 Überbaubare Grundstücksfläche gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB iVm § 23 BauNVO 
Die überbaubare Grundstücksfläche wird in der Planzeichnung gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB iVm § 23 
BauNVO mittels Baugrenze festgesetzt. 
Die Errichtung der Zaun- und Toranlage ist auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen 
(Baugrenze) zulässig.“ 
 
Es ist vorgesehen, die Flurstücke 10/7, 10/8, 10/12 und 66/7 mit Solarmodulen zu belegen. Das Flurstück 
10/9 und eine Teilfläche aus 10/7 innerhalb des Vorhaben- bzw. Sondergebietes sollen als Freiflächen 
erhalten bleiben, die nicht eingezäunt werden. 
 
Mit der in der Planzeichnung beschlossenen Baugrenze wird die überbaubare Grundstücksfläche 
zweifelsfrei definiert. 
 
Die grundsätzliche Notwendigkeit, im Allgemeinen zulässige Nebenanlagen und Stellplätze sowie 
bauliche Anlagen, die nach Landesrecht in den Abstandsflächen zulässig sind, außerhalb der mittels 
Baugrenze festgesetzten überbaubaren Flächen auszuschließen, besteht aus städtebaulicher Sicht 
innerhalb des Plangebiets nicht. Das betrifft insbesondere Einfriedungen, die außerhalb der Baugrenze 
(Modulfläche) zulässig sind. 

2.12.4 Verkehrsflächen 
Das Plangebiet ist von Westen über die öffentliche befestigte Straße „An der Verladung“ ausgehend von 
der Industriestraße erschlossen. 
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Des Weiteren ist das Plangebiet zusätzlich von Norden kommend über die Gärtnereistraße über einen 
befestigten Feldweg zu erreichen. 
 

 
 
Die Zufahrt wird vor allem in der Bauphase regelmäßig genutzt werden. Während des Betriebs des 
Solarparks beschränkt sich der Fahrzeugverkehr pro Jahr auf wenige Anfahrten durch Service- und 
Wartungspersonal für Kontrollgänge, Pflegearbeiten bzw. Besucher der Solarstromanlage. 
 
Die innere Erschließung des Plangebiets ist lediglich für Wartungszwecke erforderlich. 

2.12.5 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 

Vor dem Hintergrund der Eingriffsbewältigung werden im Bebauungsplan grünordnerische Maßnahmen 
festgesetzt. Diese umfassen zum einen den Eingriff gemäß § 14 BNatSchG und zum anderen den 
speziellen Artenschutz gemäß § 44 BNatSchG. 
 
Mit der Umsetzung des Bebauungsplans werden eventuell nach europäischem Recht geschützte oder 
nach nationalem Recht streng geschützte Arten betroffen sein, so dass parallel zur Aufstellung des 
Bebauungsplans Erfassungen zu ausgewählten Tierartengruppen erfolgen. Im Rahmen einer 
artenschutzrechtlichen Prüfung ist eine mögliche Betroffenheit geschützter oder streng geschützter Arten 
zu ermitteln. Im Bebauungsplan sind ggf. Festsetzungen zur Vermeidung von Zugriffsverboten nach § 44 
Abs. 1 BNatSchG oder vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen zu treffen. 
 
Die artenschutzrechtliche Prüfung zum Bebauungsplan wird mit dem Ziel durchgeführt, abzuschätzen, ob 
Zugriffsverbote einer späteren Umsetzung des Bebauungsplans entgegenstehen und somit zur 
Nichtigkeit des Bebauungsplans führen können. 
 
Auf den benachbarten und betreffenden Flächen für Solaranlagen wurden strenggeschützte 
Zauneidechsen gefunden und Maßnahmen zu deren Schutz umgesetzt.  
Deshalb wurde bisher angenommen, dass auf den Vorhabenflächen ebenfalls Zauneidechsen vorhanden 
sind. Diese sind auch im bisherigen Zwischenbericht (August 2023) des Fachbüro Karsten Obst 
Landschafts- und Freiraumplanung nachgewiesen worden. Aus diesem Grunde werden in Abstimmung 
mit der unteren Naturschutzbehörde von vornherein Schutzmaßnahmen geplant und bis Ende September 
2023 umgesetzt. 
 
 
Unter „3.4.5.4 Naturschutzrechtliche Ausgleichsmaßnahmen“ wird nachfolgende Maßnahme unter Punkt 
M6 festgesetzt: 
„Unter und zwischen der Solaranlage (§ 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB) 
Innerhalb der in der Planzeichnung gekennzeichneten Flächen M6, welche sich als überbaubare 
Grundstücksfläche gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB iVm § 23 BauNVO definiert, ist unter und zwischen 
den Anlagen eine halbruderale Gras- und Staudenflur (UH) zu entwickeln. Für eine eventuelle Ansaat ist 
eine artenreiche Magerrasen-Saatgutmischung gebietsheimischer Herkunft zu verwenden. 
Die halbruderale Gras- und Staudenflur ist extensiv zu pflegen. Es ist eine zweimalige Mahd pro Jahr 
oder Beweidung zulässig. Aufkommende Gehölze sind zu entfernen.“ 
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Die Flächen zwischen den Modulreihen und unter den Modultischen werden durch die damit verbundene 
Verschattung zwar als Lebensraum gemindert, dennoch können sie durch zahlreiche Tiere genutzt 
werden. Mit der Entwicklung einer Staudenflur wird die Vegetationsdecke nach Beendigung der 
Baumaßnahme geschlossen. Diese ist nur extensiv zu pflegen, um ein breites Artenspektrum zu fördern. 
Das Entfernen von Gehölzen wird zugelassen, damit die Module nicht verschattet werden. 
 

2.12.6 Festsetzungen nach § 9 Abs. 4 BauGB iVm § 88 ThürBo) 
Das sonstige Sondergebiet Photovoltaikanlage wird aus Sicherheitsgründen durch eine Zaunanlage mit 
Übersteigschutz eingefriedet. 
Folgende Festsetzung wird getroffen: 
„7. Festsetzungen nach § 9 Abs. 4 BauGB iVm § 88 ThürBo) 
„Das sonstige Sondergebiet Photovoltaikanlage wird aus Sicherheitsgründen durch eine Zaunanlage mit 
Übersteigschutz eingefriedet. 
Die Einzäunung der Photovoltaikanlagen ist so auszuführen, dass im bodennahen Bereich ein 
angemessener Bodenabstand (mind. 15 cm) bzw. eine Kleintierdurchlässigkeit vorhanden ist. Die 
Verwendung von Stacheldraht im bodennahen Bereich ist unzulässig. 
Die Einzäunung soll die Höhe von 2,50 Meter inkl. Übersteigschutz nicht übersteigen. 
Die Errichtung der Zaun- und Toranlage ist auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen 
(Baugrenze) zulässig, im Bereich des Gewässerrandstreifens ist die wasserrechtliche Genehmigung bei 
der unteren Wasserbehörde einzuholen.“ 
 
Diese Festsetzung wird auch vor dem Hintergrund des Artenschutzes getroffen. Es soll vermieden 
werden, dass für Kleinsäuger und Amphibien der Zaun als Barriere wirkt. Mit einem 15 cm  
Mindestabstand zum Boden können diese Tiere weiterhin wandern. Alternativ kann auch im bodennahen 
Bereich eine größere Maschenweite gewählt werden, um die Kleintierdurchlässigkeit zu gewährleisten. 
Seitens des Vorhabenträgers ist vorgesehen, nur die mit Modulen genutzte Flächen (10/7, 10/8, 10/12, 
66/7) einzuzäunen. 

2.12.7 Kennzeichnungen und nachrichtliche Übernahmen 

2.12.7.1 Kennzeichnungen 
Das Plangebiet ist lt. Auskunft des Umweltamtes vom 19.04.2022 (GZ: III.3.2. – 729.0/BS/255/02 / 
067/2022) nach dem derzeitigen Stand der Verdachtsflächenerfassung nicht als Altlastenfläche 
registriert. Jedoch wurden Teilflächen bis ca. im Jahr 2000 durch verschiedene, nicht mehr existente 
Unternehmen, als Umschlag- und illegaler Lagerplatz genutzt.  
Bei der Beräumung der Fläche sind diese Ablagerungen zu analysieren, ggf. zu trennen und zu 
verwerten.  
Nach Art und Beschaffenheit werden die Abfälle in gefährliche und nicht gefährliche Abfälle eingestuft.  
 
Der Nachweis der Entsorgung der anfallenden Abfälle erfolgt gemäß den Regelungen der 
Nachweisverordnung (NachwV). Die Belege über die Entsorgung sind drei Jahre aufzubewahren und auf 
Verlangen der zuständigen Behörde vorzulegen. 
 
Für den Vollzug und die Überwachung der Entsorgung von gefährlichen Abfällen ist gemäß Thüringer 
Verordnung zur Neuordnung der Sonderabfallüberwachung das Thüringer Landesverwaltungsamt 
Weimar, Ref. 430, Weimarplatz 4, 99423 Weimar, zuständig. 

2.12.7.2 Nachrichtliche Übernahmen (§ 9 Abs. 6 und 6a BauGB) 
Von nach anderen gesetzlichen Vorschriften getroffenen Regelungen, die für die vorliegende 
städtebauliche Planung relevant sind, ist das Plangebiet nach aktuellem Kenntnisstand nicht betroffen. 
 
Der räumliche Geltungsbereich befindet sich nicht im Bereich eines Kulturdenkmals (gemäß § 2 Abs. 2 
ThürDSchG). Nach dem derzeitigen Kenntnisstand sind im Plangebiet selbst keine archäologischen 
Funde und Befunde bekannt. 
 
Dennoch wird auf die Einhaltung der gesetzlichen Meldepflicht, entsprechend § 16 Abs. 1 ThürDSchG, im 
Falle unerwarteter Funde von Bodendenkmalen hingewiesen. Der Fund und die Fundstelle sind bis zum 
Ablauf einer Woche nach der Anzeige im unveränderten Zustand zu erhalten und in geeigneter Weise vor 
Gefahren für die Erhaltung des Fundes zu schützen. 
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Die Denkmalfachbehörde ist berechtigt, den Fund zu bergen, auszuwerten und zur wissenschaftlichen 
Bearbeitung vorübergehend in Besitz zu nehmen. Darüber hinaus gilt gemäß § 17 ThürDSchG das 
sogenannte Schatzregal. 

2.12.7.3 Hinweise 
Belange des Artenschutzes 
Es wird auf die Einhaltung von Belangen des Artenschutzes verwiesen. 
 
Artenschutzrechtliche Verbote gemäß § 44 Abs. 1 Bundesnaturschutzgesetz werden erst durch konkrete 
Handlungen erfüllt, so etwa, wenn die geschützte Lebensstätte durch die Errichtung eines baulichen 
Vorhabens zerstört wird. Deshalb ist zunächst festzustellen, dass nicht bereits der Bebauungsplan, 
sondern erst dessen Vollzug zum Verstoß gegen artenschutzrechtliche Verbote führen kann. Jedoch sind 
künftige artenschutzrechtliche Konfliktlagen bereits im Bebauungsplan zu behandeln. Denn wenn sich im 
Aufstellungsverfahren herausstellt, dass auf der Zulassungsebene aus artenschutzrechtlichen Gründen 
eine Baugenehmigung nicht erteilt werden kann, ist der Bebauungsplan ganz oder teilweise nicht 
vollzugsfähig. 
 
Als Festsetzungen können nur Maßnahmen in den Bebauungsplan aufgenommen werden, die einen 
städtebaulichen Bezug aufweisen und zudem bodenrechtlich relevant sind. Maßnahmen, die nur 
vorübergehende Bodennutzungen erfüllen bzw. dem Vorhabenträger unmittelbare Handlungspflichten 
oder sonstige Verhaltensweisen auferlegen, sind nach § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB unzulässig. 
 
Auf der Planzeichnung wird ein Hinweis (H2. Belange des Naturschutzes) zur Beachtung der 
artenschutzrechtlichen Vermeidungsmaßnahmen aufgebracht. 

2.13 Flächenbilanz 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans umfasst eine Fläche von ca. 7,8 ha, die wie folgt festgesetzt 
wird, differenziert nach Baufeld Solaranlage („Baufeld-PV“) und Maßnahmenflächen. 
 
 Flurstücke GESAMT Baufeld PV Maßnahmen 
Flurstücke: 10/12 mit  8.415,00 qm 8.415,00 qm 0,00 qm 
 66/7 mit  278,00 qm 278,00 qm 0,00 qm 
 10/7 mit 50.057,00 qm 24.000,00 qm 26.057,00 qm 
 10/8 mit  9.640,00 qm 9.640,00 qm 0,00 qm 
 10/9 mit 10.046,00 qm 0,00 qm 10.046,00 qm 
Grundstücke-Total 78.436,00 qm 42.333,00 qm 36.103,00 qm 
 
Legende 
a) Die Werte zu „Gesamt“ sind die Grundbuchwerte zu den fünf Flurstücken. 
b) Beim „Baufeld PV“ wurden die Werte derzeit grob ermittelt 
c) Die Werte zu „Maßnahmen“ umfassen private Grün- / Ausgleichsflächen auf eigenen Grundstücken 
 

2.14 Planverwirklichung 

2.14.1 Maßnahmen zur Bodenordnung 
Ein Umlegungsverfahren ist zum Erreichen der Ziele des Bebauungsplans nicht erforderlich. 

2.14.2 Städtebaulicher Vertrag 
Im Städtebaulichen Vertrag verpflichtet sich der Vorhabenträger (auf seine Kosten) zur Durchführung des 
Bebauungsplans. 
Der Städtebauliche Vertrag regelt mindestens: 

• das durch den Plan hinreichend bestimmte Vorhaben 
• die zeitliche Realisierung. 

Daneben sind regelmäßig auch vertragliche Nebenpflichten Gegenstand des Vertrags. 
Das können z. B. sein: 

• Vereinbarungen zur weiteren inhaltlichen Abstimmung, 
Der Städtebauliche Vertrag liegt spätestens zum Satzungsbeschluss unterzeichnet / rechtswirksam vor. 
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2.15 Wesentliche Auswirkungen der Planung 

Die Planung trägt dazu bei, Flächen, die temporär als illegale Lagerflächen genutzt wurden und seit 
Jahren ungenutzt sind, für die Erzeugung erneuerbarer Energien zu nutzen. 
Sie erfolgt damit im Sinne der Energiepolitik des Bundes. 
Der Standort ist aufgrund seiner Lage und Vorprägung zur Nutzung für die Erzeugung regenerativer 
Energien besonders geeignet. 
 
Das Vorhaben steht nicht im Widerspruch zu landes- und regionalplanerischen Vorgaben. 
Es handelt sich bei den in Anspruch zu nehmenden Flächen weder um land- oder forstwirtschaftlich 
genutzte Bereiche noch sind sie als naturnah zu bezeichnen. 
Mit der Nutzung einer Konversionsfläche wird dem sparsamen Umgang mit Grund und Boden 
entsprochen. 
 
Im Rahmen eines gesamträumlichen Konzeptes (vgl. 2.10.2) für das Stadtgebiet von Roßleben-Wiehe 
wird das Plangebiet als Potentialfläche für die Entwicklung von Freiflächen-Photovoltaikanlagen benannt. 
 
Das Thüringer Landesverwaltungsamt (TLVWA) gibt in seiner Stellungnahme vom 25. Mai 2023 den 
Hinweis, dass das gesamträumliche Konzept für Photovoltaik-Freiflächenanlagen aus dem Jahr 2015, 
das auch die hier betrachtete Fläche als Potenzialfläche ausweist, sollte überarbeitet und um die seit 
2019 eingemeindeten Teile des Gemeindegebiets erweitert werden. 
 
Ferner gibt das TLVWA zu bedenken, dass das Konzept bereits veraltet ist und nur das Gemeindegebiet 
vor der Eingemeindung im Jahr 2019, im Zuge derer die Stadt Wiehe sowie die Gemeinden Nausitz und 
Donndorf hinzugekommen sind, berücksichtigt. 
Daraus abgeleitet die weiteren Ausführungen: 
a) erst durch eine gesamträumliche Betrachtung können die am besten geeigneten Flächen für PV-FFA 
herausgearbeitet werden 
b) es ist dringend angeraten, mindestens das PV-FFA-Konzept zu aktualisieren und für das gesamte 
Gemeindegebiet [Roßleben-Wiehe] zu erarbeiten. 
 
Die Stadt Roßleben-Wiehe nimmt die TLVWA-Stellungnahme hinsichtlich der Forderung einer 
gesamträumlichen Betrachtung/Untersuchung für das gesamte Stadtgebiet Roßleben-Wiehe zur Kenntnis 
und gibt nachfolgende Begründung ab: 
 
a) sinnvolle Nachnutzung einer Konversionsfläche aus früherer gewerblicher Nutzung 
Mit der Planung auf dem zugrundeliegenden Plangebiet wird das Ziel verfolgt, eine Konversionsfläche 
aus früherer gewerblicher Nutzung sinnvoll zu nutzen und einer städtebaulich geordneten baulichen 
Nachnutzung zuzuführen. 
Für die Planinhalte relevant ist der Grundsatz G 3-21 des RP:NT (Seite 23), der aussagt, „dass die 
Stromerzeugung aus Solarenergie mittels großflächiger Photovoltaikanlagen insbesondere auf nicht mehr 
genutzten Deponiekörpern und Rückstandshalden sowie Brach- und Konversionsflächen erfolgen soll“, 
wird mit dem Plangebiet vollumfänglich gefolgt. 
In der zugehörigen Begründung wird dargelegt, dass mit der Konzentration von raumbedeutsamen 
Photovoltaikanlagen auf Brach- und Konversionsflächen sowie Deponiekörpern, Schlamm-, Asche- und 
Rückstandshalden des Kalibergbaues eine Konkurrenz mit freiraumrelevanten Flächennutzungen/-
funktionen vermieden wird. 
 
b) Gesamträumliches Konzept für Photovoltaik-Freiflächenanlagen (April 2015) 
Der Stadt Roßleben-Wiehe ist bekannt, dass bereits im Rahmen der Erstellung des benachbarten 
„Bauleitplanung der Stadt Roßleben Vorhabenbezogener Bebauungsplan „Sondergebiet Photovoltaik-
Freiflächenanlage“ auf dem Gelände der GHB GmbH (ehemalige Verladung/FLS8/219) im OT Roßleben 
(April 2015) ein „Gesamträumliches Konzept für Photovoltaik-Freiflächenanlagen für das Stadtgebiet von 
Roßleben“ erstellt wurde. 
Bereits hier wurden speziell die Konversionsflächen im Stadtgebiet Roßleben und der gesamte Bereich 
der ehemaligen Kali-Verladung in Roßleben und damit auch der geplante Standort als geeignete Fläche 
dargestellt. 
 
Weitere im Stadtgebiet befindliche Konversionsflächen stehen unter folgenden Restriktionen 
a) sie können nur für einen erneuten Kaliabbau verwendet werden und/oder 
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b) darauf wurde bereits Gewerbe-/Industriegebiet entwickelt und dient ausschließlich der Gewerbe- 
und/oder Industrieansiedlung. 
Daher stehen sie für den Bau und Betrieb von Solaranlagen derzeit nicht zur Verfügung. 
 
Zwischenzeitlich wurden im erweiterten Umgriff des Plangebiets vier weitere Bauleitplanungen ebenfalls 
auf Konversionsflächen erfolgreich vollzogen. 
 
c) erweitertes Stadtgebiet (Stadt Wiehe und die Gemeinden Nausitz und Donndorf) 
Zum Hinweis auf die Forderung der Aktualisierung des PV-FFA-Konzepts hinsichtlich der Erweiterung 
des Gemeindegebiets um die Stadt Wiehe und die Gemeinden Nausitz und Donndorf im Jahr 2019 gibt 
die Stadt Roßleben-Wiehe nachfolgende ergänzende Aussage: 
 
Das erweiterte Stadtgebiet um den Bereich ehemals Stadtgebiet Wiehe und die Gemeinden Nausitz und 
Donndorf, weist keine solcher Konversionsflächen in geeigneter Größe auf. 
Damit kommt eine um das ehemalige Stadtgebiet Wiehe und die Gemeinden Nausitz und Donndorf 
ergänzte aktualisierte gesamträumliche Betrachtung zur Bestimmung von geeigneten Flächen für PV-
FFA zu keinem anderen Ergebnis als im Jahr 2015. 
 
Damit bringt ein empfohlenes aktualisiertes Gesamträumliches Konzept für das erweiterte Stadtgebiet der 
Stadt Roßleben-Wiehe hinsichtlich geeigneter Flächen keinerlei neue Ergebnisse, weder im Allgemeinen 
noch speziell hinsichtlich zusätzlicher favorisierter Konversionsflächen. 
 
Das Plangebiet kann ferner aufgrund der von der MitNetzStrom derzeit durchgeführten unabhängigen 
Netzausbaumaßnahmen in der Ortslage Roßleben an das neu gebaute Umspannwerk Roßleben direkt 
vor Ort angeschlossen werden. Es müssen hierzu keine neuen Mittelspannungsleitungen im Stadtgebiet 
von Roßleben-Wiehe verlegt werden. 
 
Um der Forderung der Bundesregierung hinsichtlich eines raschen Ausbaus von Erneuerbaren Energien 
zu folgen, sieht die Stadt Roßleben-Wiehe die Notwendigkeit raschen Handelns basierend auf der 
Erkenntnis, dass es sich bei dem Plangebiet als Ergänzung zu den dort bereits bestehenden Solarparks 
als sehr geeignete und zur Verfügung stehende Konversionsfläche handelt. 
 
Von daher sind durch die Planung keine negativen städtebaulichen Auswirkungen für die Stadt 
Roßleben-Wiehe bzw. das Plangebiet zu erwarten. 
 
Mit der Planung werden vor allem Umweltauswirkungen auf die Schutzgüter Pflanzen und Tiere, Boden 
sowie Landschaftsbild verbunden sein. Im Rahmen des Umweltberichts (Teil II der Begründung, Punkt 
3ff.) wird daher zu untersuchen sein, inwieweit diese Auswirkungen auf die Schutzgüter erheblich sein 
werden. In diese Bewertung ist insbesondere die Vornutzung und Überprägung des Standortes 
insgesamt durch den Kalibergbau in Roßleben einzustellen. 
 
Im Hinblick auf das Ortsbild Rossleben ist festzustellen, dass von einer Fernwirkung der Anlagen 
aufgrund der geringen Höhenentwicklung und der Prägung durch die Kalihalde nicht auszugehen ist. 
Zudem ist das Umfeld bereits durch industrielle Nutzungen und benachbarte Solaranlagen technisch 
geprägt. 
 
Das Plangebiet weist keine Erholungsnutzung auf. 
 
Von den Photovoltaikanlagen ausgehende Emissionen und damit verbundene Auswirkungen ggf. 
hinsichtlich Blendwirkung bzw. elektromagnetischer Verträglichkeit können aufgrund des erreichten 
Stands der Technik sowie der Entfernung zu schutzbedürftigen Nutzungen ausgeschlossen werden. 
Das am nächsten gelegene Wohngebiet befindet sich in der Schachtstraße im Ortsteil Roßleben in ca. 
600 Meter Entfernung. 
 
Eine BImSch-Genehmigung für die geplanten Anlagen gemäß 4. BImSchV ist nicht erforderlich.  
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3 TEIL II DER BEGRÜNDUNG - UMWELTBERICHT NACH ANLAGE ZU § 2 ABS. 4 
UND § 2A SATZ 2 NR. 2 BAUGB 

Umweltbericht nach § 2 Abs. 4 BauGB und § 2a Satz 2 Nr. 2 BauGB mit integriertem Grünordnungsplan 
(Anlage 1b) und Artenschutzfachbeitrag (Anlage 3). 
 
Dieser Umweltbericht soll zur Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB und Beteiligung der 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB verwendet werden. 
 

3.1 Anlass und Aufgabenstellung 

Der Vorhabenträger („VHT“) ist Eigentümer oder Pächter des in der Gemarkung Roßleben und somit in 
der Stadt Roßleben-Wiehe (nachfolgend als „Stadt“ bezeichnet) belegenen Plangebiets (2.4.4). 
 
Auf den Flächen (Plangebiet/2.4.4/3.2.1), die aufgrund ihrer Lage nördlich des angrenzenden 
Schienenwegs und als Teilfläche der ehemaligen Verladung des Kaliwerks Roßleben eine 
Konversionsfläche sind und in besonderer Weise EEG-Vergütungsfähigkeit aufweisen, plant der 
Vorhabenträger („VHT“) die Errichtung einer Photovoltaikfreilandanlage (nachfolgend auch als „PVA“, 
„PV-Anlage“ oder „Solaranlage“ bezeichnet). 
 
Diese Solaranlage soll im Rahmen des aktuellen EEG-2023 (vgl. 2.2.1) betrieben werden. 
 
Die Grundstücke des Plangebiets (vgl. 2.4.4/3.2.1) sind planungsrechtlich dem Außenbereich gemäß 
§ 35 BauGB zuzuordnen. Es liegt kein Privilegierungstatbestand vor, da Photovoltaikanlagen zur 
energetischen Nutzung von regenerativen Energien unter den gegebenen örtlichen Bedingungen die 
Voraussetzungen eines privilegierten Vorhabens gemäß § 35 Abs. 1 BauGB nicht erfüllen. 
 
Die Stadt Roßleben-Wiehe beabsichtigt deshalb, für das Plangebiet (vgl. 2.4.4/3.2.1) einen verbindlichen 
Bauleitplan mit dem Ziel der Festsetzung eines sonstigen „Sondergebiets Photovoltaik“ (SOPV) gemäß 
§ 11 Abs. 2 BauNVO aufzustellen, um die planungsrechtlichen Grundlagen für die Realisierung der 
geplanten Solaranlagen zur energetischen Nutzung von regenerativen Energien zu schaffen. 
 
Der Stadtrat der Stadt Roßleben-Wiehe hat dem Antrag des VHT auf Einleitung eines Bauleitverfahrens 
und der 10. partiellen Änderung des Flächennutzungsplan („FNP“) in der Stadtratssitzung am 30.03.2023 
und 08.12.2022 zugestimmt und entsprechende Beschlüsse gefasst. 
 

3.2 Vorhabenfläche 

3.2.1 Plangebiet 
Bundesland: Thüringen 
Landkreis: Kyffhäuserkreis 
Stadt: Roßleben-Wiehe 
Gemarkung: Roßleben 
Flur: 6 
Flurstücke: 10/12 mit  8.415,00 qm 
 66/7 mit  278,00 qm 
 10/7 mit 50.057,00 qm 
 10/8 mit  9.640,00 qm 
 10/9 mit 10.046,00 qm 
PLANGEBIET  78.436,00 qm 
 
Die Adresse dieser Grundstücke lautet „An der Verladung“ in 06571 Roßleben-Wiehe OT Roßleben. Sie 
sind über die öffentliche Straße „An der Verladung“ erreichbar. 
 

3.2.2 Standortbeschreibung 
Die Vorhabenflächen der geplanten Freiflächen-Solaranlage befinden sich östlich des Stadtgebiets OT 
Roßleben auf den Flächen der ehemaligen Bahn-Verladung des ehemaligen Kaliwerkes Roßleben. 
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Der Abstand zur westlich des Standorts befindlichen Ortslage Roßleben beträgt ca. 600 Meter. 
In diesem Bereich sind in den letzten Jahren bereits drei Freiland-Photovoltaikanlagen entstanden. 
a) Vorhabenbezogener Bebauungsplan „SO Photovoltaik – Freiflächenanlage auf dem Gelände der 

GHB GmbH (ehemalige Verladung)“ im OT Roßleben; Jahr 2015 
b) vorhabenbezogenen Bebauungsplan „Sondergebiet Photovoltaik“ auf dem Gelände der GHB GmbH 

(an der Kaliabraumhalde) im OT Roßleben; Jahr 2017 
c) Bebauungsplan Freiland Photovoltaikanlage II „An der Verladung“; Jahr 2021 
 
Die Vorhabenflächen selbst stellen sich als Ruderalflächen mit beginnender Sukzession auf einer 
ehemaligen industriellen & gewerblichen Nutzung dar. 
Auf einer Teilfläche des Flurstücks 10/8 steht noch eine baufällige Halle, aber weitere ehemalige 
Betriebseinrichtungen wie das Förderband und die Verladestation wurden oberflächig zurückgebaut, 
Fundamente und Bodenplatten sind jedoch noch teilweise vorhanden. 
Das Plangebiet (vgl.2.4.4/3.2.1) besitzt eine Gesamtgröße von ca. 7,8 ha. 
 
Eine Ferngasleitung („FGL“) und südlich davon das dazugehörige Steuerkabel („STK“) queren das 
Plangebiet im Flurstück 10/9 im nördlichen Bereich und im Flurstück 10/7 im südlichen Bereich. Die Lage 
dieser Leitungen ist aus vorliegenden Planauskünften bekannt. 
Die beiden Leitungen (FGL & STK) verlaufen weitgehend parallel zu einander mit einem Abstand von 
mindestens 10 Metern. Aus dem tatsächlichen Verlauf dieser Leitungen im Gelände definiert sich eine 
Sperrfläche, welche nicht überbaut werden darf. 
Unter Berücksichtigung der vom Betreiber benannten Schutzstreifen ergibt sich unter Beachtung von 
Mindestabständen eine Sperrfläche, welche nicht mit der Solaranlage oder anderen Anlagen überbaut 
werden darf. 
 
Der FGL-Betreiber benennt in seiner Stellungnahme vom 09.05.2023 für: 
A) SPERRFLÄCHEN: 
a) die Ferngasleitung (FGL) ein Mindestabstand von 10,0 Meter zur jeweils äußeren FGL-Leitungsachse 
b) das Steuerkabel (STK) eine Schutzstreifenbreite von 1,0 Meter (entspricht Mindestabstand von 0,5 
Meter zur jeweils äußeren STK-Leitungsachse). 
Unter Berücksichtigung der vom Betreiber benannten Schutzstreifen zu diesen zwei Leitungen ergäbe 
sich eine Sperrfläche mit einer Breite von mindestens 20 Metern (reiner FGL-Schutzstreifen) und einer 
maximalen Breite von ca. 26 Metern und damit einer Gesamtfläche von ca.5.600 qm. 
In der Einleitung der Stellungnahme des FGL-Betreibers benennt dieser zunächst die für eine DN400 
Leitung übliche Schutzstreife von in Summe 6,00 Meter. 

 
[Abbildung Nr. 7: Quelle: Stellungnahme GDMcom GmbH vom 09.05.2023, siehe  
TÖB 04_BPLAN_GDMcom04252_23_Gesamtakte (Antwort B)_230509.pdf] 
 
Es wird eine Schutzstreifenbreite für die FGL und STK von mindestens 22 Metern in der weiteren 
Planung berücksichtigt, hiervon: 
a) nördlich ein Abstand von 9,0 Metern zur äußeren FGL-Leitungsachse 
b) südlich ein Abstand von 13,0 Metern zur äußeren FGL-Leitungsachse 
 

Nachrichtlicher Hinweis zu den vorgenannten Änderungen: 
Die Meterangaben mussten den Dimensionierungen in der Planzeichnung (Planentwurf/Fassung 
August 2023) nach Abstimmung GDMcom GmbH für die ONTRAS Gastransport GmbH angepasst 
werden. 

  



BEGRÜNDUNG mit UMWELTBERICHT 
des Bebauungsplans Freiland Photovoltaikanlage III 

„An der Verladung“ im OT Roßleben der Stadt Roßleben-Wiehe 

38 
 

Hinweise zum Feldweg im Bereich der Flurstücke 10/7 und 10/8: 
a) dass der auf den Flurstücken #10/7 und #10/8 verlaufende Feldweg (notwendig zur Erreichung der 
Messstellen im benachbarten Bundesland Sachsen-Anhalt) kurz vor Überquerung des Bachlaufs der 
Sulze (FLS 67/1) das Steuerkabel quert. 
b) der vorgenannte Feldweg soll unter Beachtung der vorgenannten Sperrflächen und dinglicher 
Wegesicherung zu Gunsten der LMBV eventuell verlegt werden. Zielsetzung ist hierbei die Gesamtfläche 
aller Sperrflächen zu minimieren und kompakt zu halten und damit das Baufeld für die Installation der 
Module zu optimieren und wirtschaftlich zu gestalten. 
Mehr hierzu im weiteren Verlauf dieser Begründung. 
 
Die nachfolgenden Textlichen Festsetzungen (5.2 und 5.3) werden in der B-Plan-Planzeichnung wie folgt 
ausgewiesen: 

„5.2 Geh-, Fahr- und Leitungsrechte für die Ferngasleitung mit Steuerkabel (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB) 
Die Sperrflächen im Bereich der Ferngasleitung (FGL) und des dazugehörigen Steuerkabels (STK) 
definieren sich wie folgt:  
a) für die Ferngasleitung (FGL) ein Abstand von mindestens 9,0 Metern nördlich der FGL-
Leitungsachse und ein Abstand von mindestens 13,0 Metern südlich der FGL-Leitungsachse 
b) für das Steuerkabel (STK) eine Schutzstreifenbreite von 1,0 Meter (entspricht Mindestabstand von 
0,5 Meter zur jeweils äußeren STK-Leitungsachse) 
Die jeweilige Lage des Schutzstreifens ergibt sich aus der tatsächlichen Lage im Gelände ersatzweise 
den übermittelten Leitungsauskünften.“ 
 

Nachrichtlicher Hinweis zu den vorgenannten Änderungen: 
Die Meterangaben mussten den Dimensionierungen in der BPLAN-Planzeichnung 
(Planentwurf/Fassung August 2023) nach Abstimmung GDMcom GmbH für die ONTRAS 
Gastransport GmbH angepasst werden. 

 
„5.3 Bebauungsverbot für Schutzstreifen der Ferngasleitung mit Steuerkabel (§ 9 Abs. 1 Nr. 10 
BauGB) 
Im Schutzstreifen der Anlagen der Ferngasleitung dürfen für die Dauer des Bestehens der Anlage/n 
keine baulichen Anlagen errichtet oder sonstigen Einwirkungen vorgenommen werden, die den 
Bestand oder Betrieb der Anlage/n vorübergehend oder dauerhaft beeinträchtigen/gefährden können. 
Hierbei werden auch lichte Mindestabstände berücksichtigt.“ 
 

Des Weiteren sind zu beachten: 
Nachrichtlicher Hinweis: 
Die Planzeichnung wird dementsprechend durch die digitalen Bestandsdaten um den 
Ferngasleitungsverlauf ergänzt. Die vorgenannten detaillierten Angaben werden ausschließlich im 
Bauleitverfahren Bebauungsplan und ausschließlich hier zeichnerisch im geforderten Detaillierungsgrad 
in der BPLAN-Planzeichnung dargestellt. 
 
 
Anlagenkreuzung / Parallelverlegung 
Ist eine Leitungskreuzung (MS-Leitung) unvermeidbar ist diese rechtwinklig und als Unterkreuzung mit 
einem lichten Mindestabstand von 0,5 Meter auszuführen. 
Leitungsknickpunkte sind außerhalb des Schutzstreifens einzuordnen. 
 
 
Beachtung der folgenden sechs Hinweise- / Auflagenpunkte der GDMcom GmbH, Vertreterin des 
Ferngasleitungsbetreibers ONTRAS Gastransport GmbH aus deren Stellungnahme vom 12. Mai 2023: 
 
a.) Überdeckung des Schutzstreifens o.g. Anlagen durch Solarmodule (Flurstück 10/7) und  
 
b.) Gerammte Pfosten im Bereich des Schutzstreifens o.g. Anlagen 
Es soll eben keine Überdeckung durch Solarmodule des zu definierenden Schutzstreifens erfolgen. 
Mit Hilfe der digitalen Leitungsauskünfte wird zunächst die örtliche Lage der Leitungen auf dem 
Grundstück festgelegt. Ausgehend von der Lage dieser Leitungen wird die Dimensionierung des 
Schutzstreifens definiert und festgelegt. 
Dieser zu definierende Schutzstreifen bestimmt im Umkehrschluss die Bauverbotsfläche für Solarmodule. 
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c.) Neue MS-Leitung auf einer Teilfläche des Flurstücks 10/9, hier potenzielle 
Anlagenkreuzung/Parallelverlegung. 
Die MitNetzStrom baut in Eigenregie unabhängig von diesem Verfahren im Umgriff des Plangebiets eine 
neue Mittelspannungsleitung, so auch im Bereich des Feldwegs der sich auf dem Flurstück 10/7 befindet. 
Im Rahmen des Baus und Betrieb der Solaranlage soll auf Teilflächen von 10/7 im Bereich der beiden 
oben genannten Leitungen und deren Schutzstreifens Stringkabel (DC-Kabel) und AC-Kabel für den 
Anschluss von Wechselrichtern auf die zu bauende Trafostation gebaut werden. 
Hierzu muss eine Anlagenkreuzung (wie beim Bau der neuen MS-Leitung) an 1 bis 2 Stellen erfolgen. 
Dies erfolgt in Abstimmung mit der ONTRAS Gastransport GmbH in Ihrer Eigenschaft als 
Ferngasleitungsbetreiber. 
 
d.) Einfriedung des Betriebsgelände 
Aus Versicherungstechnischen Gründen muss das Betriebsgelände Solaranlage eingezäunt werden. 
Nach derzeitiger Planung soll jedoch der von Einfriedung freigehaltene Bereich sich weitgehend aus der 
Lage und Dimensionierung der oben genannten Sperrflächen definieren. 
 
e.) Zuwegung auf den Solarpark (FLS 10/9) 
Der FGL-Anlagenbetreiber kann den Feldweg auf der TFL 10/9 und die Sperrflächen (FGL & STK) zur 
Anfahrt und Bewirtschaftung nutzen. 
Der FGL-Anlagenbetreiber erhält jedoch keine Zugangsrechte außerhalb der Sperrflächen und damit 
nicht im eingezäunten Solarpark. 
 
f.) Verbot für Anpflanzungen jeder Art für die Sperrflächen 
Es gilt ein Verbot für Anpflanzungen jeder Art für die Sperrflächen (FGL & STK). 
 
 
Die ONTRAS Gastransport GmbH benennt Verhaltensregeln und Vorschriften zum Schutz von Anlagen, 
die dort definierten Forderungen zu ARBEITSSICHERHEIT UND GESUNDHEITSSCHUTZ sind zu 
beachten. 
Ein entsprechender Hinweis wird in der B-Plan-Planzeichnung aufgenommen: 
Hinweis: 
H.5 Verhaltensregeln und Vorschriften zum Schutz von Anlagen (FGL & STK) der ONTRAS 
Gastransport GmbH 
„Die Forderungen zu ARBEITSSICHERHEIT UND GESUNDHEITSSCHUTZ definiert in den 
„Verhaltensregeln und Vorschriften zum Schutz von Anlagen der ONTRAS Gastransport GmbH“ im 
Zusammenhang mit den Anlagen (FGL & STK) sind zu berücksichtigen.“ 
 
 
Zusammenfassung Forderung der ONTRAS Gastransport GmbH 
Mit der Ergänzung der „Hinweise zu Betriebsanlagen der Ferngasleitung 
a) gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB (Bebauungsverbot) 
b) gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB“ (Geh-, Fahr- und Leitungsrecht) 
c) Beachtung Verhaltensregeln und Vorschriften zum Schutz von Anlagen (FGL & STK) 
 
in dieser BPLAN-Begründung als auch in den Textlichen Festsetzungen der B-Plan-Planzeichnung sind 
diese Punkte im Sinne des FGL-Anlagenbetreibers geregelt. 
 
 
Auf dem Flurstück 10/9 befindet sich eine alte Mittelspannungsleitung der MitNetzStrom, die Lage dieser 
Leitung ist aus vorliegenden Planauskünften bekannt. Aufgrund der Lage im Gelände ergibt sich auch 
hierfür eine Sperrfläche mit einer Breite von 4,0 Metern. 
 
Die MitNetzStrom baut unabhängig von der vorliegenden Bauleitplanung im OT Roßleben 
Mittelspannungsringleitungen, um alle Bestandssolaranlagen im Ortsteil Roßleben auf das neue 
Umspannwerk OT Roßleben anschließen zu können. 
Diese neue MS-Leitung wurde im Plangebiet auf einer Teilfläche der 10/9 im Bereich des dort 
verlaufenden Feldweges bereits gebaut. Nach Abschluss der für den Herbst 2023 geplanten Arbeiten 
wird dieser Feldweg wieder ordentlich von der MitNetzStrom hergestellt. 
Auch bei dieser neuen MS-Leitung ist eine Sperrfläche mit einer Breite von 4,0 Metern zu 
berücksichtigen. 
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Im Zusammenhang mit dem Kauf des Flurstücks #10/9 informierte das Landratsamt Kyffhäuserkreis mit 
Schreiben vom 06.07.2022, 
„auf dem o.g. Flurstück 10/9 befindet sich ein gesetzlich geschütztes Biotop nach § 3 BNatSchG i.V.m. § 
15 ThürNatG (Landröhricht). Weitere Schutzgebiete nach Naturschutzrecht sind auf den beiden o.g. 
Flurstücken nicht vorhanden….“ 

3.2.2.1.1 Die Lage des Biotops wurde eingemessen und wird dauerhaft erhalten. 
 

3.3 Einleitung 

3.3.1 Kurzdarstellung der Inhalte und Ziele von Bebauungsplan und Umweltbericht 

3.3.1.1 Aufgabe des Umweltberichtes zum Bebauungsplan 
Mit der Umsetzung der „Richtlinie 2001/42/EG des Europäischen Parlamentes und des Europäischen 
Rates vom 27.06.2001 über die Prüfung der Umweltauswirkungen bestimmter Pläne und Programme“ in 
deutsches Recht (Europarechtsanpassungsgesetz – EAG Bau zum 20.07.2004) haben die Gemeinden 
nunmehr grundsätzlich bei jedem Bauleitplan eine Umweltprüfung nach § 1 Abs. 6 Nr. 7, § 1a, § 2 Abs. 
4 und § 2a BauGB für die Belange des Umweltschutzes durchzuführen. 
Die Umweltprüfung ist damit fester Bestandteil des Verfahrens zur Aufstellung, Änderung oder Ergänzung 
von Bauleitplänen. 
 
Die durchzuführende Umweltprüfung ermittelt und analysiert voraussichtliche erhebliche 
Umwelteinwirkungen, die mit der Planung verbunden sind und bewertet Auswirkungen und 
Konsequenzen. 
 
Das Ergebnis dieser Umweltprüfung ist in einem parallel zum Bebauungsplan zu erarbeitenden 
Umweltbericht darzustellen. 
Dabei wird der Inhalt und Detaillierungsgrad des Umweltberichts mit Voranschreiten der Verfahrensstufen 
des Bebauungsplans, entsprechend den im Rahmen des Planverfahrens eingehenden Hinweisen und 
Stellungnahmen der beteiligten Behörden, Träger öffentlicher Belange („TÖB“) und der Öffentlichkeit 
fortgeschrieben.  
Der Umweltbericht ist entsprechend der Anlage zu § 2 Abs. 4 und § 2a BauGB zu erarbeiten. 
 

3.3.1.2 Ziele des Bebauungsplans 
Anlass für die Aufstellung (Beschluss 416-28/23 vom 30.03.2023) des „Bebauungsplans  
Freiland Photovoltaikanlage III „An der Verladung“ der Stadt Roßleben-Wiehe 
(nachfolgend kurz „B-Plan“ und/oder „Bebauungsplan“) ist ein beabsichtigtes Bauvorhaben zur 
Errichtung einer Photovoltaikanlage auf Flächen der ehemaligen Kaliverladung OT Roßleben. 
Der Bebauungsplan der Stadt Roßleben-Wiehe schafft die notwendige Rechtsgrundlage für die 
Bebauung. 
Der Bebauungsplan dient folgenden Zielen und Zwecken: 

- Schaffung bauplanungsrechtlicher Voraussetzungen für die bauliche Nutzung und alle baulichen 
Maßnahmen für dieses Baugebiet, 

- Ermittlung von grünordnerischen Maßnahmen zur Kompensierung des Eingriffs in den 
Naturhaushalt (Eingriffsregelung nach § 5 ff. ThürNatG), 

- Ermittlung der Konfliktpotentiale und Abklärung des Eingriffs in umweltschützende Belange 
 
Mit dem Bebauungsplan wird die Durchführung des Planvorhabens zur Errichtung und zum Betrieb einer 
Photovoltaikanlage zur Erzeugung von Solarenergie vorbereitet. 
Das Planvorhaben steht im Kontext der Energiepolitik der Bundesregierung Deutschlands, als zentrales 
Steuerungsinstrument, welche mit den Novellierungen des EEG-2023 auf die Erhöhung des Anteils der 
Stromerzeugung aus regenerativen Energien ausgerichtet ist.  
Der Anteil an erneuerbaren Energien an der Stromversorgung bis 2030 auf mindestens 80% (§ 1 Abs. 2 
„Ziele des Gesetzes“ EEG-2023) zu steigern. 
 
Der § 2 „Besondere Bedeutung der erneuerbaren Energien“ EEG-2023 definiert: 
„Die Errichtung und der Betrieb von Anlagen sowie den dazugehörigen Nebenanlagen liegen im 
überragenden öffentlichen Interesse und dienen der öffentlichen Sicherheit. 
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Bis die Stromerzeugung im Bundesgebiet nahezu treibhausgasneutral ist, sollen die erneuerbaren 
Energien als vorrangiger Belang in die jeweils durchzuführenden Schutzgüterabwägungen eingebracht 
werden. Satz 2 ist nicht gegenüber Belangen der Landes- und Bündnisverteidigung anzuwenden.“ 
 
Im Ergebnis kann festgestellt werden, dass die zugrundeliegenden Flächen (Plangebiet) des geplanten 
Solarparks in der Stadt Roßleben-Wiehe“ gleich drei EEG-2023-Vergütungskriterien erfüllt: 
a) erfüllt die Kriterien für „sonstige bauliche Anlagen“ (§ 37 Abs. 1 Nr. 1 EEG-2023) und 
b) erfüllt die Kriterien für Konversionsflächen nach EEG (§ 37 Abs. 1 Nr. 2b EEG-2023) und 
c) liegt längs eines Schienenwegs innerhalb eines Korridors von 500 Metern (§ 37 Abs. 1 Nr. 2c EEG-
2023) 
 
Die Vorhabenflächen und damit das Plangebiet besteht aus Flächen der ehemaligen Kaliverladung 
Roßleben mit verschieden gewerblichen Nachnutzungen und somit kann eine Vergütung laut aktuellem 
EEG-2023 erfolgen, da die Flächen mehrere EEG-Vergütungstatbestände erfüllen. 
Detaillierte Ausführungen zum EEG-2023 ist in der vorstehenden BEGRÜNDUNG (TEIL I) unter Punkt 
2.2 ersichtlich. 

3.3.2 Umweltziele aus einschlägigen Fachgesetzen und Fachplanungen und ihre Bedeutung für 
den Bebauungsplan 

3.3.2.1 Vorgaben übergeordneter Planungsbehörden 
Vorgaben übergeordneter Planungsbehörden (Raumordnung, Landesplanung) liegen zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt wie folgt vor und sind entsprechend zu berücksichtigen: 

• Landesentwicklungsprogramm Thüringen 2025 (LEP 2025) 
• Regionalen Raumordnungsplan Nordthüringen von 1999 
• Landschaftsplanung und Landschaftsrahmenplan (LRP) 
• Flächennutzungsplan Stadt Roßleben (FNP 1997) 

 
Siehe zu den vorgenannten Punkten die detaillierten Ausführungen in der vorstehenden BEGRÜNDUNG 
(TEIL I) unter Punkt 2ff. 

3.3.2.2 Baugesetzbuch (BauGB) 
Nach §1 BauGB ist es Aufgabe der Bauleitplanung, die bauliche und sonstige Nutzung der Grundstücke 
in der Gemeinde nach Maßgabe des BauGB vorzubereiten und zu leiten. 
 
„Die Bauleitpläne sollen eine nachhaltige städtebauliche Entwicklung, die die sozialen, wirtschaftlichen 
und umweltschützenden Anforderungen auch in Verantwortung gegenüber künftigen Generationen 
miteinander in Einklang bringt, und eine dem Wohl der Allgemeinheit dienende sozialgerechte 
Bodennutzung unter Berücksichtigung der Wohnbedürfnisse der Bevölkerung gewährleisten. Sie sollen 
dazu beitragen, eine menschenwürdige Umwelt zu sichern, die natürlichen Lebensgrundlagen zu 
schützen und zu entwickeln sowie den Klimaschutz und die Klimaanpassung, insbesondere auch in der 
Stadtentwicklung, zu fördern, sowie die städtebauliche Gestalt und das Orts- und Landschaftsbild 
baukulturell zu erhalten und zu entwickeln. Hierzu soll die städtebauliche Entwicklung vorrangig durch 
Maßnahmen der Innenentwicklung erfolgen.“ (§ 1 Abs. 5 BauGB) 
 

- Mit der Errichtung der Photovoltaikanlage wird ein aktiver Beitrag zum Klimaschutz sowie zum 
Umwelt- und Ressourcenschutz geleistet. 

 
Bei der Aufstellung von Bauleitplänen sind die Belange des Umweltschutzes einschließlich Naturschutz 
und Landschaftspflege nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB zu berücksichtigen. 
„Insbesondere soll mit Grund und Boden sparsam und schonend umgegangen werden; so soll die 
zusätzliche Flächeninanspruchnahme für bauliche Nutzungen verringert werden, indem die Möglichkeiten 
der Wiedernutzbarmachung von Flächen, Nachverdichtung und anderen Maßnahmen zur 
Innenentwicklung genutzt und Bodenversiegelungen auf das notwendige Maß begrenzt werden.“ 
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Tabelle 2 
Überblick Schutzgüter (Vorgaben nach §1 Abs. 6 Nr. 7a) BauGB): 
Schutzgüter Planungsrelevante Vorgaben 
Mensch Im Vordergrund steht hier der Schutz des Menschen vor 

Immissionen wie z.B. Lärm. Zu berücksichtigen sind Vorgaben aus 
• dem Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen 
durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und 
ähnliche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
• der TA Lärm (Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm) 
• der TA Luft (Technische Anleitung zur Reinhaltung der TA-Luft) 
• und der DIN 18005 (Schallschutz im Städtebau) 
• 16. Verordnung zur Durchführung des BImSchG 
(Verkehrslärmschutzverordnung – 16.BImSchV) 
• 32. BImSchV (Geräte- und Maschinenlärmschutzverordnung) 
 

Tiere, Pflanzen, 
Biologisch 
Vielfalt 

Zu berücksichtigen sind Regelungen aus 
• dem Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 
• dem Thüringer Naturschutzgesetz (ThürNatG) sowie den 
entsprechenden Paragraphen des BauGB. 
 

Boden/Fläche Die Berücksichtigung dieser Schutzgüter sind vorgegeben 
• im Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) 
• dem Bodenschutz-Ausführungsgesetz (BodSchAG) und in den 
entsprechenden Paragraphen des BauGB. 
 

Wasser Hier sind zu berücksichtigen die Vorgaben aus 
• dem Thüringer Wassergesetz (ThürWG) 
• dem Thüringer Landschaftsprogramm 
 

Luft/Klima Zur Erhaltung einer guten Luftqualität sind zu berücksichtigen die 
Vorgaben 
• des Gesetzes zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen 
durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und 
ähnliche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
• der TA Luft (Technische Anleitung zur Reinhaltung der TA-Luft) 
• Geruchsimmissions-Richtlinie (GIRL) 
 

Landschaft Vorgegeben sind Regelungen aus 
• dem Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 

Kultur und 
Sachgüter 

Bau- und Bodendenkmale sind unter Schutz gestellt durch 
• das Thüringer Denkmalschutzgesetz ThürDSchG). 

Vorgaben nach §1 Abs. 6 Nr. 7a) BauGB 
 

- Photovoltaik-Anlagen sind laut EEG zielgerichtet auf Konversionsflächen zu errichten. 
Mit der Nachnutzung von stillgelegten Alt-Industrieflächen werden die Voraussetzungen optimal 
erfüllt. Es erfolgt eine Wiedernutzbarmachung von devastierten Flächen. 
Es wird nur im nördlichen Randbereich des Flurstückes 10/9 eine kleine Fläche (ca. 948m²) der 
bisher illegalen landwirtschaftlichen Nutzung entzogen. 
Gemäß der Forderung der Unteren Naturschutzbehörde (Stellungnahme AZ 
02300205/30.05.2023) ist diese Teilfläche gegenüber der angrenzenden landwirtschaftlichen 
Nutzung durch die Einbringung von Robinienpfählen bzw. Eichenspaltpfählen dauerhaft 
abzugrenzen. 
Es ist geplant auf dieser Teilfläche ebenfalls Artenschutzmaßnahmen zu vollziehen. 
Die Bodenversiegelung ist bei einer PV-Anlage sehr gering. Insofern sind diese Belange 
berücksichtigt. 

 
Der Klimaschutz soll nach §1a Abs. 5 BauGB durch Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken 
und der Klimaanpassung dienen, Rechnung getragen werden. 
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- Die Photovoltaikfläche leistet durch die Erzeugung von Strom aus erneuerbaren Energien einen 
direkten Beitrag zum Klimaschutz. 

3.3.2.3 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 
Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege laut § 1 Abs. 1 BNatSchG sind es, Natur und 
Landschaft auf Grund ihres Eigenwertes und als Grundlage für Leben und Gesundheit des Menschen so 
zu schützen, dass  
1. die biologische Vielfalt, 
2. die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts einschließlich der Regenerationsfähigkeit 
und nachhaltigen Nutzungsfähigkeit der Naturgüter sowie 
3. die Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie der Erholungswert von Natur und Landschaft dauerhaft 
gesichert sind. 
 
Zur dauerhaften Sicherung der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts sind insbesondere 
„4. Luft und Klima auch durch Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege zu schützen; 
dies gilt insbesondere für Flächen mit günstiger lufthygienischer oder klimatischer Wirkung wie Frisch und 
Kaltluftentstehungsgebiete oder Luftaustauschbahnen; dem Aufbau einer nachhaltigen 
Energieversorgung insbesondere durch zunehmende Nutzung erneuerbarer Energien kommt eine 
besondere Bedeutung zu (…).“ (§ 1 Abs. 3 BNatSchG) 
 
 Die vorliegende Planung entspricht diesen Zielen. 
„…unvermeidbare Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft sind insbesondere durch Förderung 
natürlicher Sukzession, Renaturierung, naturnahe Gestaltung, Wiedernutzbarmachung oder 
Rekultivierung auszugleichen oder zu mindern.“ (§ 1 Abs. 5 BNatSchG) 
 

- Die Rekultivierung erfüllt diese Ziele direkt. 

3.3.2.4 Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) 
Laut § 1 des BBodSchG sind Ziel und Zweck des BBodSchG nachhaltig die Funktionen des Bodens zu 
sichern oder wieder herzustellen. Schädliche Bodenveränderungen sind abzuwehren, der Boden und 
Altlasten sowie verursachte Gewässerverunreinigungen sind zu sanieren und es ist Vorsorge gegen 
nachteilige Einwirkungen auf den Boden zu treffen. Bei Einwirkungen auf den Boden sollen 
Beeinträchtigungen seiner natürlichen Funktionen sowie seiner Funktion als Archiv der Natur- und 
Kulturgeschichte, so weit wie möglich, vermieden werden. 
 

- Die Planung ist bestrebt, nachteilige Bodeneinwirkungen zu vermeiden bzw. zu minimieren. 

3.3.3 Art und Menge sowie Vermeidung von Emissionen von Schadstoffen, Lärm, 
Erschütterungen, Licht, Wärme und Strahlung sowie der Verursachung von Belästigungen 

Im Rahmen der Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB sind die Belange des Immissionsschutzes 
entsprechend zu würdigen. Nach den Vorgaben des § 50 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) 
sind bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen die für eine bestimmte Nutzung vorgesehenen 
Flächen einander so zuzuordnen, dass schädliche Umwelteinwirkungen auf die ausschließlich oder 
überwiegend dem Wohnen dienenden Gebiete sowie auch sonstige schutzbedürftige Gebiete soweit wie 
möglich vermieden werden. 
 
Schädliche Umwelteinwirkungen sind Immissionen, die nach Art, Ausmaß und Dauer geeignet sind, 
Gefahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche Belästigungen für die Allgemeinheit oder die 
Nachbarschaft herbeizuführen (§ 3 Abs. 1 BImSchG). 
 
Generell gilt, dass unvermeidbare schädliche Umwelteinwirkungen auf ein Mindestmaß beschränkt 
werden sollen. 
 
Diese entstehen während der Bauphase in Form von Baulärm sowie des Fahrverkehrs. Diese Einflüsse 
sind jedoch als temporär einzustufen und bedürfen demnach keiner gesonderten Festsetzung in dem 
vorliegenden Bebauungsplan. 
 
Da jedoch aus der vorliegenden Planung kein erhebliches immissionsschutzrechtliches Konfliktpotential 
resultiert, sieht der Bebauungsplan keine besonderen auf die Belange des Immissionsschutzes 
ausgerichteten Festsetzungen vor. Durch die Planung eines Sondergebiets für Photovoltaik ist bei 
Nutzung der neu entstandenen Anlagen mit einer leichten Erhöhung der Temperatur auszugehen. 
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3.3.4 Art und Menge der erzeugten Abfälle und ihre Beseitigung und Verwertung 
Die im Bereich des Plangebiets anfallenden Abfälle müssen ordnungsgemäß entsorgt werden.  
Über die üblichen während der Bauphase zu erwartenden Abfälle hinausgehend sind erhöhte 
Konzentrationen von Schadstoffen im Boden im Plangebiet auszuschließen. 
 
Im Planbereich wird aufgrund der geplanten Nutzungen mit sehr geringen Versiegelungen und wenigen 
„festen“ baulichen Anlagen kein Oberflächenwasser zur Ableitung anfallen.  
Das anfallende Niederschlagswasser wird nicht gesammelt und nicht gezielt abgeleitet sondern verbleibt 
somit an Ort und Stelle und versickert somit weiterhin auf der Vorhabenfläche. 
Die vom Amt für Umwelt, Natur und Wasserwirtschaft; Bereich Untere Abfallbehörde in seiner 
Stellungnahme vom 30.05.2023 erteilte Fachliche Stellungnahme zu „Anfallenden Abfällen“ sind zu 
berücksichtigen. 

3.3.5 Risiken für die menschliche Gesundheit, das kulturelle Erbe oder die Umwelt durch 
Unfälle und Katastrophen 

Derzeit sind bei Umsetzung der Planung keine Risiken für die menschliche Gesundheit, das kulturelle 
Erbe oder die Umwelt oder Unfälle und Katastrophen abzusehen. 

3.3.6 Kumulierung mit den Auswirkungen von Vorhaben benachbarter Plangebiete unter 
Berücksichtigung etwaiger bestehender Umweltprobleme bzgl. Gebieten mit spezieller 
Umweltrelevanz oder auf die Nutzung von natürlichen Ressourcen 

Benachbarte Schutzgebiete entsprechend Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie und Vogelschutzrichtlinie der 
EU befinden sich teilweise unmittelbar angrenzend bzw. in einer Entfernung von ca. 1 km zum Plangebiet 
im benachbarten Bundesland Sachsen-Anhalt.  
Es betrifft: 

- FFH-Gebiet „Ziegelrodaer Buntsandsteinplateau“ – Entfernung ca. 1 km 
- Naturpark Saale-Unstrut-Trias-Land – unmittelbar östlich angrenzend 

 
Abbildung Nr. 8: 
Schutzgebiet im erweiterten Untersuchungsgebiet zum Planverfahren 
Quelle: https://geodienste.bfn.de/schutzgebiete?lang=de - Jan. 2023 
 
Eine Betroffenheit durch das Planvorhaben kann ausgeschlossen werden. 
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Eine Kumulierung mit den Auswirkungen von Vorhaben benachbarter Plangebiete ist nach derzeitigem 
Wissenstand nicht bekannt. 
Eine Anfälligkeit des geplanten Vorhabens gegenüber den Folgen des Klimawandels ist derzeit nicht 
erkennbar. 

3.3.7 Auswirkungen der Planung auf das Klima (Art und Ausmaß der Treibhausgasemissionen) 
und der Anfälligkeit der geplanten Vorhaben gegenüber den Folgen des Klimawandels 

Das Plangebiet ist derzeit vorrangig (bis auf eine baufällige Halle und eventuelle Fundamentreste) 
unbebaut. In Bezug auf die Flächengröße wird eine geringfügige neue Flächenversiegelung nur durch die 
Rammpfosten für die Modultische vorbereitet. 
Es ist davon auszugehen, dass die Umsetzung der Planung keine erheblichen negativen Auswirkungen 
auf das Klima hat. 

3.3.8 Eingesetzte Techniken und Stoffe 
Das in Rede stehende Gebiet soll für eine Photovoltaikanlage baurechtlich vorbereitet und entwickelt 
werden. Es werden herkömmliche verwendete Techniken und Stoffe angewandt und eingesetzt. 

3.3.9 Nutzung erneuerbarer Energien sowie sparsame und effiziente Nutzung von Energie 
Das Vorhaben trägt dazu bei, die durch Bundes- und Landesregierung vorgegebenen Ziele einer 
deutlichen Erhöhung des Anteils erneuerbarer Energien zu erreichen und liegt im überragenden 
öffentlichen Interesse und dient der öffentlichen Sicherheit. 

3.3.10 Sparsamer Umgang mit Grund und Boden (Fläche, Flächenverbrauch) 
Gemäß § 1a Abs. 2 BauGB soll mit Grund und Boden sparsam und schonend umgegangen werden, 
dabei sind zur Verringerung der zusätzlichen Inanspruchnahme von Flächen für bauliche Nutzungen die 
Möglichkeiten der Entwicklung der Gemeinde insbesondere durch Wiedernutzbarmachung von Flächen, 
Nachverdichtung und andere Maßnahmen zur Innenentwicklung zu nutzen sowie Bodenversiegelungen 
auf das notwendige Maß zu begrenzen. 
 
Landwirtschaftlich, als Wald oder für Wohnzwecke genutzte Flächen sollen nur im notwendigen Umfang 
genutzt werden. Diese Grundsätze sind nach § 1 Abs. 7 BauGB in der Abwägung zu berücksichtigen. 
 
Die vorliegende Planung bereitet ausschließlich die Festsetzungen für die Nutzung von 
Konversionsflächen vor.  
Somit berücksichtigt der vorliegende Bebauungsplan den Grundsatz zum sparsamen Umgang mit Grund 
und Boden. 

3.4 Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen 

3.4.1 Methodik 
Für die Erstellung des Umweltberichts wird der Wissensstand vorhandener Unterlagen und Gutachten 
herangezogen. Die Bewertung der Schutzgüter erfolgt schutzgut- und einzelfallbezogen verbal-
argumentativ. 
Es werden Bewertungsfaktoren von: 

- gering 
- mittel 
- hoch 

verglichen. 
 
Tabelle 3 Bewertungsfaktoren Naturnähe / Struktur- und Artenvielfalt 
Wertstufe Standortbedingung 
gering - nur vereinzelt natürliche Strukturen 

- Gebiet ist überwiegend stark anthropogen überprägt 
- vorrangig Sekundarbiotope 
- Vorkommen an euryöken, artenarmen Tier- und 

Pflanzenarten 
- Keine Vorkommen an gefährdeten/geschützten Arten  
- Wiederherstellung der Biotope in kurzer Zeit 

mittel - hoher Anteil natürlicher Strukturen 
- Gebiet ist teilweise anthropogen überprägt 
- Vorkommen von Primär- und Sekundärbiotopen 
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- Vorkommen an euryöken sowie zu geringeren Anteilen 
stenöken Tier- und Pflanzenarten 

- mögliches Artenspektrum nur unvollständig vorhanden 
- Teilweise Vorkommen an gefährdeten/geschützten Arten 
- Wiederherstellung der Biotope mittelfristig (25-50 Jahre) 

möglich 
hoch - natürliche Lebensräume 

- keine anthropogene Überprägung 
- ausschließlich Primärbiotope 
- Vorkommen an euryöken sowie zu höheren Anteilen 

stenöken Tier- und Pflanzenarten 
- mögliches Artenspektrum vollständig vorhanden 
- Zahlreiche Vorkommen gefährdeter/ geschützter Arten 
- Zahlreiche Biotope können nicht wiederhergestellt werden 

oder nur langfristig (>50 Jahre) 
Quelle: in Anlehnung an das Merkblatt zur UVS in der Straßenplanung der Forschungsgesellschaft Straßen- und Verkehrswesen 
e.V. 
 
Zur Beschreibung der Umwelt werden die wesentlichen Wert- und Funktionselemente des 
Untersuchungsgebiets schutzgutbezogen analysiert. Für die Ermittlung des erforderlichen 
Kompensationsumfangs erfolgt über die Auflistung und Bewertung der beanspruchten Biotopflächen. 
Daraus wird ein Kompensationsumfang ermittelt, welcher den Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 
gegenübergestellt wird. 
Die Bilanzierung wird nach dem derzeitig gültigen Bilanzierungsmodell („Die Eingriffsregelung in 
Thüringen - Bilanzierungsmodell“ des Thüringer Ministerium für Landwirtschaft, Naturschutz und Umwelt, 
SCHRADER & NICKEL 2005) aufgestellt. 
Nachfolgend kurz auch „BILANZIERUNGSMODELL“ genannt. 
 
Diese Bilanzierung dient der gesonderten grünordnerischen Ausgleichsbilanzierung. 
Eine detaillierte Eingriffs- und Ausgleichsbilanz ist der schwerpunktmäßige Kern eines 
Grünordnungsplans, indem gemäß der Kartierung Biotopwertpunkte ermittelt werden. 
 
Der Untersuchungsraum des Umweltberichts orientiert sich am Geltungsbereich des Bebauungsplans. 
Der Untersuchungsraum geht dabei mitunter auch über die Plangebietsgrenzen hinaus, wenn darüber 
hinaus Auswirkungen zu erwarten sind. Dazu wurde ein Grünordnerischer Bestandsplan (vgl. Anlage 1a) 
erstellt. 

3.4.2 Bestandsaufnahme des Umweltzustandes und Bewertung der Schutzgüter 

3.4.2.1 Planungsgebiet und weiterer Untersuchungsraum 
Das Plangebiet (vgl. 2.4.4) befindet sich östlich der Ortslage von Roßleben, süd-östlich des Industrie- und 
Gewerbegebiets und südlich der Kaliabraumhalde im Bereich der ehemaligen Kaliverladung Roßleben. 
Das Plangebiet wird gegen Süden durch den dort verlaufenden Bahndamm begrenzt. 
 
Das Untersuchungsgebiet besteht aus einer Konversionsfläche der ehemaligen Kaliverladung, die sich 
auf Grund der jahrzehntelangen Nichtnutzung als Sukzessionsfläche entwickelt hat. 
Die Flächen sind bis auf eine baufällige Industriehalle und versiegelte Lagerflächen, aufgeschotterte 
Wege und ehemalige Gleisanlagen und Baurestablagerungen unversiegelt. 
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Abbildung Nr. 9: 
Ohne Maßstab, bestehende Solarparks (blau) und Einteilung Plangebiet in Nutzungsflächen SO SOLAR 
(orange) und Ausgleichsflächen (grün) [Quelle Auszug Geoproxy Thüringen] 
 
Der Untersuchungsraum hat eine Flächengröße von ca. 7,8 ha, 
die wie folgt festgesetzt wird, differenziert nach Baufeld Solaranlage („Baufeld-PV“) und 
Maßnahmenflächen: 
 
 Flurstücke GESAMT Baufeld PV Maßnahmen 
Flurstücke: 10/12 mit  8.415,00 qm 8.415,00 qm 0,00 qm 
 66/7 mit  278,00 qm 278,00 qm 0,00 qm 
 10/7 mit 50.057,00 qm 24.000,00 qm 26.057,00 qm 
 10/8 mit  9.640,00 qm 9.640,00 qm 0,00 qm 
 10/9 mit 10.046,00 qm 0,00 qm 10.046,00 qm 
Grundstücke-Total 78.436,00 qm 42.333,00 qm 36.103,00 qm 
 
Einzelne unter vorgenannten Punkt 3.2.2 benannte Sperrbereiche (Ausnahme ist der Zaun) und die 
Biotope dürfen nicht überbaut werden, dadurch reduziert sich vorgenanntes Baufeld PV auf rund ca. 
38.700 qm, verteilt auf die Flurstücke 66/7, 10/12, 10/8 und südliche TFL 10/7. 

3.4.2.2 Vorangegangene und gegenwärtige Nutzungen 
Die ehemalige Kaliverladung mit Gleisanschluss im OT Roßleben wurde bis zur Einstellung der 
Kaliförderung 1991 als solche betrieben. Danach erfolgten auf Teilbereichen verschiedene gewerbliche 
Nutzungen, die aber bis ca. 2000 ebenfalls eingestellt worden sind. 

3.4.3 Belange des Umweltschutzes, einschließlich des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege 

Der derzeitige Umweltzustand und die Umweltmerkmale im jetzigen Zustand werden nachfolgend auf das 
jeweilige Schutzgut bezogen dargestellt. Damit wird die besondere Empfindlichkeit von 
Umweltmerkmalen gegenüber der Planung herausgestellt. 
Bei Bedarf werden Hinweise auf ihre Berücksichtigung im Rahmen des Planverfahrens gegeben. 
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Gemäß den Vorgaben des § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB sind im Rahmen der Umweltprüfung die 
Auswirkungen auf folgende Schutzgüter zu prüfen: 

• Menschen und ihre Gesundheit sowie die Bevölkerung insgesamt 
• Tiere 
• Pflanzen 
• Fläche 
• Boden 
• Wasser 
• Klima und Luft 
• Landschaft 
• Kultur- und sonstige Sachgüter 
• Biologische Vielfalt und Wechselwirkungen 

 
Ziel der Konfliktanalyse ist es, die mit den geplanten Maßnahmen verbundenen unvermeidbaren 
Beeinträchtigungen der Schutzgüter aufzuzeigen. Dazu werden für jedes Schutzgut, bei dem potenzielle 
Beeinträchtigungen zu erwarten sind, zunächst die relevanten Wirkfaktoren beschrieben und die 
geplanten Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen benannt. 
 
Unter Berücksichtigung dieser Faktoren und vor dem Hintergrund der derzeitigen Situation der 
Schutzgüter werden abschließend die verbleibenden, unvermeidbaren Beeinträchtigungen abgeleitet. 
 
Mit dem Vorhaben können Eingriffe in den Naturhaushalt und das Landschaftsbild verbunden sein. Diese 
Eingriffe werden gemäß §§ 14 und 15 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) analysiert, qualifiziert und, 
sofern erforderlich, durch geeignete Maßnahmen kompensiert. 
 
Die mit der Durchführung der Planung verbundenen Veränderungen des Umweltzustandes werden 
dokumentiert und bewertet. Die mit der Planung verbundenen Umwelteinwirkungen sollen deutlich 
herausgestellt werden, um daraus anschließend Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum 
Ausgleich erheblich negativer Umweltwirkungen abzuleiten. 
 
Für das Plangebiet wurde eine Artenschutzrechtliche Ersteinschätzung 2022 vorgenommen und es 
wurde 2023 ein Artenschutzbeitrag („ASB“) durch das beauftragte Büro Karsten Obst, Landschafts- und 
Freiraumplanung aus Halle erarbeitet. 
Die dazu notwendigen artenschutzrechtlichen Untersuchungen durch das Büro Karsten Obst wurden bis 
Mitte Oktober 2023 vollzogen, danach wurde der finale Artenschutzbeitrag fertig gestellt. 
Das Büro Karsten Obst hat zunächst eine Zusammenfassung der Zwischenergebnisse per 07.08.2023 – 
faunistische Sonderuntersuchungen (Anlage 2) erstellt. 
Nach Abschluss der artenschutzrechtlichen Untersuchungen wird der Artenschutzbeitrag vom 26.10.2023 
als Anlage 3 Bestandteil des Umweltberichts. 
 
Das Landratsamt Kyffhäuserkreis hat mit Bescheid vom 29.06.2023 (GZ III.3.3-364.53.I/2023-
08_PV_Verladung_III_Zauneidechse) eine artenschutzrechtliche Ausnahmegenehmigung von den 
Verboten des § 44 Abs. 1 Nr. 1 und 2 BNatSchG für den Fang und die Umsetzung von Zauneidechsen 
und Schlingnattern auf der Grundlage der dem Antrag beigefügten Maßnahmenplans Reptilien erteilt. 
Die Antragsunterlagen sind Bestandteil der Genehmigung. 
 
 
Damit kann gemäß Nr. 4 des Bescheids die Umsetzung der gefangenen Zauneidechsen in das 
Ersatzhabitat im Geltungsbereich des Bebauungsplans Freiland Photovoltaikanlage III „An der 
Verladung“ auf das Flurstück 10/9, Flur 6, Gemarkung Roßleben erfolgen. 
Die Umsiedlung gefundener Zauneidechsen in das vorgenannte Ersatzhabitat wurde bis Ende September 
2023 durchgeführt und das Ergebnis in den Artenschutzbeitrag (Anlage 3) übernommen. 
 
Zur Vermeidung von Einritt von Verbotstatbeständen gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG wird unter 
„Teil D – HINWEISE“ ergänzt: 
 
Die Verbote des § 44 BNatSchG (Vorschriften für besonders geschützte und bestimmte andere Tier- und 
Pflanzenarten) und die Maßnahmen aus dem Artenschutzfachbeitrag sind zu beachten“ 
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3.4.4 Belange des Umweltschutzes, einschließlich des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege 

3.4.4.1 Schutzgut Mensch 
Für den Menschen sind im Zusammenhang mit der angestrebten Planung insbesondere Auswirkungen 
auf das Wohnumfeld (Lärm, Luftschadstoffe, visuelle Beeinträchtigungen, Erholungsfunktion) von 
Bedeutung. 
Demnach sind im Zusammenhang mit Baumaßnahmen die Auswirkungen durch Emissionen auf die 
menschliche Gesundheit zu untersuchen. 

3.4.4.1.1 Bestand und Bewertung 
Nach Einstellung der Kaliverladung Roßleben und weiterer gewerblichen Aktivitäten auf den Teilflächen 
10/8 und 10/7 weisen die Flächen diverse Ruderalfluren auf. Die Flächen sind zum Teil noch zu 
beräumen, da dort noch einzelne Restmaterialien (u.a. Betonplatten, Steine) lagern. 
Die baufällige Halle auf dem Flurstück 10/8 und die dort illegal entsorgten Materialien werden im Rahmen 
der Beräumung bis zum Baubeginn der Solaranlage zurückgebaut und fachgerecht entsorgt. 
Das Landratsamt Kyffhäuserkreis, Untere Bodenschutzbehörde, ist bis zur endgültigen Klärung des 
Altlastenverdachtes bei allen baulichen Aktivitäten wie Erschließungs-, Abbruch- und Baumaßnahmen 
einschl. Umnutzungen von Gebäuden bzw. Gebäudeteilen usw. vor Beginn der Ausführung 
einzubeziehen. 
 

- Die Bedeutung für das Schutzgut Mensch ist durch die Vornutzungen und der Lage als gering 
einzustufen. 

3.4.4.1.2 Baubedingte Auswirkungen 
In der Bauphase kommt es während der Anlieferung der Anlagenteile zeitweise zu Emissionen in Form 
von Lärm, Staub und Abgasen. 

3.4.4.1.3 Anlagebedingte und betriebsbedingte Auswirkungen 
Die Fläche erfährt eine weitere technische Überprägung, die die Erholungsfunktion der Landschaft jedoch 
nicht zusätzlich beeinträchtigt, da bereits durch die bisherigen Nutzungen eine technische Überprägung 
vorhanden ist. Die Bedeutung der Erholungsfunktion des Plangebiets und der direkten Umgebung ist 
äußerst gering. 
 
Durch den Betrieb der geplanten Solaranlage kommt es nicht zur Entstehung von Lärm, Luftschadstoffen, 
Gerüchen, Abfall oder Abwässern. 
Zuständig für die Belange des Immissionsschutzes ist die untere Immissionsschutzbehörde 
(Kyffhäuserlandkreis). 
 
Mit Emissionsauswirkungen durch die geplante Solaranlage ist nur im Hinblick auf mögliche geringe 
Reflexionen zu rechnen. 

- Die Wohnbebauungen liegen weit außerhalb des Relevanzbereichs. Aufgrund der Lage und der 
Entfernung von mehr als 600 Meter kann eine Blendwirkung ausgeschlossen werden. 

- Eine Blendwirkung könnte nur im Bereich der Bahnlinie auftreten.  
- Für den Menschen resultieren aus der Planung keine erheblichen Beeinträchtigungen. 

3.4.4.1.4 Maßnahme zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich 
- Es sind hier keine gesonderten Maßnahmen zu ergreifen. 

3.4.4.2 Schutzgut Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt 
Laut Bundesnaturschutzgesetz (BNatschG) sind Tiere und Pflanzen als Bestandteil des Naturhaushalts in 
ihrer natürlichen und historisch gewachsenen Artenvielfalt zu schützen. Auch ihre Lebensräume sind zu 
schützen, zu pflegen, zu entwickeln und ggf. wiederherzustellen. 

3.4.4.2.1 Bestand und Bewertung 
Für Details wird auf den Artenschutzrechtlichen Fachbeitrag (Anlage 3) des Büro Karsten Obst in der 
Anlage zum Umweltbericht hingewiesen. 
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Folgende Untersuchungen wurden durchgeführt: 

- Ersteinschätzung der Fläche im Jahr 2022 
- Errichtung der vier Zauneidechsenhabitate (M2) und des Reptilienschutzzauns auf der Teilfläche 

10/9 
- Errichtung des Reptilienschutzzauns auf den Teilflächen 66/7 und 10/12 
- Umsiedlung gefundener Zauneidechsen in die vorgenannte Ersatzhabitate 
- Untersuchung und Kartierung zum Artenschutz – Erstellung eines Artenschutzbeitrags  

Folgende Aktionen laufen: 
- Umsetzung der Maßnahmenblätter gemäß Artenschutzbeitrag (ASB), Seite 26ff. 

 
Im Folgenden sind die im Plangebiet kartierten Biotoptypen und ihre Bewertung bzgl. faunistischer 
Bedeutung, Strukturvielfalt, zeitliche und örtliche Wiederherstellbarkeit, die Gefährdung und Seltenheit 
sowie die Bedeutung tabellarisch zusammengefasst. 
 
Die Biotope wurden in Biotoptypen nach dem derzeitig gültigen BILANZIERUNGSMODELL eingeteilt. 
Dies gilt als Hilfsmittel für die Quantifizierung des Ausgleichsbedarfs bei Planverfahren im Rahmen der 
Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung. 
 
Insgesamt hat der Untersuchungsraum eine geringe Bedeutung hinsichtlich der vorkommenden 
Biotope. 
 
Beeinträchtigungen / Vorbelastungen 
Der gesamte Untersuchungsraum ist durch die vorangegangene Nutzung als Kaliverladung sowie 
späteren gewerblichen Folgenutzungen vorbelastet. Aufgrund der vorherigen Nutzung ist kein 
gewachsener Boden vorhanden und es konnten sich kaum Biotope entwickeln. 
 
Der beschriebene Vegetationsbestand ist insgesamt durch die bisherige Nutzung von geringer 
Bedeutung. Der Vegetationsbestand ist insgesamt von geringer Naturnähe und Strukturvielfalt. 
 
In der Ersteinschätzung zum Artenschutz (2022) wurde das Vorkommen von Zauneidechsen (Lacerta 
agilis) innerhalb der bau- und anlagebedingten Eingriffsflächen festgestellt. Daher können baubedingte 
Tötungen / Verletzungen im Zuge der Baufeldräumung sowie bei den Bauarbeiten nicht ausgeschlossen 
werden. 
Innerhalb des Baufelds ist ein bauvorauslaufendes, gezieltes Abfangen und Umsetzen von 
Zauneidechsen erforderlich und wurde parallel zur Artenkartierung im Jahr 2023 bereits umgesetzt. Die 
Durchführung erfolgt durch das Fachbüro Karsten Obst Landschafts- und Freiraumplanung aus Halle 
(Saale) vor den erforderlichen Beräumungsmaßnahmen. Innerhalb der Bauphase bzw. 
Baufeldfreimachung ist eine ökologische Bauüberwachung notwendig und wird festgesetzt. 
 
Die Ergebnisse der Relevanzprüfung und die landschaftspflegerischen Vermeidungs- und 
Ersatzmaßnahmen sowie der artspezifischen Vermeidungsmaßnahmen können dem abschließendem 
Artenschutzbeitrag (Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag/Anlage 3) entnommen werden. 

3.4.4.2.2 Baubedingte Auswirkungen 
In der Bauphase kommt es bei den Beräumungsarbeiten sowie der Anlieferung der Anlagenteile 
zeitweise zu Beeinträchtigungen für Tiere und Pflanzen. 

3.4.4.2.3 Anlagebedingte und betriebsbedingte Auswirkungen 
Die Bodenversiegelung durch Überbauung wird stets als erheblicher Eingriff im Sinne des § 1a Abs. 3 
BauGB i. V. m. § 18 Abs. 1 BNatSchG beurteilt, da dem Boden durch Versiegelung die natürliche 
Bodenfunktion als Lebensraum für Tiere und Pflanzen entzogen wird. 
 
Durch die geplante Aufständerung von Solarmodulen, entstehen sehr geringe Bodenversiegelungen von 
ca. 0,15 %, die als geringer Eingriff zu beurteilen sind. Dennoch werden mit der Aufständerung der 
Solarmodule dem Boden die natürlichen Bodenfunktionen als Lebensraum für Tiere und Pflanzen bedingt 
durch das Einrammen der Modulständer entzogen. Neue Qualitäten für das Schutzgut Tier- und 
Pflanzenwelt können jedoch im Rahmen grünordnerischer Ausgleichsmaßnahmen entstehen.  
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Die Bewertung des Plangebiets bezüglich der Eingriffsfolgen und des erforderlich werdenden 
Kompensationsbedarfs (Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen) erfolgt mit Hilfe des 
BILANZIERUNGSMODELL. 
 
Zusammenfassend (lt. Tabelle 3) ist das Gebiet für das Schutzgut Tiere für Zauneidechsen und Brutvögel 
von Bedeutung. 
Die planerische Absicht des Bebauungsplans übt unter Berücksichtigung der schon vorhandenen 
Nutzungen im Plangebiet und der Einhaltung der Vermeidungsmaßnahmen keine erheblich zusätzlichen 
negativen Auswirkungen auf das Schutzgut Tiere und Pflanzen aus. 
 

3.4.4.2.4 Maßnahme zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich 
Die Ergebnisse der Relevanzprüfung und die geplanten Maßnahmen können im Artenschutzrechtlichen 
Fachbeitrag (vgl. 3.4.3) entnommen werden. 

3.4.4.3 Schutzgut Boden 
Gemäß Bundesbodenschutzgesetz sollen Beeinträchtigungen der natürlichen Bodenfunktionen sowie der 
Funktion als Archiv für Natur- und Kulturgeschichte möglichst vermieden werden. Mit Grund und Boden 
soll gemäß § 1a Abs. 2 BauGB sparsam und schonend umgegangen werden. 

3.4.4.3.1 Bestand und Bewertung 
Das Plangebiet ist nicht im Altlastenkataster des Landkreises Kyffhäuser als Altlast registriert. 
 
Zentrales Anliegen des Bodenschutzes ist die Sicherung der natürlichen und vielfältigen 
Bodenfunktionen. 
 
Gemäß § 2 Abs. 2 des Bundes-Bodenschutzgesetzes (BBodSchG) erfüllt der Boden:  
1. natürliche Funktionen als 

a) Lebensgrundlage und Lebensraum für Menschen, Tiere, Pflanzen und 
Bodenorganismen,  
b) Bestandteil des Naturhaushaltes, insbesondere mit seinen Wasser- und Nährstoffkreisläufen, 
c) Abbau-, Ausgleichs- und Aufbaumedium für stoffliche Einwirkungen auf Grund der Filter-, Puffer- 
und Stoffumwandlungseigenschaften, insbesondere auch zum Schutz des Grundwassers, 

2. Funktionen als Archiv der Natur- und Kulturgeschichte sowie 
3. Nutzungsfunktionen als 

a) Rohstofflagerstätte, 
b) Fläche für Siedlung und Erholung, 
c) Standort für die land- und forstwirtschaftliche Nutzung, 
d) Standort für sonstige wirtschaftliche und öffentliche Nutzungen, Verkehr, Ver- und Entsorgung." 

 
Die Aufständerung der Module erfolgt auf weitgehend unversiegelten Flächen. 
 
Der neu zu erwartende Versiegelungsgrad der bisher nicht überbauten Flächen ist äußerst gering, da die 
einzelnen Solarmodule der geplanten Photovoltaik-Anlage auf Modultischen aufgeständert werden. Die 
Beeinträchtigung der natürlichen Bodenfunktion (soweit überhaupt vorhanden) kann somit als minimal 
eingestuft werden. 
Im Bestand sind vereinzelte Versiegelungen vorhanden. Der Ermittlung der zu erwartenden 
Oberflächenversiegelung liegt die konkrete Planung zugrunde. 
 
 
Tabelle 4 / Ermittlung „Total Versiegelung“ 
Fläche Anzahl Versiegelung (m²) 
Vollversiegelung Trafostationen  2 Stück x 20 m² 40,00 qm 
Versiegelung durch Rammpfosten 700 Rammpfosten/MWp x 4,0 

MWp x10 cm²/Pfosten 
2,80 qm 

Versiegelung durch Zaunpfähle Versiegelung 4x6cm = 24 cm² je 
Pfosten  x  250 Pfosten 

1,20 qm 

Zufahrt   
Lagerflächen   
Total Versiegelung  44,00 qm 
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Aus der Tabelle 4 ist ersichtlich, dass eine Vollversiegelung nur im Bereich der Trafos erfolgt. Die Ramm- 
und Zaunpfosten stellen nur eine punktuelle Versiegelung dar, die nicht zu Behinderungen führt. 
Die Neuversiegelung entspricht ca. 0,15 % der Sondergebietsfläche Solar. 
 
Infolge der Installation der Solarmodule erhöht sich teilweise der Verschattungsgrad des Bodens, 
wodurch sich die Vegetation verändern kann. Im ebenen Gelände liegt die Überschirmung der bebauten 
Fläche durch die Solarmodule i. d. R. bei bis zu 50 %. Hierdurch kann eine Beeinträchtigung der 
Bodenfunktion nicht ausgeschlossen werden. Diese entsteht vor allem durch die Beschattung sowie das 
veränderte Abflussverhalten von Niederschlagswasser.  
Das Niederschlagswasser kann auf der Fläche versickern und wird durch die Kapillarwirkung des Bodens 
auch unter den Modultischen verteilt. 
 
Es ist vorgesehen, die noch vorhanden Halle und noch vorhandene Versiegelungsflächen zu minimieren 
und fachgerecht zu entsorgen. 
Dieser Rückbau ist im Bilanzierungsmodel berücksichtigt. 
 
Bewertung 
Tabelle 5 Bewertungsfaktoren Natürlichkeitsgrad Boden 
Wertstufe Standortbedingung 
gering - vollständig veränderter Boden 

- kein natürlicher Schichtenaufbau 
- natürliche Bodenfunktion sind nicht oder stark 

eingeschränkt möglich 
 

mittel - teilweise anthropogen überprägter Boden 
- natürlicher Schichtenaufbau ist vorhaben 
- natürliche Bodenfunktion sind teilweise jedoch nur 

eingeschränkt möglich 
 

hoch - Boden nicht anthropogen überprägt 
- natürlicher Schichtenaufbau 
- natürliche Bodenfunktion sind uneingeschränkt möglich 

 
Quelle: in Anlehnung an das Merkblatt zur UVS in der Straßenplanung der Forschungsgesellschaft Straßen- und Verkehrswesen 
e.V. 
 
Das Ausmaß der Auswirkungen auf den Boden, das durch die Errichtung einer Photovoltaik-Anlage 
verursacht wird, wird als relativ gering eingestuft und hängt maßgeblich von der Konstruktionsweise der 
gesamten Anlage ab (Art der verwendeten Fundamente, Errichtungsweise der Solarmodule). 
 

3.4.4.3.2 Baubedingte Auswirkungen 
Die Gefahr von Verdichtungen des Bodens während der Bauphase kann nicht vollständig 
ausgeschlossen werden, da auch schwere Baumaschinen zum Einsatz kommen.  
 
Der Eintrag von Schadstoffen wird bei ordnungsmäßiger Handhabe und Einhaltung der 
Schutzvorschriften nicht eintreten. 

3.4.4.3.3 Anlagenbedingte und betriebsbedingte Auswirkungen 
Es ist durch die Modulaufständerung mittels Rammpfosten nur von einem äußerst geringen Eingriff an 
der Bodenbeschaffenheit auszugehen. Die Erosionswahrscheinlichkeit wird hauptsächlich durch das 
Relief, die Bodenbeschaffenheit und die Größe der zusammenhängenden Modultische bestimmt. 
Im vorliegenden Fall ist nicht mit Erosion zu rechnen. Durch die Nutzungsänderung auf der Fläche 
werden weder Dünger noch Pflanzenschutzmittel eingetragen, was sich positiv auf das Schutzgut Boden 
auswirken wird. 
 
Leistungsfähigkeit des Bodens 
Durch die vorherige Nutzung als bauliche Anlage sind keine natürlichen Bodenstrukturen und kein 
natürlicher Bodenaufbau vorhanden. 



BEGRÜNDUNG mit UMWELTBERICHT 
des Bebauungsplans Freiland Photovoltaikanlage III 

„An der Verladung“ im OT Roßleben der Stadt Roßleben-Wiehe 

53 
 

Durch das Aufständern der Solarmodule wird der Boden überschirmt. Der Niederschlag (Regen, Schnee) 
wird unter den Modulen reduziert, aber durch die Kapillarwirkung des Bodens wieder ausgeglichen. 
 
Gemäß der Studie „Naturschutzfachliche Bewertungsmethoden von Photovoltaik-Anlagen“ des 
Bundesamtes für Naturschutz (BfN 2009) sind nur im oberflächennahen Bodenbereich unter den 
Modulen mögliche Austrocknungen zu erwarten. Darunter bewirken die Kapillarkräfte des Bodens eine 
gleichmäßige Feuchteverteilung. Üblicherweise ist zwischen den einzelnen Modulen des Modultisches 
ein ca. 2 cm breiter Spalt zum Ablaufen des Niederschlagswassers, so dass der Bodenwasserhaushalt 
unverändert gegenüber einer Fläche ohne Module bleibt. 

3.4.4.3.4 Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich 
- Abbruch der Halle und Entsorgung der dort angesammelten Vermüllung 
- Minimierung der Versiegelung 
- Vermeidung von Bodenabtrag durch Rammverfahren – dadurch weniger starke Beeinträchtigung 

von edaphischen Arten 
- Eine Versiegelung bzw. eine Überschirmung des Bodens durch Solarmodule ist unvermeidlich.  

Die Funktionen des Bodens erfahren nur geringe Eingriffe 
Es ist eine geringe Betroffenheit des Bodens festzustellen. 

3.4.4.4 Schutzgut Fläche 
Unter dem Schutzgut Fläche wird der Aspekt des flächensparenden Bauens vor dem Hintergrund des 
sparsamen und schonenden Umgangs mit Grund und Boden betrachtet. 
Mit dem Instrument der Bauleitplanung soll dafür gesorgt werden, dass die Bodenversiegelung auf das 
für das Vorhaben notwendige Maß begrenzt wird. Hierbei werden die Gesichtspunkte 
Nutzungsumwandlung, Zerschneidung und Versiegelung berücksichtigt. 

3.4.4.4.1 Bestand und Bewertung 
Der Geltungsbereich bzw. der Untersuchungsrahmen umfasst insgesamt ca. 7,8 ha. 
Der Standort ermöglicht die Errichtung einer Photovoltaikanlage zur Produktion von Strom aus 
regenerativen Energien. 
Durch die Inanspruchnahme der Fläche von ca. 4,2. Ha als Sondergebietsfläche Solar wird die 
Bedeutung des Schutzgutes Fläche als relativ hoch eingestuft, ist aber im Vergleich zur bisherigen 
Bodennutzung wesentlich verbessert. 

3.4.4.4.2 Baubedingte Auswirkungen 
Die vorübergehende Lagerung von Baumaterial und Anlagenteilen erfolgt ausschließlich im Baufeld. 
Somit sind keine erheblichen baubedingten Auswirkungen zu erwarten. 

3.4.4.4.3 Anlagenbedingte und betriebsbedingte Auswirkungen 
Mit der Planung geht ein relativ geringer Versiegelungsgrad einher, da die Module mittels Rammpfosten 
aufgestellt werden (keine Stein- oder Betonfundamente). Hierdurch wird nur eine geringe Fläche 
vollständig versiegelt. 
Durch die geplante Maßnahme auf einer baulichen Anlage/Konversionsfläche erfolgt kein Entzug 
wertvoller Fläche. 
Existierende Versiegelungen werden durch Rückbau der Halle (10/8) wesentlich verringert. 

3.4.4.4.4 Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich 
- Minimierung der Versiegelung 
- Lagerung der Bauteile innerhalb des Plangebietes  
- Rückbau der baufälligen Halle, Rückbau sonstiger Versiegelungen und der Baurestlagerbestände 
- Rückbau der Anlage nach Beendigung der Photovoltaik-Nutzung 

3.4.4.5 Schutzgut Wasser 
Die Bewirtschaftung des Wasserhaushaltes ist mit dem Ziel einer nachhaltigen Entwicklung i.S. von § 1 
Abs. 5 BauGB so zu berücksichtigen, dass auch nachfolgende Generationen ohne Einschränkungen alle 
Optionen der Gewässernutzung offenstehen. 
Gewässer sind Bestandteil des Naturhaushaltes und Lebensraum für Tiere und Pflanzen und gehört zu 
den Lebensgrundlagen des Menschen. Die Verunreinigung von Oberflächengewässern ist zu vermeiden, 
außerdem ist die Leistungsfähigkeit des Wasserhaushaltes zu gewährleisten. 
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3.4.4.5.1 Bestand und Bewertung 
Im Plangebiet sind keine Oberflächengewässer vorhanden, jedoch grenzt im Osten die Sulze ein 
Gewässer 2. Ordnung, unmittelbar an das Plangebiet an. 
Der Bereich 10 Meter landseits der Böschungsoberkante ist als Gewässerrandstreifen gesetzlich 
geschützt und unterliegt den Restriktionen des Wasserhaushaltsgesetzes/ Thüringer Wassergesetzes. 
Dieser Bereich hat Auswirkungen auf das Plangebiet, daher wird dieser gesetzlich geschützte 
Gewässerrandstreifen in der Planzeichnung in einer Breite von 10 Metern dargestellt, weiteres hierzu 
unter „Schutzgut Wasser“ auf Seite 60ff. 
Es befindet sich auch nicht in einem festgesetzten Wasserschutzgebiet. Trinkwasserschutzzonen sind 
ebenfalls nicht vorhanden. Demnach sind Schutzmaßnahmen zum Schutz von Wasser zum derzeitigen 
Kenntnisstand nicht erforderlich. 

3.4.4.5.2 Baubedingte Auswirkungen 
Keine bekannt. 

3.4.4.5.3 Anlagenbedingte und betriebsbedingte Auswirkungen 
Mit der Planung geht ein sehr geringer Versiegelungsgrad einher, da die Module mittels Rammpfosten 
aufgestellt werden. Niederschlagswasser versickert dadurch nahezu ungehindert. Die Flächen, die direkt 
von Modulen überstellt sind, besitzen für das Teilschutzgut Grundwasser eine etwas geringere Wertigkeit, 
die aber durch die Kapillarkräfte vollständig ausgeglichen wird. Die Flächen tragen weiterhin zur 
Grundwasserneubildung bei. 
 
Auf den Um- und Durchfahrten zwischen den Modulreihen bildet sich relativ schnell eine Krautschicht aus 
einheimischen Gräsern und Kräutern, die eine ungehinderte Versickerung gewährleistet. 

3.4.4.5.4 Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich 
- Minimierung der Versiegelung 
- Verzicht auf Düngung und den Einsatz von Pestiziden 

 
 Im Hinblick auf das Schutzgut Wasser sind bei Einhaltung der Festsetzungen anlage- und 
betriebsbedingt keine erheblichen Umweltauswirkungen zu erwarten. 

3.4.4.6 Schutzgut Luft und Klima 
Die herausragende Bedeutung der Luft als Schutzgut steht außer Frage – wir brauchen sie zum Atmen. 
Durch Luftverunreinigungen werden neben der menschlichen Gesundheit aber auch die Schutzgüter wie 
Pflanzen, Tiere, Kultur- und Sachgüter beeinträchtigt. 
 
Auf Luftverunreinigungen wie Staub, Ruß, Rauch, Gase, Dämpfe und Geruchstoffe sind wiederum 
Belastungen des Klimas zurück zu führen. Hauptverursacher für Verunreinigungen der Luft sind vor allem 
Industrie und Gewerbe, Energie- und Wärmeversorgung, Hausbrand, Verkehr und Landwirtschaft. Die 
Minimierung bzw. Beschränkung ist das Ziel des Schutzes der Luft und des Klimas. 

3.4.4.6.1 Bestand und Bewertung 
Unversiegelte Flächen weisen eine klimaökologische Bedeutung auf. Sie können als Kaltluftent-
stehungsgebiete mit geringer Neigung klassifiziert und daher einer mittleren Wertigkeit (Stufe C), 
entsprechend der Tabelle „Bewertungsrahmen für das Schutzgut Klima/Luft“ (LfU 2005) hinsichtlich des 
Schutzgutes Klima/Luft zugeordnet werden. Die leichte Hanglage begünstigt den Abfluss der Kaltluft, die 
jedoch nicht siedlungsrelevant wirkt. Die Veränderung von Flächennutzungen, wie z.B. die Versiegelung 
von Böden oder der Bau von Gebäuden, kann sich sowohl auf das Kleinklima der zu untersuchenden 
Fläche als auch auf angrenzende Flächen auswirken. 
 
 Dem Plangebiet wird hinsichtlich dem Schutzgut Luft und Klima eine äußerst geringe Bedeutung 
zugemessen. 

3.4.4.6.2 Baubedingte Auswirkungen 
Baubedingt kann es zeitweise zu Emissionen in Form von Staub und Schadstoffen durch 
Baustellenverkehr und -maschinen kommen. 
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3.4.4.6.3 Anlagebedingte und betriebsbedingte Auswirkungen 
Die Aufständerung der Solarmodule kann eine geringfügige Veränderung des Kleinklimas bewirken. Der 
tatsächliche Versiegelungsgrad bei Photovoltaikanlagen ist jedoch so gering, dass die Auswirkungen auf 
die Kaltluftproduktion unerheblich sind. 

3.4.4.6.4 Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich 
- Minimierung der Versiegelung 
- Grünlandnutzung in den Modulzwischenreihen 
- Höhenfestsetzung der Module 
- aufgrund der aufgeständerten und sehr offenen Bauweise kann die Luft zirkulieren 

 
 Der positive Beitrag der geplanten Photovoltaik-Anlage mit der daraus resultierenden CO2-Einsparung 
gegenüber konventioneller Stromerzeugung ist hervorzuheben. 
Die Umweltauswirkungen auf das Schutzgut Klima und Luft sind somit von untergeordneter Bedeutung. 

3.4.4.7 Wirkungsgefüge zwischen 3.4.4.1 bis 3.4.4.6 
Die nach den Vorgaben des BauGB zu betrachtenden Schutzgüter beeinflussen sich gegenseitig in 
unterschiedlichem Maße. 
Es sind Wechselwirkungen aus Verlagerungseffekten und komplexe Wirkungszusammenhänge unter den 
Schutzgütern zu betrachten. 
 
Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Schutzgütern bestehen insbesondere zwischen den 
anthropogen verursachten oberflächlichen Bodenveränderungen und den sich anschließend darauf 
entwickelnden Biotopstrukturen mit dem jeweiligen Bestand an Flora und Fauna. 
An dieser Stelle soll auf wesentliche Wechselwirkungen eingegangen werden. 
 
Durch die Planung und Nutzung können sich die Flächen positiv auf die Schutzgüter Pflanzen, Tiere und 
biologische Vielfalt ausprägen. 
 
Viele Tiere und Pflanzen können einen angemessenen Lebensraum finden. Die Stilllegung der 
Konversionsflächen sowie die natürliche Sukzession haben einen erheblichen Einfluss auf die sich 
entwickelnden Biotope. Es können sich ohne anthropogenen Einfluss Pflanzbestände entwickeln, die 
wiederum Lebensräume für Tierarten bilden. 
 
Es kann davon ausgegangen werden, dass die vorliegende Planung keine Effekte zur Folge hat, die sich 
negativ auf die Bevölkerung und die Umwelt in ihrer Funktion als Sondergebiet (z.B. durch 
Lärmemissionen, Luftschadstoffe) auswirken. Für die Erholung in Natur und Landschaft und die 
Gesundheit der Bevölkerung hat das Plangebiet weiterhin keine besondere Bedeutung. 

3.4.4.8 Schutzgut Landschaft (Landschaftsbild, Erholung) 
Gemäß § 1 Abs.1 Bundesnaturschutzgesetz (BNatschG) ist die Landschaft in ihrer Vielfalt Eigenart und 
Schönheit sowie in ihrer Bedeutung als Erlebnis- und Erholungsraum für den Menschen dauerhaft zu 
sichern. 

3.4.4.8.1 Bestand und Bewertung 
Hinsichtlich der Vielfalt sind nur wenige Strukturen und Nutzungen sowie eine geringe Artenvielfalt 
vorhanden. Hinsichtlich der Eigenart sind keine Elemente mit landschaftstypischem und -prägendem 
Charakter vorhanden. 
Sichtbeziehungen oder Sichtachsen zu kulturhistorischen Gebäuden oder Bereichen besonderer 
Landschaftskultur existieren nicht. 
 
 Die Flächen weisen hinsichtlich des Schutzgutes „Landschaftsbild“ eine sehr geringe Wertigkeit auf. 

3.4.4.8.2 Baubedingte Auswirkungen 
Die Baustelleneinrichtungen haben zeitlich befristete Auswirkungen auf das Landschaftsbild. 
Mit der Errichtung der Photovoltaikanlage geht eine weitere technische Überprägung der Fläche einher, 
die aber bereits durch die bisherige gewerbliche Nutzung und die Nutzung auf den benachbarten Flächen 
gegeben ist. 
Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich 

- Standortwahl auf vorbelasteten Flächen 
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 Das Plangebiet erfährt eine weitere technische Überprägung. 
Aufgrund der Lage zur Kalihalde Roßleben, der räumlichen Abgrenzung durch den südlich verlaufenden 
Bahndamm sowie die benachbarten Solaranlagen findet ein geringer Eingriff in das Schutzgut 
Landschaftsbild statt. 

3.4.4.8.3 Anlagebedingte und betriebsbedingte Auswirkungen 
Es sind nach dem Bau der Solaranlage durch den Betrieb keine anlagenbedingten Auswirkungen zu 
erwarten. 

3.4.4.8.4 Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich 
Es sind hierzu keine weiteren Maßnahmen notwendig. 

3.4.4.9 Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter 
Unter Kultur- und sonstigen Sachgütern sind Güter zu verstehen, die Objekte von gesellschaftlicher 
Bedeutung als architektonisch oder kulturhistorisch wertvolle Bauten oder archäologische Schätze 
darstellen und deren Nutzbarkeit durch die Planung eingeschränkt werden könnte. 
 
Kultur- und Sachgüter mit einem Schutzstatus sind im Plangebiet nicht vorhanden. 
Archäologische Bodendenkmale im Plangebiet sind nach derzeitigem Kenntnisstand nicht bekannt. Sind 
jedoch im Zuge der Bodenbearbeitungen (Beräumung und Entsiegelung) archäologische Funde im 
Plangebiet ersichtlich, sind diese der Unteren Denkmalschutzbehörde zu melden. 
 
Das Thüringisches Landesamt für Denkmalpflege und Archäologie (TLDA) – Archäologie gibt in seiner 
Stellungnahme vom 09.05.2023 den nachfolgenden Hinweis: 
„Bei den Erdarbeiten muss mit dem Auftreten von Bodenfunden (Scherben, Knochen, 
Metallgegenstände, Steinwerkzeuge u.ä.) sowie Befunden (auffällige Häufungen von Steinen, markanten 
Bodenverfärbungen, Mauerreste) gerechnet werden.  
Sollten solche Funde/Befunde angetroffen werden, sind sie unverzüglich dem Landesamt für 
Denkmalpflege und Archäologie zu melden.“ 
 
Dazu wird nachfolgender Absatz als HINWEIS in der B-Plan-Planzeichnung ergänzt: 
Mit Stellungnahme vom 13.10.2023 zum BPLAN-Planentwurf (Fassung August 2023) wird vom Thüringer 
Landesamt für Denkmalpflege und Archäologie (TLDA) – Archäologie bestätigt, dass „Hinweise und 
Auflagen zu den Belangen der archäologischen Denkmalpflege adäquat in die Planunterlagen 
übernommen wurden“. 
 
H3. Archäologische Bodenfunde 
„Gemäß §16 Thüringer Denkmalschutzgesetz müssen Bodenfunde unverzüglich an das Thüringer 
Landesamt für Denkmalpflege und Archäologie gemeldet werden. 
Eventuelle Fundstellen sind abzusichern und die Funde im Zusammenhang im Boden zu belassen, bis 
sie durch Mitarbeiter des Thüringer Landesamtes für Denkmalpflege und Archäologie (TLDA) untersucht 
und geborgen worden sind.“ 

3.4.4.9.1 Bestand und Bewertung 
In der Gesamtheit der Eigenschaften für das Plangebiet ist dem Schutzgut „Sach- und Kulturgüter“ eine 
geringe Wertigkeit zu beschreiben. 
Das Gebiet ist bisher weder baugeschichtlich, noch historisch oder wissenschaftlich von besonderer 
Bedeutung. 

3.4.4.9.2 Baubedingte Auswirkungen 
Die bauausführenden Firmen werden speziell auf diese Schutzgüter eingewiesen und an ihre 
Meldepflicht von Vorkommnissen erinnert. 

3.4.4.9.3 Anlagebedingte und betriebsbedingte Auswirkungen 
Es sind nach dem Bau der Solaranlage durch den Betrieb keine anlagenbedingten Auswirkungen zu 
erwarten. Vorkommnisse werden den Fachbehörden gemeldet. 

3.4.4.9.4 Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich 
Es sind hierzu keine weiteren Maßnahmen notwendig. 
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3.4.4.10 Wechselwirkungen 
Im Rahmen der Umweltprüfung sind neben den einzelnen Schutzgütern auch die Wechselwirkungen 
zwischen diesen zu berücksichtigen. Die nach den Vorgaben des BauGB zu betrachtenden Schutzgüter 
beeinflussen sich gegenseitig in unterschiedlichem Maße. 
 
Tabelle 6 / Matrix Wechselwirkungen – Beurteilung der Umweltauswirkungen  
Schutzgüter Beurteilung der Umweltauswirkungen Erheb- 

lichkeit 
Mensch - zeitlich befristete Zunahme des Verkehrs 

durch Anlieferung und damit aufkommenden 
Lärm und Abgasemissionen 

- Einschränkung der Erholungseignung durch 
technische Überprägung der Fläche 

- Blendung 

- 
 
 
- 
- 

Tiere, Pflanzen, 
Biologisch Vielfalt 

- Verlust und Beeinträchtigung von 
Teillebensräumen in Böden 

- Schaffung neuen Lebensraums durch 
Anpflanzungen 

* 
 

** 

Fläche - Verluste der Fläche 
- Versiegelung und Verdichtung durch PV-

Module 

0 
* 

Boden - Beeinträchtigung der Bodenfunktion durch 
verändertes Versickerungsverhalten 

- Verlust von Bodenfunktionen durch 
Versiegelung, Bodenbewegung und 
Verdichtung 

- 
 
* 

Wasser - Reduzierung der 
Grundwasserneubildungsrate durch 
Überbauung 

- Eintrag von Schadstoffen durch Bau und 
Betrieb 

- Wasserqualität von Oberflächen- und 
Grundwasser 

0 
 
 
- 
 
- 

Luft/Klima - Emissionen während der Bauphase durch 
Baustellenverkehr 

- Regionalklima 
- Globales Klima 

- 
 
- 
- 

Landschaft - Neustrukturierung des Landschaftsbildes 
durch die geplanten Solarmodule und 
baulichen Anlagen 

- Sensibilität der Landschaft 

- 
 
 
- 

Kultur und 
Sachgüter 

- keine Bau- und Kunstdenkmale bekannt - 

 
LEGENDE: 
 
*** sehr erheblich, ** erheblich, * weniger erheblich, - nicht erheblich, o nicht vorhanden 
 
Vorgaben zu Schutzgütern nach § 1 Abs. 6 Nr. 7a) BauGB 
 

3.4.4.11 Weitere Schutzgebiete 
Schutzgebiete oder Schutzobjekte nach Denkmal- und Naturschutzrecht sind im Plangebiet nicht 
bekannt. 
Benachbarte Schutzgebiet entsprechend Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie und Vogelschutzrichtlinie der EU 
befinden sich teilweise unmittelbar angrenzend bzw. in einer Entfernung von ca. 1 km zum Plangebiet im 
benachbarten Bundesland Sachsen-Anhalt. 
Es betrifft: 

- FFH-Gebiet „Ziegelrodaer Buntsandsteinplateau“ – Entfernung ca. 1 km 
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- Naturpark Saale-Unstrut-Trias-Land. – unmittelbar östlich angrenzend 
 
Eine Betroffenheit für die Schutzgebiete durch das Planvorhaben kann ausgeschlossen werden. 

3.4.5 Naturschutzrechtliche Eingriffsregelung 

3.4.5.1 Grundsätze 
Im Rahmen der Bauleitplanung wird bei der Ausweisung von Planvorhaben über einen Bebauungsplan 
ein Umweltbericht mit einem integrierten grünordnerischen Bestandsplan (Anlage 1a) erstellt. 
 
Gemäß § 1a Baugesetzbuch (BauGB) hat der Planungsträger bei der Aufstellung von Bauleitplänen die 
Belange des Umweltschutzes, das heißt insbesondere auch die Eingriffsregelung nach dem 
Bundesnaturschutzgesetz in der Abwägung zu berücksichtigen. 
 
Dabei findet unter Berücksichtigung umweltschützender Belange eine Abwägung zwischen Vermeidung 
und Ausgleich der zu erwartenden Eingriffe in Natur und Landschaft statt. 
Für nicht vermeidbare Eingriffe werden Ausgleichsmaßnahmen festgesetzt. 
 
Zusätzlich werden (evtl. vorhandene) wertvolle Biotope gesichert und eine ausreichende landschaftliche 
Einbindung der Bebauung gewährleistet. 
Ziel der Grünplanung ist es, die Grundsätze des Naturschutzes, der Landschaftspflege und der 
Erholungsfürsorge im Sinne des Naturschutzgesetzes umzusetzen. 
 
Die Biotope wurden in Biotoptypen nach dem derzeitig gültigen BILANZIERUNGSMODELL eingeteilt. 
Dies gilt als Hilfsmittel für die Quantifizierung des Ausgleichsbedarfs bei Planverfahren im Rahmen der 
Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung. 
 
In der Ausgleichsermittlung sind die Flächen zu bestimmen, die in ihrer Biotopfunktion durch den Eingriff 
betroffen sind. Da der Ausgleich auf den Status quo bezogen wird, gelten diese Flächen als Grundlage 
zur Ermittlung der Ausgleichsflächen. 
 
Die Renaturierung und Rekultivierung nicht beanspruchter Bereiche können als Ausgleichsmaßnahmen 
für den Eingriff in das Biotop- und Bodenpotential im Sinne der §§ 5 ff ThürNatG anerkannt werden. 

3.4.5.2 Methodik 
Mit der Novellierung des Bundesnaturschutzgesetzes hat sich die Abwägungsregelung für Lebensräume 
der streng geschützten Tier- und Pflanzenarten verschärft. Der Vollzug wird gestärkt, indem die Länder 
verpflichtet werden, Regelungen zur Sicherung der Durchführung von Ausgleichs- und 
Ersatzmaßnahmen zu erlassen. Das Gesetz ist am 01.03.2010 in Kraft getreten. 
 
Es bleibt beim Vorrang von Ausgleichsmaßnahmen. Soweit Ausgleichsmaßnahmen aus 
naturschutzfachlicher Sicht weder angemessen noch verhältnismäßig sind, sind Ersatzmaßnahmen 
durchzuführen. Diese müssen auch in Form von Naturalkompensation erbracht werden, d.h. 
Naturfunktionen müssen in gleichwertiger Weise wiederhergestellt werden. 
 
Nach § 8a Bundesnaturschutzgesetz ist in der Abwägung auch über naturschutzrechtlichen Ausgleich zu 
entscheiden. Deshalb erfolgen hierzu Aussagen in Form einer Eingriffs-/Ausgleichsbilanz gemäß dem 
BILANZIERUNGSMODELL. 

3.4.5.3 Schutzgutbezogene Bilanzierung 
Schutzgut Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt 
Die Grundlage der Bilanzierung und Bewertung bildet die Fläche, welche als Plangebiet qualifiziert 
werden soll unter Berücksichtigung der vorhandenen Bestandssituation. 
Die Bestandssituation zum Zeitpunkt der Planaufstellung ist aus der Anlage 1a - Grünordnerischer 
Bestandsplan (Biotopkartierung) - zu entnehmen. 
 
Bestand 
Das Plangebiet stellt eine diverse Ruderalfläche dar. Es handelt sich um eine Flächengröße von 7,8 ha.  
 
Flächenbilanz im Plangebiet - Bestand: 
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Die Fläche des Planungsgebiets wird zum Zeitpunkt der Planaufstellung wie folgt genutzt: 
Plangebietsgröße ca. 78.436 m² (7,8 ha). 
 
Tabelle 7 / Schutzbezogene Bilanzierung derzeitige & geplante Nutzung 
Flächenbilanz vor Durchführung der Baumaßnahmen 
Code derzeitige Nutzung Biotopwert Fläche (m²) Gesamt BW 
4280 wechselfeuchte Auwiese 28 10.600,00 296.800,00 
4732 Ruderalflur, trockenwarm 35 53.918,00 1.887.130,00 
8312 ungeordnete Deponien (H) 25 5.641,00 141.025,00 
4110 Ackerland 20 948,00 18.960,00 

 
versiegelte Flächen und Wege 0 3.794,00 0,00 

 
aufgeschotterte Flächen 0 3.535,00 0,00 

GESAMT  78.436,00 2.343.915,00 
 
Flächenbilanz im Plangebiet nach Abschluss der Maßnahme 
Code geplante Nutzung Biotopwert Fläche (m²) Gesamt BW 
4280 wechselfeuchte Auwiese 28 10.600,00 296.800,00 
4732 Ruderalflur, trockenwarm 35 31.793,00 1.112.755,00 
8312 ungeordnete Deponien (H) 25 5.641,00 141.025,00 
4110 Ackerland 20 0,00 0,00 

 
versiegelte Flächen und Wege 0 1.435,00 0,00 

 Modul überdeckte Flächen 30 18.228,00 546.840,00 
 Fläche zwischen den Modulreihen 32 9.247,00 295.904,00 
 Flächen für Trafostationen 0 40,00 0,00 
 Flächen für Rammpfosten (C-Profil) 0 2,80 0,00 

 
Flächen für Zaunpfosten  0 1,20 0,00 

 
TFL 10/9 (M2) & TFL 10/7 (M3) 
je 4 Lesesteinhaufen + Sandlinsen 40 200,00 8.000,00 

 TFL 10/9 (M4/Büsche pflanzen) 40 300,00 12.000,00 

 
TFL 10/9 bisher Ackerland (M4/Büsche 
anpflanzen) 40 948,00 37.920,00 

GESAMT  78.436,00 2.451.244,00 
 
Nach § 15 Abs. 2 BNatSchG ist ein Eingriff ausgeglichen, wenn nach seiner Beendigung keine 
Beeinträchtigung des Naturhaushalts zurückbleibt oder das Landschaftsbild landschaftsgerecht 
wiederhergestellt ist. 
 
In der Gegenüberstellung des Bestands mit 2.343.915 Biotopwertpunkten (BWP) und der Planung mit 
2.451.244 BWP ergibt sich ein Plus von 107.329 BWP. 
Mit der derzeitigen Planung entsteht ein naturschutzrechtlicher Überschuss von Biotopwertpunkten. 
Der Kompensationsüberschuss von 107.329 BWP soll auf einem Ökokonto bei der Stadt Roßleben-
Wiehe hilfsweise des Kyffhäuserkreises geführt werden. 
 
Schutzgut Mensch (vgl. Ausführungen unter Punkt 3.4.4.1) 
Die Planung gilt als verträglich, so dass keine weiteren Maßnahmen erforderlich sind. 
 
Schutzgut Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt (vgl. Ausführungen unter Punkt 3.4.4.2) 
 
Schutzgut Boden (vgl. Ausführungen unter Punkt 3.4.4.3) 
 
Insgesamt sind durch die Planung geringe Auswirkungen auf das Schutzgut festzustellen. 
Unter Berücksichtigung der Bestandssituation und der Nutzung der bis dato betonierten Flächen sind 



BEGRÜNDUNG mit UMWELTBERICHT 
des Bebauungsplans Freiland Photovoltaikanlage III 

„An der Verladung“ im OT Roßleben der Stadt Roßleben-Wiehe 

60 
 

keine weiteren Ausgleichsmaßnahmen notwendig. Der Eingriff in das Schutzgut Boden gilt als 
ausgeglichen. 
 
Schutzgut Fläche (vgl. Ausführungen unter Punkt 3.4.4.4) 
Mit der Planung geht kein wertvoller Boden für die Dauer der Nutzung verloren. Mit der Errichtung der 
Anlage geht durch die Aufständerung der Module kein wesentlicher Eingriff einher. 
 
Schutzgut Wasser (vgl. Ausführungen unter Punkt 3.4.4.5) 
Im Hinblick auf das Schutzgut Wasser sind bei Einhaltung der Vorschriften und Festsetzungen bau- und 
anlagebedingt keine erheblichen Umweltauswirkungen zu erwarten. 
Daher erfolgt folgende Textliche Festsetzung: 
„6. Gesetzlich geschützter Gewässerstreifen: 
Die östliche Begrenzung des Plangebietes wird durch die „Sulze“, ein Gewässer 2. Ordnung, gebildet. 
Der Bereich 10 m landseits der Böschungsoberkante ist als Gewässerrandstreifen gesetzlich geschützt 
und unterliegt den Restriktionen des Wasserhaushaltsgesetzes/Thüringer Wassergesetzes. 
Dieser gesetzlich geschützte Gewässerrandstreifen wird in der Planzeichnung in einer Breite von 
10 Metern (§29 Abs. 1 ThürWG) dargestellt. 
Die Baugrenze nach § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB ist außerhalb darzustellen. 
Für das Errichten der Einfriedung im Bereich des Gewässerrandstreifens ist die wasserrechtliche 
Genehmigung bei der unteren Wasserbehörde einzuholen.“ 
 
Die bisherige Formulierung, „die Einfriedung ist jedoch im Bereich des Gewässerrandstreifens auch zur 
Vermeidung von Vermüllung gestattet“, ist gemäß Stellungnahme des Landratsamt Kyffhäuserkreis 
vom 16.10.2023, hier Anlage Nr. 4 zum Schreiben vom 06.11.2023 AKZ: 02300459/29, Stellungnahme 
Dezernat III – Ordnung, Amt für Umwelt, Natur und Wasserwirtschaft, Bereich Untere Wasserbehörde, 
rechtswidrig und daher zu löschen. 
Als Möglichkeit der Überwindung wird vorgeschlagen: 
„Für das Errichten der Einfriedung im Bereich des Gewässerschutzrandstreifens ist die wasserrechtliche 
Genehmigung bei der unteren Wasserbehörde einzuholen.“ 
Dazu hat der VHT gemäß der Empfehlung den entsprechenden Antrag zur Erstellung der Einfriedung im 
Bereich des Gewässerrandsteifens gestellt. 
 
Schutzgut Luft und Klima (vgl. Ausführungen unter Punkt 3.4.4.6) 
Die Errichtung der PV-Anlage bewirkt im Bereich der Modulreihen eine geringfügige Veränderung des 
Kleinklimas. Insgesamt ist der Eingriff jedoch unerheblich, sodass keine weiteren Maßnahmen notwendig 
sind. 
 
Schutzgut Landschaft (Landschaftsbild, Erholung) (vgl. Ausführungen unter Punkt 3.4.4.8) 
Der Eingriff in das Schutzgut ist aufgrund der Vorbelastung der Flächen und der Umgebung als sehr 
gering einzustufen. 
 
Schutzgut Kultur- und Sonstige Schutzgüter (vgl. Ausführungen unter Punkt 3.4.4.9) 
Im Plangebiet befindet sich kein archäologisches Denkmal. Somit entsteht kein Eingriff in das Schutzgut 
Kulturgüter. 

3.4.5.4 Naturschutzrechtliche Ausgleichsmaßnahmen 
Das Ziel der naturschutzrechtlichen Ausgleichsmaßnahmen ist es, die Photovoltaikanlage in das 
Landschaftsbild einzubinden sowie neue Lebensraumstrukturen zu schaffen. 
 
Der Ausgleich des Eingriffes kann grundsätzlich auf verschiedene Arten erfolgen: 
a) Ausgleich auf den Baugrundstücken des Bebauungsplans 
b) Ausgleich im Geltungsbereich des Bebauungsplans (i.d.R. am Planrand) 
c) Ausgleich außerhalb des Bebauungsplans 
Der Ausgleich kann nicht nur räumlich, sondern auch zeitlich getrennt vom Eingriff realisiert werden. 
Nach § 6 ThürNatG ist ein Eingriff ausgeglichen, wenn nach seiner Beendigung keine Beeinträchtigung 
des Naturhaushalts zurückbleibt oder das Landschaftsbild landschaftsgerecht wiederhergestellt ist. 
 
Der Verursacher eines Eingriffs ist verpflichtet, unvermeidbare Beeinträchtigungen innerhalb einer zu 
bestimmenden Frist wieder auszugleichen. Falls ein Ausgleich am Ort des Eingriffs nicht möglich ist, sind 
an anderer Stelle im Landschaftsraum Ersatzmaßnahmen durchzuführen, die geeignet sind, die durch 
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den Eingriff gestörten Funktionen des Naturhaushalts und des Landschaftsbildes entsprechend dem 
Eingriff ausreichend zu ersetzen (vgl. § 5 ff. ThürNatG. 
 
 Aufgrund der dargestellten Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung sind interne Ausgleichsmaßnahmen 
auf den eigenen Flächen ausreichend, um den Eingriff zu kompensieren. 
 
Ausgleichsmaßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) innerhalb des Plangebietes: 
(siehe BPLAN-Planzeichnung TEILC-Textliche Festsetzungen; Nr. 4) 
 
M1-A = Erhalt Vernässungsfläche TFL 10/9 
Innerhalb der in der Planzeichnung gekennzeichneten Fläche M1-A entspricht die Vernässungsfläche 
dem dort befindlichen bereits gesetzlich geschützten Biotop nach § 3 BNatSchG i.V.m. § 15 ThürNatG 
(Landröhricht). Dieses Biotop ist zu erhalten und zu pflegen. 
 
M1-B = Erhalt Vernässungsfläche TFL 10/7 
Innerhalb der in der Planzeichnung gekennzeichneten Fläche M1-B ist die Vernässungsfläche (Teilfläche 
aus 10/7) zu erhalten und zu pflegen. 
 
M2 = Bau und Erhaltung Zauneidechsenhabitate 
Innerhalb der in der Planzeichnung gekennzeichneten Flächen M2 auf der Fläche 10/9 sind vier 
Zauneidechsenhabitate mit einer Grundfläche von mindestens 15 m² (Lesesteinhaufen und Sandlinsen) 
zu errichten. Während der Bauphase sind die Zauneidechsenhabitate durch einen Schutzzaun 
einzufassen. Diese Zauneidechsenhabitate sind dauerhaft in ihrer Funktionsfähigkeit zu erhalten. 
 
M3 = Erhalt derzeitiger Strukturen und Überlassung natürlicher Sukzession 
Innerhalb der in der Planzeichnung gekennzeichneten Fläche M3 (nördliche Teilfläche des Flurstücks 
10/7) bleiben die derzeitigen Strukturen erhalten und es wird weiterhin eine natürliche Sukzession 
zugelassen. 
Eine Einfriedung der Fläche M3 ist unzulässig. 
 
M4-A = Überlassung natürlicher Sukzession 
Innerhalb der in der Planzeichnung gekennzeichneten Fläche M4-A wird auf der derzeitig nicht 
landwirtschaftlich genutzten Teilfläche 10/9 und entlang des zu erhaltenden Feldweges eine natürliche 
Sukzession zu gelassen. 
 
M4-B = Unterlassung landwirtschaftliche Nutzung TFL 10/9 und Überlassung natürlicher 
Sukzession 
Innerhalb der in der Planzeichnung gekennzeichneten Fläche M4-B erfolgt eine bis dato geduldete 
landwirtschaftliche Nutzung durch den benachbarten Nutzer. 
Diese Teilfläche wird zukünftig der natürlichen Sukzession überlassen. 
Durch die Einbringung von Robinienpfählen bzw. Eichenspaltpfählen an der nördlichen Grenze des 
Flurstücks 10/9 ist die Maßnahmenfläche M4-B sichtbar und dauerhaft abzugrenzen. 
 
M4-C = Abstandsfläche, Einzelbuschflächen 
Innerhalb der in der Planzeichnung gekennzeichneten Flächen M4-C, welche sich zwischen dem 
Feldweg und dem Flurstück 10/7 befinden werden als Abgrenzung des Baufeldes Büsche unter 
Beachtung der Sperrflächen und Abstandsregelungen gepflanzt. 
 
M5 = Überlassung Sperrflächen der natürlichen Sukzession, Beachtung Gehölze 
Die Sperrflächen für die Ferngasleitung mit dazugehöriger Steuerungsleitung und für die beiden 
Mittelspannungsleitungen dürfen nicht überbaut werden und werden der natürlichen Sukzession 
überlassen. Aufkommende Gehölze sind zu entfernen. 
 
M6 = Unter und zwischen der Solaranlage (§ 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB 
Innerhalb der in der Planzeichnung gekennzeichneten Flächen M6, welche sich als überbaubare 
Grundstücksfläche gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB iVm § 23 BauNVO definiert, ist unter und zwischen 
den Anlagen eine halbruderale Gras- und Staudenflur (UH) zu entwickeln. 
Für eine eventuelle Ansaat ist eine artenreiche Magerrasen-Saatgutmischung gebietsheimischer Herkunft 
zu verwenden. 
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Die halbruderale Gras- und Staudenflur ist extensiv zu pflegen. Es ist eine zweimalige Mahd pro Jahr 
oder Beweidung zulässig. 
Aufkommende Gehölze sind zu entfernen. 
 
Nach Abschluss der artenschutzrechtlichen Untersuchungen wird der Artenschutzbeitrag vom 26.10.2023 
als Anlage 3 Bestandteil des Umweltberichts. 
 
 
Festgesetzten landschaftspflegerischen Vermeidungs- und Ersatzmaßnahmen und den Hinweisen 
zu artspezifischen Vermeidungsmaßnahmen 
 
Nach Abschluss der artenschutzrechtlichen Untersuchungen wurde durch das Büro Karsten Obst der 
Artenschutzbeitrag vom 26.10.2023 fertiggestellt und als Anlage 3 Bestandteil des Umweltberichts. 
Die Stadt Roßleben-Wiehe folgt den im Artenschutzbericht („ASB“) festgesetzten landschafts-
pflegerischen Vermeidungs- und Ersatzmaßnahmen und den Hinweisen zu artspezifischen 
Vermeidungsmaßnahmen, die sich auf den Seiten 28 ff. befinden. 
Die im ASB einzeln festgesetzten Maßnahmen sind unter Beachtung der jeweiligen Maßnahmenblätter 
bei der Umsetzung des Bebauungsplans zu beachten. 
Dazu erfolgt in der Planzeichnung eine Ergänzung unter TEIL-D – HINWEISE, unter der neuen Nummer 
„H1.  Belange des Artenschutzes“ in dem die Tabelle 3 „Übersicht über die Gesamtheit der 
umzusetzenden Maßnahmen ausgewiesen werden. 
 
Tabelle 8 / Matrix Maßnahmen gemäß ASB von Karsten Obst, Seite 28 

 
[Quelle; ASB von Karsten Obst, Seite 28] 
 
Verbal – argumentative Zusatzbewertung 
Soweit Werte und Funktionen für die Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts und das Landschaftsbild 
betroffen sind, die über den Biotop- oder Planwert nicht oder nur unzureichend abgedeckt werden 
können, ist eine allein darauf basierende Bilanzierung nicht ausreichend. In diesen Fällen ist – zusätzlich 
zur Bewertung auf der Grundlage der Biotoptypen – eine ergänzende Beurteilung notwendig. 
 
Nach dem durchgeführten Bewertungs- und Bilanzierungsverfahren (Regelverfahren) gilt mit der 
Ausweisung von Ausgleichsflächen und den Festsetzungen von Ausgleichsmaßnahmen (M1 bis M6, Mn) 
die Maßnahme als ausgeglichen. 
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3.4.6 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchführung und 
Nichtdurchführung der Planung 

Die Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung der Planung wurde mit der Schutzgutbe-
trachtung in den einzelnen Punkten ausführlich erläutert. 
Bei Nichtdurchführung der Planung würde die Fläche weiterhin wirtschaftlich ungenutzt bleiben, keine 
technische Überprägung erfahren, weiterhin brach liegen und die natürliche Sukzession und 
Verbuschung fortschreiten. 

3.4.7 Anderweitige Planungsmöglichkeiten 
Die 10. partielle Änderung des Flächennutzungsplans OT Roßleben ist erforderlich, um die mit der 
Planung verfolgten städtebauliche Ziele der Stadt Roßleben-Wiehe planungsrechtlich vorzubereiten. 
 
Städtebauliches Ziel der Stadt Roßleben-Wiehe ist es, auf den Flächen einer Konversionsfläche die 
Voraussetzungen zur Errichtung einer Freiland-Photovoltaikanlage zu schaffen. 
 
Prinzipiell ist es nicht das Ziel der Stadt Roßleben-Wiehe, landwirtschaftliche Nutzflächen, insbesondere 
Ackerflächen, für eine Freiflächen-Photovoltaiknutzung vorzubereiten bzw. zur Verfügung zu stellen. 
Der Flächenverbrauch landwirtschaftlicher Fläche durch diese Nutzungsart soll nicht noch weiter erhöht 
werden. 
Dies trifft ebenfalls auf bisher unberührte Flächen des Landschaftsraumes zu. 
Aus diesem Grund wurden in der Vergangenheit Flächen aus aufgegebener gewerblicher Nutzung, hier 
bevorzugt Konversionsflächen, zu Photovoltaikflächen entwickelt. 
Dabei hat die Stadt Roßleben-Wiehe auch Flächen in Anspruch genommen, für die der 
Flächennutzungsplan OT Roßleben im Jahre 1997 ehemals eine künftige gewerbliche/industrielle 
(GE/GI) Nutzung angedacht war, die aber bisher nicht realisiert werden konnte. 
Die Stadt Roßleben-Wiehe ist bisher erfolgreich den Weg gegangen, eine Nutzung der erneuerbaren 
Energien im Stadtgebiet gemeinsam mit verschiedenen Investoren umzusetzen und hat im jeweiligen 
Bedarfsfall dafür die planungsrechtlichen Voraussetzungen geschaffen. Im Ergebnis trägt die Stadt 
Roßleben-Wiehe in einem überdurchschnittlichen Maß am Ausbau der erneuerbaren Energien im Land 
Thüringen, bei gleichzeitiger Nachnutzung von Brachflächen/ Konversionsflächen für diese Nutzung, bei. 
Der in Rede stehende Standort der ehemaligen Kali-Bahn-Verladung ist verkehrsrechtlich erschlossen 
und verfügt über die Möglichkeit der Netzeinspeisung in räumlicher Nähe. 
Außerdem handelt es sich um eine Brachfläche aus ehemals gewerblicher Nutzung, die Flächen sind 
nicht landwirtschaftlich oder gärtnerisch nutzbar und damit als Konversionsflächen für die geplante 
Photovoltaiknutzung geeignet. 
Wie bereits in dieser Begründung beschrieben, ist eine klassisch gegen Süden ausgerichtete und 
aufgeständerte bodengebaute Solaranlage geplant. 
Alternativ wurde eine maximierte Vollbelegung durch die lückenlose Installation von Ost-West-
Modultischen aufgrund einer dann zu hohen GRZ und einer schlechteren Ertragsprognose verworfen. 
Eine landwirtschaftliche Doppelnutzung als AGRI-PV-Anlage macht aufgrund der vorgefundenen 
Bodenverhältnisse dieser Konversionsflächen überhaupt keinen Sinn. 
Daher wurde die ursprüngliche Ausführungsvariante beibehalten. 
 
Die Raumbedeutsamkeit einer Photovoltaik-Anlage setzt sich aus unterschiedlichen Faktoren zusammen 
und wird im Einzelfall den tatsächlichen Gegebenheiten und Umständen entsprechend bewertet. Ein 
wichtiges Kriterium ist die Flächendimensionierung sowie die Raumbeeinflussung infolge direkter und 
indirekter örtlicher Wirkung. 
 
Der Gesetzgeber vergütet Solarstrom gemäß Erneuerbaren Energien Gesetz differenziert nach 
unterschiedlichen Flächenkriterien, die die Standorte der Solaranlage erfüllen müssen. 
 
Für die Errichtung von Solaranlagen an solchen Standorten sollten unter Berücksichtigung jeglicher 
Restriktionen der einschlägigen zu befolgenden Gesetze folgende Flächen bevorzugt werden: 
Industriebrachen, brach gefallene Anlagen der Landwirtschaft (z.B. Siloanlagen) und Konversionsflächen 
(Landebahnen, Deponien oder Abraumhalden). 
Solaranlagen sind möglichst im Anschluss an baulich geprägte Flächen auszuweisen. Damit soll eine 
Zersiedelung sowie Überformung der Kulturlandschaft verhindert werden. 
 
Im Rahmen der Standortsuche für die Aufstellung der Photovoltaik-Anlage wurde durch die Stadt 
Roßleben-Wiehe der Schwerpunkt auf ungenutzte Konversionsflächen gelegt. 
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Bei dem in Rede stehenden Gelände handelt es sich um einen Teilbereich der ehemaligen Verladung 
von Kali auf Güterwaggons des Kaliwerkes Roßleben. 
Die Fläche ist derzeit als wirtschaftliche Konversionsfläche und sonstige Bauliche Anlage definiert. Das 
Vorhaben entspricht den Bedingungen des aktuellen Erneuerbare-Energien-Gesetz 2023 (EEG-2023). 
 
Die Wirtschaftlichkeit der Investitionen in diesen Photovoltaik-Standort steht in Abhängigkeit von der zur 
Verfügung stehenden Flächengröße und erfordert ein bestimmtes Mindestmaß. 
Entscheidende Kriterien für diese Standortwahl waren: 

• bevorzugte Standorte: Industriebrachen, Deponien, Abraumhalden 
• möglichst keine Inanspruchnahme von Vorbehaltsgebieten für andere Nutzungen (z. B. für 

Landwirtschaft) 
• keine Überschneidung mit gesetzlich geschützten Gebieten (z. B. Naturschutzgebiet, Biotop) 
• kein Freiraumentzug sowie keine Landschaftsbildbeeinträchtigung 
• kein Überschwemmungsgebiet 
• Verkehrstechnisch über öffentliche Wege erschlossen und erreichbar 
• Netzanschluss vor Ort 

 

3.5 Zusätzliche Angaben 

3.5.1 Merkmale der verwendeten Verfahren sowie Hinweise auf Schwierigkeiten 
 
Zur Beurteilung der Planung aus der Sicht von Natur und Landschaft wurde im Rahmen dieses 
Umweltberichts die Eingriffsregelung abgeglichen, die sich fachlich auf eine flächendeckende 
Biotoptypenkartierung (2022) bezieht. 
 
Die Biotopbewertung und Festlegung der grünordnerischen Ausgleichsmaßnahmen wurde nach dem 
derzeit gültigen BILANZIERUNGSMODELL erstellt. 
 
Die Grundlage der Bilanzierung und Bewertung bildet die Fläche, welche als Bauland (Sondergebiet 
Photovoltaik) qualifiziert werden soll unter Berücksichtigung der vorhandenen Bestandssituation. 
Die Bestandssituation zum Zeitpunkt der Planaufstellung ist aus der Anlage 1a - Grünordnerischer 
Bestandsplan (Biotopkartierung) - zu entnehmen. 
 
Bei der verbal-argumentativen Bewertung des Umweltberichtes wurde eine dreistufige Bewertung (hoch - 
mittel - gering) zugrunde gelegt. 
 
Hinweise auf Schwierigkeiten 
Schwierigkeiten bei der Erhebung der Grundlagen haben sich nicht ergeben. Gleichwohl beruhen viele 
weitergehende Angaben, wie z. B. die Beeinträchtigung lokalklimatischer Verhältnisse durch die 
Bebauung, auf grundsätzlichen oder allgemeinen Annahmen. 
 
Es liegen umweltbezogene und für das Vorhaben relevante Informationen vor, die es erlauben, eine 
Einschätzung der zu erwartenden Umweltfolgen vorzunehmen. 
 
Die relevanten Umweltfolgen, die mit der Umsetzung des Bebauungsplanes verbunden sein werden, sind 
im Umweltbericht nach bestmöglichem Wissensstand überprüft worden, so dass hinreichende 
Beurteilungskriterien für eine umweltverträgliche Realisierung des Bebauungsplanes vorliegen. 

3.5.2 Hinweise zur Durchführung der Umweltüberwachung 
Die Gemeinden und Städte haben gemäß § 4c BauGB die aus der Realisierung von Bauleitplänen 
resultierenden erheblichen Umweltauswirkungen zu überwachen, um unvorhergesehene Auswirkungen 
frühzeitig festzustellen und Maßnahmen zur Abhilfe zu ergreifen. Sie nutzen dabei auch die Informationen 
der Behörden gemäß § 4 Abs. 3 BauGB. Zielrichtung des Monitorings ist es insbesondere die 
unvorhergesehenen Umweltauswirkungen festzustellen. 
Die Absicherung und Durchführung der Ausgleichsmaßnahmen für die Entwicklung von Bauflächen 
einschließlich des Baus der Erschließungsanlagen ist durch einen Städtebaulichen Vertrag mit dem 
Vorhabenträger abzusichern. 
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3.5.3 Allgemein verständliche Zusammenfassung 
Im vorliegenden Umweltbericht wurden die durch die Umsetzung des Bebauungsplanes Freiland 
Photovoltaikanlage III „ An der Verladung“ im OT Roßleben auf dem Gelände der ehemaligen 
Kaliverladestation des Kaliwerks Roßleben verursachten umweltrelevanten Auswirkungen ermittelt und 
dargestellt. 
Durch den Bebauungsplan soll insbesondere Baurecht für die Errichtung einer Photovoltaik-
Freiflächenanlage in der Stadt Roßleben-Wiehe im OT Roßleben geschaffen werden. 
 
Der Standort widerspricht keinen planerischen Vorgaben. Die umweltschutzrelevanten Ziele und die 
Grundsätze des Landesentwicklungsprogramm Thüringen 2025 und Regionalplans Nordthüringen 
werden eingehalten. 
Eine wirtschaftliche Nutzung der Vorhabensfläche im Zusammenhang mit der Aktivierung des 
Kalisalzabbaus in der Region Roßleben ist nicht wahrscheinlich. 
Die Verladeanlagen und Gleisanlagen wurden bereits im Rahmen der Stilllegung des Kaliwerkes 
zurückgebaut.  
Teilflächen der ehemaligen Kaliverladung sind bereits mit Photovoltaik-Freiflächenanlagen bebaut. 
 
Wasser- oder naturschutzrechtliche Schutzgebiete sind nicht betroffen. 
Das vorhandene gesetzlich geschützte Biotop auf der Ausgleichsfläche #10/9 bleibt erhalten. 
 
Das Plangebiet besitzt eine Größe von etwa 7,8 ha. 
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplans befindet sich östlich des Stadtgebietes von 
Roßleben. Der Geltungsbereich des Bebauungsplans liegt in der Gemarkung Roßleben, Flur 6 auf den 
Flurstücken 66/7, 10/7, 10/8, 10/9 und 10/12. 
Das Gebiet ist bereits durch frühere Nutzung als Verladestation von Kalisalz vorbelastet. Mit der 
Realisierung des Bebauungsplanes werden keine Schutzgüter erheblich und/oder nachhaltig 
beeinträchtigt. 
 
Folgende Schutzgüter wurden einer eingehenden Prüfung unterzogen: 

• Mensch 
• Tiere, Pflanzen, Biologische Vielfalt 
• Fläche 
• Boden 
• Wasser 
• Luft/Klima 
• Landschaft 
• Kultur/Sachgüter 

 
Die nachstehende Tabelle 8 fasst die Bewertung der Auswirkungen auf die verschiedenen Schutzgüter 
zusammen, wobei zwischen Auswirkungen während der Bauphase, Auswirkungen der dauerhaften 
Anlage und Auswirkungen durch den laufenden Betrieb unterschieden wird. 
 
Tabelle 9 / Bewertung der Auswirkungen auf die verschiedenen Schutzgüter während der Bauphase und 
durch den laufenden Betrieb: 
Schutzgut Erheblichkeit von 

baubedingten 
Auswirkungen 

Erheblichkeit von anlage- 
und betriebsbedingten 

Auswirkungen 

Ergebnis 

Mensch gering keine gering 
Tiere, Pflanzen, 
Biologische Vielfalt 

gering gering gering 

Fläche gering gering gering 
Boden gering gering gering 
Wasser keine keine keine 
Luft/Klima keine gering gering 
Landschaft keine gering gering 
Kultur/Sachgüter keine keine keine 
 
Als Umwelteinwirkungen im Sinne des § 2 Abs. 4 BauGB sind der äußerst geringe Verluste von Boden 
und Bodenfunktionen durch Versiegelung sowie die Veränderung der Lebensräume von Tieren und 
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Pflanzen zu nennen. Wie auf Seite 59 dargestellt, ergibt sich bei der derzeitigen Planung ein 
naturschutzrechlicher Überschuss von 107.329 Biotopwertpunkten. 
 
Auf die Beeinträchtigung der Lebensräume für Tiere und Pflanzen kann im verbindlichen Bauleitplan 
mittels der Festlegung von Flächen zum Anpflanzen von standortgerechten, heimischen Bäumen und 
Sträuchern reagiert werden. Mit den Festsetzungen der Grünordnungsplanung werden Eingriffe auf den 
Naturhaushalt und das Landschaftsbild vermieden und gemindert. Durch Ausgleichsmaßnahmen können 
die nicht vermeidbaren Eingriffe und Auswirkungen funktionell im Plangebiet ausgeglichen werden. 
 
Auf den Verlust von Boden und Bodenfunktionen kann der Bebauungsplan durch möglichst geringe 
Versiegelung der Böden auf dem Baufeld unter anderem mittels Festlegung der Grundflächenzahl 
reagieren. 
 
Zusammenfassend ist festzustellen, dass mit Realisierung der Errichtung der Freiland Photovoltaikanlage 
III „ An der Verladung“ im OT Roßleben keine erheblichen und/oder nachteiligen Umweltauswirkungen zu 
erwarten sind.  
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4.5 Abkürzungsverzeichnis 

a abweichende Bauweise NSG Naturschutzgebiet 
A Autobahn OK Oberkante 
AC Wechselstrom OT Ortsteil 
ALB Automatisches Liegenschaftsbuch ÖbVI öffentlich bestellter Vermessungsingenieur 
ALK Automatische Liegenschaftskarte PlanZV Planzeichenverordnung 
Anl. Anlage (h)pnV (heutige) potenziell natürliche Vegetation 
ATV Abwassertechnische Vereinigung PV Photovoltaik 
Az. Aktenzeichen ROG Raumordnungsgesetz 
BA Bauamt RP-NT Regionalplan Nordthüringen 
BAB Bundesautobahn S Sonderbaufläche 
BauGB Baugesetzbuch SO Sondergebiet 
BauNVO Baunutzungsverordnung Stck. Stück 
BArtSchV Bundesartenschutzverordnung StU Stammumfang 
BBergG Bundesberggesetz TA Lärm Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm 
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 sionsschutzgesetzes ThLPlG Thüringer Landesplanungsgesetz 
BKompV Bundeskompensationsverordnung ThürABbUHG Thüringer Altbergbau- und Unterirdische Hohl- 
BMU Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und  räume-Gesetz 
 nukleare Sicherheit ThürBekVO Thüringer Bekanntmachungsverordnung 
BNatSchG Bundesnaturschutzgesetz ThürBO Thüringer Bauordnung 
B-Plan Bebauungsplan ThürDSchG Thüringer Denkmalschutzgesetz 
DB Deutsche Bahn AG ThürKGG Thüringer Gesetz über die kommunale Gemein- 
dB (A) Dezibel A  schaftsarbeit 
DC Gleichstrom ThürKlimaG Thüringer Klimagesetz 
DepV Deponieverordnung ThürKO Thüringer Kommunalordnung 
DG Dachgeschoss ThürNatG Thüringer Naturschutzgesetz 
DGM Digitales Geländemodell ThürStAnz. Thüringer Staatsanzeiger 
DHHN Deutsche Haupthöhennetz ThürStrG Thüringer Straßengesetz 
DIN Deutsches Institut für Normung ThürVersVO Thüringer Versickerungsverordnung 
DN Nenndurchmesser ThürVwRG Thüringer Verwaltungsreformgesetz 2018 
E Ersatzmaßnahme ThürWaldG Thüringer Waldgesetz 
EAE Empfehlungen für die Anlage v. Erschließungsstraßen ThürWG Thüringer Wassergesetz 
EEG Erneuerbare-Energien-Gesetz ThürZustBauVO Thüringer Verordnung über Zuständigkeiten im 
EN Europäische Norm  Bauwesen 
EU Europäische Union TK Topografische Karte 
FB Fachbereich TKG Telekommunikationsgesetz 
FBA Fernstraßenbundesamt TLBG Thüringer Landesamt für Bodenmanage- 
FFH Fauna-Flora-Habitat  ment und Geoinformation 
FlurbG Flurbereinigungsgesetz TLBV Thüringer Landesamt für Bau und Verkehr 
FND Flächennaturdenkmal TLDA Thüringisches Landesamt für Denkmalpflege 
FNP Flächennutzungsplan  und Archäologie 
FStrG Bundesfernstraßengesetz TLG Treuhandliegenschaftsgesellschaft mbH 
G Gewerbliche Baufläche TLLLR Landesamt für Landwirtschaft und Ländli- 
GB Genehmigungsbescheid  cher Raum 
GE Gewerbegebiet TLS Thüringer Landesamt für Statistik 
GeolDG Geologiedatengesetz TLUBN Thüringer Landesanstalt für Umwelt, 
GFZ Geschossflächenzahl  Bergbau und Naturschutz 
GIRL Geruchsimmissions-Richtlinie TLVermGeoG Thür. Vermessungs- u. Geoinformationsgesetz 
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GLB Geschützter Landschaftsbestandteil TMBLV Thüringer Ministerium für Bau, Landesentwick- 
GOK Geländeoberkante  lung und Verkehr 
GOP Grünordnungsplan TMIL Thüringer Ministerium für Infrastruktur und 
GR Grundfläche  Landwirtschaft 
GRZ Grundflächenzahl TMUEN Thüringer Ministerium für Umwelt, Energie und 
GVBl. Gesetz- und Verordnungsblatt  Naturschutz 
h Höhe TÖB Träger öffentlicher Belange 
HOAI Honorarordnung für Architekten und Ingenieure TSK Thüringer Staatskanzlei 
HQ höchste Abflussmenge innerhalb eines Beobach- TWSZ Trinkwasserschutzzone 
 tungszeitraums UB Umweltbericht 
HS Hochstamm UIB Untere Immissionsschutzbehörde 
i d. F. in der Fassung UNB Untere Naturschutzbehörde 
K Kreisstraße UVP Umweltverträglichkeitsprüfung 
KFP Katasterfestpunkt UVPG Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
KrWG Kreislaufwirtschaftsgesetz UWB Untere Wasserbehörde 
kWh Kilowattstunde ü. über 
L Landesstraße V Volt 
LBP Landschaftspflegerischer Begleitplan VBP Vorhabenbezogener Bebauungsplan 
LEP Landesentwicklungsprogramm VDI Verein deutscher Ingenieure 
LK Landkreis V/E-Plan Vorhaben- und Erschließungsplan 
LRA Landratsamt VG Verwaltungsgemeinschaft 
LSG Landschaftsschutzgebiet VHT Vorhabenträger 
M. Maßstab VSG Vogelschutzgebiet 
MD Dorfgebiet VV Verwaltungsvorschrift 

http://de.wikipedia.org/wiki/Abflussmenge
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MDW Dörfliches Wohngebiet WA Allgemeines Wohngebiet 
MI Mischgebiet WHG Wasserhaushaltsgesetz 
NHN Normalhöhennull WRRL Wasserrahmenrichtlinie 
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4.7 DIN-Normen 

DIN 14090 Flächen für die Feuerwehr auf Grundstücken 

DIN 14095 Feuerwehrplan 

DIN 14406 Tragbare Feuerlöscher 

DIN 18300 Erdarbeiten 

DIN 19731 Verwertung von Bodenmaterial 

DIN 18915 Bodenarbeiten 

DIN 18916 Pflanzen und Pflanzarbeiten 

DIN 18919 Entwicklungs- und Unterhaltungspflege von Grünflächen 

DIN 18920 Schutz von Bäumen, Pflanzbeständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen 

4.8 Gesetze/Verordnungen/Vorschriften Bund 

Gesetze/Verordnungen/Vorschriften Bund Allgemeines Eisenbahngesetz (AEG) vom 27. Dezember 1993 
(BGBl. I S. 2378, 2396; 1994 I S. 2439), zuletzt durch rtikel 10 des Gesetzes vom 10. September 2021 
(BGBl. I S. 4147) . 

Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen Baulärm - Geräuschimmissionen - (AVV Baulärm) 
vom 19. Aug. 1970. 

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 28. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 221). 

Bundesberggesetz (BBergG) vom 13. August 1980 (BGBl. I S. 1310), zuletzt geändert durch Artikel 4 des 
Gesetzes vom 22. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 88). 

Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) vom 09. Juli 2021 (BGBl. I S. 2598, 2716) 

Bundesfernstraßengesetz (FStrG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. Juni 2007 (BGBl. I S. 
1206), zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 22. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 88). 

Bundeskleingartengesetz (BKleingG) vom 28. Februar 1983 (BGBl. I S. 210), zuletzt geändert durch 
Artikel 11 des Gesetzes vom 19. September 2006 (BGBl. I S. 2146). 

Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Januar 2002 (BGBl. I S. 42, 
2909; 2003 I S. 738), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 25. Oktober 2023 (BGBl. 
2023 I S. 294). 

Erste Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Bundes-Immissionsschutzgesetz (Technische Anleitung zur 
Reinhaltung der Luft - TA Luft) vom 18. August 2021 (GMBl 2021 Nr. 48-54, S. 1050 ff). 

Erste Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über kleine und 
mittlere Feuerungsanlagen - 1. BImSchV) vom 26. Januar 2010 (BGBl. I S. 38), zuletzt geändert durch 
Art. 1 V v. 13.10.2021 BGBl I 4676 (Nr. 73)  

Gesetz für den Ausbau erneuerbarer Energien (Erneuerbare-Energien-Gesetz - EEG 2023) vom 21. Juli 
2014 (BGBl. I S. 1066), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 
26. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 202) 
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Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. März 2021 
(BGBl. I S. 540), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 4. Januar 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 
6) 

Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG) vom 29. Juli 
2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 8. 
Dezember 2022 (BGBl. I S. 2240). 

Gesetz über ergänzende Vorschriften zu Rechtsbehelfen in Umweltangelegenheiten nach EG-Richtlinie 
2003/35/EG (Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz - UmwRG) vom 23. August 2017 (BGBl. I S. 3290), zuletzt 
geändert durch Artikel 8 des Gesetzes vom 25. Februar 2021 (BGBl. I S. 306).  

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Bodenveränderungen und zur Sanierung von Altlasten (Bundes-
Bodenschutzgesetz - BBodSchG) vom 17. März 1998 (BGBl. I. S. 502), zuletzt geändert durch rtikel 7 
des Gesetzes vom 25. Februar 2021 (BGBl. I S. 306. 

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigungen, Geräusche, 
Erschütterungen und ähnliche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I. S. 1274), zuletzt geändert durch h Artikel 
2 Absatz 3 des Gesetzes vom 19. Oktober 2022 (BGBl. I S. 1792  

Gesetz zur Einspeisung von Energie und zur Nutzung erneuerbarer Energien zur Wärme- und 
Kälteerzeugung in Gebäuden (Gebäudeenergiegesetz - GEG) vom 8. August 2020 (BGBl. I. S. 1728), 
zuletzt geändert durch Artikel 18a des Gesetzes vom 20. Juli 
2022 (BGBl. I S. 1237). 

Gesetz zur Förderung der Kreislaufwirtschaft und Sicherung der umweltverträglichen Bewirtschaftung von 
Abfällen (Kreislaufwirtschaftsgesetz - KrWG) vom 24. Februar 2012 (BGBl. I S. 212), zuletzt geändert 
durch Artikel 20 des Gesetzes vom 
10. August 2021 (BGBl. I S. 3436). 

Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz - WHG) vom 31. Juli 2009 (BGBl. I 
S. 2585), geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176. 

Gesetz zur Sicherstellung ordnungsgemäßer Planungs- und Genehmigungsverfahren während der 
COVID-10-Pandemie (Planungssicherstellungsgesetz - PlanSiG) vom 20. Mai 2020 (BGBl. I S. 1041), 
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
22. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 88). 

Gesetz zur staatlichen geologischen Landesaufnahme sowie zur Übermittlung, Sicherung und 
öffentlichen Bereitstellung geologischer Daten und zur Zurverfügungstellung geologischer Daten zur 
Erfüllung öffentlicher Aufgaben (Geologiedatengesetz - GeolDG) vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1387). 

Luftverkehrsgesetz (LuftVG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 10. Mai 2007 (BGBl. I S. 698), 
zuletzt geändert durch rtikel 131 des Gesetzes vom 10. August 2021 (BGBl. I S. 3436). 

Raumordnungsgesetz (ROG) vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2986), zuletzt geändert durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 22. März 2023 (BGBl. 2023 I S. Nr. 88). 

Raumordnungsverordnung (RoV) vom 13. Dezember 1990 (BGBl. I S. 2766), zuletzt geändert durch 
Artikel 12 des Gesetzes vom 22. März 2023 (BGBl. 2023 I S. Nr. 88). 

Sechste Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Bundes-Immissionsschutzgesetz (Technische Anleitung 
zum Schutz gegen Lärm - TA Lärm) vom 26. August 1998 (GMBl. Nr. 26/1998 S. 503), zuletzt 
geändert durch Verwaltungsvorschrift vom 1. Juni 2017 (BAnz AT 08.05.2017 B5).  
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Sechzehnte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetz 
(Verkehrslärmschutzverordnung – 16. BImSchV) vom 12. Juni 1990 (BGBl. I S. 1036), zuletzt geä. 
durch Artikel 1 der Verordnung vom 4. Nov. 2020 (BGBl. 2334). 

Umweltinformationsgesetz (UIG) vom 27. Oktober 2014 (BGBl. I S. 1643), zuletzt geändert durch Artikel 
2 des Gesetzes vom 25. Februar 2021 (BGBl. I S. 306). 

Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV) vom 18. April 2017 
(BGBl. I S. 905), zuletzt geändert durch Artikel 256 der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 
1328). 

Verordnung über Deponien und Langzeitlager (Deponieverordnung - DepV) vom 27. April 2009 (BGBl. I 
S. 900), zuletzt geändert durch rtikel 3 der Verordnung vom 9. Juli 
2021 (BGBl. I S. 2598). 

Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhaltes 
(Planzeichenverordnung - PlanZV) vom 18. Dez. 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt geändert durch 
Art. 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802). 

Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung - BauNVO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176). 

Verordnung über die Vermeidung und die Kompensation von Eingriffen in Natur und Landschaft im 
Zuständigkeitsbereich der Bundesverwaltung (Bundeskompensationsverordnung - BKompV) vom 14. 
Mai 2020 (BGBl. I S. 1088). 

Verordnung zum Schutz wild lebender Tier- und Pflanzenarten (Bundesartenschutzverordnung - 
BArtSchV) vom 16. Februar 2005 (BGBl. I S. 258, 896), zuletzt geändert durch Artikel 10 des 
Gesetzes vom 21. Januar 2013 (BGBl. I S. 95). 

Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. März 1991 (BGBl. I 
S. 686), zuletzt geändert durch Artikel 19 des Gesetzes vom 08. Oktober 2023 (BGBl. 2023 I S. 272).  

Vierundzwanzigste Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(Verkehrswege-Schallschutzmaßnahmenverordnung - 24. BImSchV) vom 4. Februar 1997 (BGBl. I S. 
172, 1253, zuletzt geändert durch Artikel 3 der Verordnung vom 23. September 1997 (BGBl. I S. 
2329). 

Zwölfte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Störfall-Verordnung - 12. 
BImSchV) vom 15. März 2017 (BGBl. I S. 483), zuletzt geändert durch Artikel 107 der Verordnung 
vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1328). 

4.9 Landesgesetze/Vorschriften Thüringen 

Gesetz zur Erhaltung, zum Schutz und zur Bewirtschaftung des Waldes und zur Förderung der 
Forstwirtschaft (Thüringer Waldgesetz – ThürWaldG) in der Fassung der Neubekanntmachung vom 
18. September 2008 (GVBl. 2008 S. 327), zuletzt geändert durch Gesetz vom 21. Dezember 2020 
(GVBl. 2020 S. 665). 

Gesetz zur Pflege und zum Schutz der Kulturdenkmale im Land Thüringen (Thüringer 
Denkmalschutzgesetz – ThürDSchG) vom 14. April 2004 (GVBl. 2004 S. 465), zuletzt geändert durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 18. Dezember 2018 (GVBl. 2018 S. 731, 735). 

Thüringer Bauordnung (ThürBO) vom 13. März 2014 (GVBl. 2014 S. 49), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 29. Juli 2022 (GVBl. 2022 S. 321). 
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Thüringer Gemeinde- und Landkreisordnung (Thüringer Kommunalordnung – ThürKO) i. d. F. der 
Bekanntmachung vom 28. Januar 2003 (GVBl. 2003 S. 41), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
28. März 2023 (GVBl. S. 127).  

Thüringer Gesetz über die Gewährleistung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung in Objekten des 
Altbergbaus und in unterirdischen Hohlräumen (Thüringer Altbergbau- und Unterirdische-Hohlräume-
Gesetz – ThürABbUHG) vom 23. Mai 2001 (GVBl. 2001 S. 41), zuletzt geändert durch Artikel 10 des 
Thüringer Verwaltungsreformgesetzes 2018 (ThürVwRG 2018) vom 18. Dezember 2018 (GVBl. 2018 
S. 731, 745). 

Thüringer Gesetz über die kommunale Gemeinschaftsarbeit (ThürKGG) vom 10. Oktober 2001 (GVBl. 
2001 S. 290), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 23. Juli 2013 (GVBl. 2013 S. 194, 
201). 

Thüringer Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (Thüringer UVP-Gesetz – ThürUVPG) vom 20. 
Juli 2007 (GVBl. 2007 S. 85), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 30. Juli 2019 (GVBl. 
2019 S. 323, 341).  

Thüringer Gesetz zum Klimaschutz und zur Anpassung an die Folgen des Klimawandels (Thüringer 
Klimagesetz – ThürKlimaG) vom 18. Dezember 2018 (GVBl. 2018 S. 816). 

Thüringer Gesetz zur Ausführung des Bundes-Bodenschutzgesetzes (Thüringer Bodenschutzgesetz – 
ThürBodSchG) vom 16. Dez. 2003 (GVBl. 2003 S. 511), zuletzt geändert durch Art. 3 des Gesetzes 
vom 28. Mai 2019 (GVBl. 2019 S. 74, 121). 

Thüringer Gesetz zur Ausführung des Bundesnaturschutzgesetzes und zur weiteren landesrechtlichen 
Regelung des Naturschutzes und der Landschaftspflege (Thüringer Naturschutzgesetz – ThürNatG) 
vom 30. Juli 2019 (GVBl. 2019 S. 323), zuletzt geändert durch Artikel 1a des Gesetzes vom 30. Juli 
2019 (GVBl. 2019 S. 323, 340). 

Thüringer Landesplanungsgesetz (ThürLPlG) vom 11. Dezember 2012 (GVBl. 2012 S. 450), zuletzt 
geändert durch Gesetzes vom 7. Dezember 2022 (GVBl. 2022 S. 473). 

Thüringer Nachbarrechtsgesetz (ThürNRG) vom 22. Dezember 1992 (GVBl. 1992 S. 599), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 8. März 2016 (GVBl. 2016 S. 149). 

Thüringer Straßengesetz (ThürStrG) in der Fassung vom 7. Mai 1993 (GVBl. 1993, S. 273), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 7. Dezember 2022 (GVBl. 2022 S. 489).  

Thüringer Vermessungs- und Geoinformationsgesetz (ThürVermGeoG) vom 16. Dezember 2008 (GVBl. 
2008 S. 574), zuletzt geändert durch Artikel 42 des Gesetzes vom 18. Dezember 2018 (GVBl. 2018 S. 
731, 760).  

Thüringer Verordnung über die erlaubnisfreie schadlose Versickerung von Niederschlagswasser 
(Thüringer Niederschlagswasserversickerungsverordnung – ThürVersVO) vom 3. April 2002 (GVBl. 
2002 S. 204), zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 28. Mai 2019 (GVBl. 2019 S. 74, 
122). 

Thüringer Verordnung über die öffentliche Bekanntmachung von Satzungen der Gemeinden, 
Verwaltungsgemeinschaften und Landkreise (Thüringer Bekanntmachungsverordnung – ThürBekVO) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. August 1994 (GVBl. 1994 S. 1994, 1045). 

Thüringer Verordnung über Zuständigkeiten im Bauwesen (ThürZustBauVO) vom 22. April 2008 (GVBl. 
2008 S. 108), zuletzt geändert durch Verordnung vom 21. November 2013 (GVBl. 2013 S. 334). 
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Thüringer Wassergesetz (ThürWG) vom 28. Mai 2019 (GVBl. 2019 S. 74), zuletzt geändert durch Artikel 
17 des Gesetzes vom 11. Juni 2020 (GVBl. 2020 S. 277, 285). 

 

4.10 Planungen/Kartenwerke/Internetquellen 

REGIONALPLAN NORDTHÜRINGEN (2012), Bekanntgabe der Genehmigung im ThürStAnz 44/2012 
vom 29.10.2012, Regionale Planungsgemeinschaft Nordthüringen, Regionale Planungsstelle 
Nordthüringen beim TLVwA, Ref. 300, Sondershausen. 

ENTWURF REGIONALPLAN NORDTHÜRINGEN (2018), Beschluss der Planungsversammlung Nr. 
33/01/2018 vom 30.05.2018, Regionale Planungsgemeinschaft Nordthüringen, Regionale 
Planungsstelle Nordthüringen beim TLVwA, Ref. 300, Sondershausen.  

STRASSENKARTE THÜRINGEN M. 1:200.000, Thüringer Landesamt für Bau und Verkehr (Hrsg.), 
Ausgabe Januar 2020. TLBG GEODATEN THÜRINGEN: https://www.geoportal-th.de/de-de/, 
abgerufen im Mai 2020, Thüringer Landesamt für Bodenmanagement und Geoinformation (TLBG), 
Erfurt. 

TLUBN EUROPÄISCHE VOGELSCHUTZGEBIETE: http://www.tlug-
jena.de/uw_raum/umweltregional/soem/soem07 (Stand: 04/2007), abgerufen im Mai 2020, Thüringer 
Landesamt für Umwelt, Bergbau und Naturschutz (TLUBN), Jena.  

TLUBN INFORMATIONS- UND KARTENDIENST: https://tlubn.thueringen.de, abgerufen im April 2021, 
Thüringer Landesamt für Umwelt, Bergbau und Naturschutz (TLUBN), Jena.  

TLUBN LANDSCHAFTSINFORMATIONSSAMMLUNG (LINFOS) THÜRINGEN, Artenabfrage im April 
2021, Thüringer Landesamt für Umwelt, Bergbau und Naturschutz (TLUBN), Jena. TMBLV (2014): 
Landesentwicklungsprogramm Thüringen 2025 (LEP 2025), Thüringer Ministerium für Bau, 
Landesentwicklung und Verkehr (TMBLV), Erfurt. [Gemäß § 4 Abs. 4 Satz 1 ThürLPlG im GVBl. Nr. 
6/2014 vom 4. Juli 2014 veröffentlicht und am 5. Juli 2014 in Kraft getreten.]  
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Vorhabenfläche: 
Stadt Roßleben-Wiehe, OT Roßleben, Gemarkung Roßleben, Flur 6, 
Flurstücke 66/7, 10/7, 10/8, 10/9 und 10/12 

Bewertung des derzeitigen Zustandes 
Die Bewertung der erfassten Biotoptypen erfolgt nach der Anleitung zur Bewertung der Biotoptypen 
Thüringens (TMLNU 1999) unter Berücksichtigung der bei TMLNU (2005) genannten 
Feindifferenzierungen. 
Die Bewertung ergibt sich anhand eines rechnerischen Endwertes, der sich aus dem Biotopgrundwert 
und ausprägungsspezifischen Auf- und Abschlägen errechnet. Der Grundwert ist dabei nicht 
gleichbedeutend mit der durchschnittlichen Bedeutung eines Biotoptyps, sondern dient als Basis für 
die Einstufung einer konkreten Fläche. Die Festlegung des Grundwertes orientiert sich bei 
Biotoptypen nachrangiger naturschutzfachlicher Bedeutung am Kriterium „Natürlichkeitsgrad/Ent-
wicklungspotential“, bei mittlerer bis sehr hoher Bedeutung erfolgt sie anhand der Bewertungskriterien 
„Seltenheit“, „Gefährdung“ und „Regenerierbarkeit / Wiederherstellbarkeit“ und bei vegetationsarmen 
bzw. -freien Biotoptypen zusätzlich am Kriterium des „Faunistischen Potenzials“. Mit den Zu- und 
Abschlägen erfolgt die Berücksichtigung der spezifischen Varianten eines Biotoptyps mit 
werteinschränkenden oder -gebenden Biotopausprägungen. Die diesbezüglich bei TMLNU (1999) 
genannten Prüfmerkmale umfassen dabei einen biotoptypbezogenen Katalog an relevanten Kriterien. 
Hinzu kommen Konkretisierungen in Folge der fachplanerischen Bewertung u.a. 
aufgrund bestehender Vorbelastungen. 
Die Auf- und Abschläge wurden mit dem angegebenen Grundwert summarisch verrechnet. 
Aus dem rechnerischen Endwert ergibt sich die Bedeutung der Fläche, die nach TMLNU (2005) 
beispielsweise entsprechend dem Versiegelungsgrad oder der gutachterlichen Einschätzung 
ausdifferenziert werden (Tabelle 1). 

Tabelle 1: Naturschutzfachliche Bedeutung einer Fläche (TMLNU 1999, 2005) 

Biotope mit sehr hoher Bedeutung 
Als sehr hochwertig werden Biotope mit einem hohen Gefährdungs- oder Seltenheitsgrad, mit einer 
sehr hohen Naturnähe und einem besonders hohen Strukturreichtum eingestuft. Sie sind nicht oder 
nur in sehr langen Zeiträumen regenerierbar. Häufig stellen sie Lebensräume stark gefährdeter Arten 
dar.  

Biotope mit sehr hoher Bedeutung im Untersuchungsraum sind: 
- Biotope mit sehr hoher Bedeutung sind im Untersuchungsraum nicht vorhanden. 

Biotope mit hoher Bedeutung 
Als hochwertig werden Biotope mit oft nur geringen anthropogenen Einflüssen, einem hohen Struktur- 
reichtum und/oder nur schwerer Regenerierbarkeit eingestuft.  

Biotope mit einer hohen Bedeutung sind wie folgt im Untersuchungsraum vorhanden: 
- Biotopfläche auf Flurstück 10/9 
- Vernässungsgebiet auf dem Flurstück 10/7, im nördlichen Bereich 
- Ruderalflur 

Biotope mit mittlerer Bedeutung 
Eine mittlere Bedeutung besitzen Biotope mit einer durchschnittlichen anthropogenen Überprägung 
bzw. mit einer mittleren Nutzungsintensität. Sie sind in relativ kurzen Zeiträumen an gleicher oder 
anderer Stelle wiederherstellbar und weisen in der Regel keine gefährdeten Arten auf.  

Folgende Biotope mit mittlerer Bedeutung sind im Untersuchungsraum vorhanden: 
- Abschüttungen auf dem Flurstück 10/7, im nördlichen Bereich. 
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Biotope mit geringer Bedeutung 
Lebensräume mit geringer Bedeutung zeichnen sich durch eine hohe Nutzungsintensität aus und sind 
stark durch menschliche Einflüsse überprägt.  
Folgende Biotope mit geringer Bedeutungsstufe sind im Untersuchungsraum vorhanden: 
- Baumgruppe, Robinienbestand 

 
Biotope mit sehr geringer und fehlender Bedeutung 
Biotope mit sehr geringer Bedeutung sind meist teilversiegelte Flächen. Sie bieten nur ein sehr 
begrenztes Lebensraumangebot für Pflanzen oder Tiere. Biotope ohne Bedeutung für den Arten- und 
Biotopschutz sind vollständig versiegelte Flächen. Sie bieten praktisch keinerlei Lebensräume für 
Pflanzen oder Tiere. 
 
Biotope mit sehr geringer und fehlender Bedeutung sind: 
- Flächen der Energiewirtschaft - Trafostation (8330): Endwert 0 
 
Vorbelastungen: Aufgrund der umfassenden Vornutzung ist von einer Vorbelastung des Schutzgutes 
„Biotoptypen, Tiere und Pflanzen“ im Plangebiet auszugehen. Zudem ist im Plangebiet mit der 
Kanadischen Goldrute eine in Thüringen gebietsfremde und invasive Art vorhanden. 
 
Ruderalfläche, trockenwarm 
 
Einschätzung der Fläche: 
- trockene Ruderalfläche  
- ehemalige Verladung des ehemaligen Kaliwerkes Roßleben 

o ehemalige Bahnverladefläche 
o große Bereiche sind stark (bis ca. 50 cm) aufgeschottert und strak verdichtet 
o Versiegelung durch Hallenaufbau 
o Versiegelung durch Lagerflächen  
o Versiegelung (Pflaster) durch Straßen und Wege 
o Teilversiegelung durch aufgeschotterte und verdichtete Wege  
o Ablagerungen durch Bauschutt, Steine, Betonteile und nicht einschätzbare Abschüttungen  
o anthropogene Vorbelastung 

 
Flora 

Deutscher Name wissenschaftl. Name 
Landreitgras Calamagrostis epigejos 
Glatthafer Arrhenatherum elatius 
Quecke Elymus repens 
große Kugeldistel Echinops sphaerocephalus 
Nachtkerze Oenothera biennis 
Schilf Phragmites australis 
Wegewarte Cichorium intybus 
Rainfarn Tanacetum vulgare 
Kanadische Goldrute Solidago canadensis 
große Brennnessel Urtica dioica 
Vogelwicke Vicia cracca 
schwarzer Holunder Sambucus nigra 
Brombeere Rubus sect. Rubus 
Wildrose Rosa corymbifera 
Weißdorn Crataegus laevigata 
Robinie Robinia pseudoacacia 
wilder Apfel Malus sylvestris 
wilde Kirsche Prunus avium 
roter Hartriegel Cornus sanguinea 
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Birke Betula spec. 
Salweide Salix caprea 
Pappel Populus spec. 
Erle Alnus glutinosa 
Kiefer Pinus spec. 

 
- Die nördliche Teilfläche des Flurstückes 10/7 ist eine Vernässungsfläche und es sind auf ihr 

zeitweise (insbesondere im Frühjahr) ca. 10 bis 15 cm Wasserstand vorhanden. 
 

  
 

 
Vernässungsfläche - nördlicher Teil des Flurstückes 10/7 
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Fauna 
- Zauneidechsen (Lacerta agilis) 

Im Rahmen der Begehung 2022 und der Bauvorbereitung für die Umsetzung des benachbarten 
Bebauungsplanes Freiland-Photovoltaikanlage II „An der Verladung“ im OT Roßleben wurden auf 
dieser Fläche (10/11) Zauneidechsen nachgewiesen und in Abstimmung mit der Unteren 
Naturschutzbehörde von der Baufläche in das neu geschaffene Zauneidechsenhabitat (M2 auf 
10/11) fachgerecht umgesiedelt. 
 

- Weitere Fauna nach Dr. Weiße (aus Umweltbericht zum B-Plan „An der Verladung II“) 
o Brutvogelnachweis 

Fitis, Goldammer, Neuntöter, Stieglitz 
o Nahrungsgäste 

Rotmilan und Bachstelze 
 
Im Rahmen der Erstellung des Artenschutzbeitrages für den Bebauungsplan Freiland-
Photovoltaikanlage III „An der Verladung“ im OT Roßleben erfolgt im Jahr 2023 eine erneute 
Artenerfassung und Kartierung auf der Vorhabenfläche 10/11 durch das beauftragte Büro Karsten 
Obst aus Halle (Saale). 
 
Beeinträchtigungen: 
- Versiegelung  (ca. 3.794 m²) 
- stark verdichtete, aufgeschotterte Bereiche (ca. 3.535 m²) 
- nicht einschätzbare Materialablagerungen auf der Fläche 10/7 (ca. 5.641 m²) 
- das entspricht  (ca. 10.000 t) 
 
Flächengrößen: 

Flurstücke Fläche (m²) davon     

 
 Größe m² versiegelt aufgeschottert+verdichtet vernässt 

10/12 8.415,00 0,00 1.945,00 0,00 
66/7 278,00 0,00 0,00 0,00 
10/7 50.057,00 548,00 975,00 9.750,00 
10/8 9.640,00 1.811,00 615,00 0,00 
10/9 10.046,00 1.435,00 0,00 850,00 
Plangebiet 78.436,00 3.794,00 3.535,00 10.600,00  

 
- Einwanderung von Neophyten 

o mehrere Robinienstandorte 
o Kanadische Goldrute 
o Rainfarn 

 

  
Versiegelte Flächen: gesamte Halle, Verladerampe der Halle, Pflaster- und Betonflächen  
(auf Flurstücken 10/7 und 10/8) 
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Stark verdichtete und aufgeschotterte Bereiche  
 

  
Materialabschüttungen auf dem mittleren Bereich des Flurstückes 10/7 und auf dem gesamten 
Flurstück 10/8 
 

  
Robinienbestände 
 
Die vorhandenen Biotoptypen werden als Bestand herangezogen. Dies führt dabei nicht zu einer 
unzureichenden Berücksichtigung der Belange von Natur und Landschaft, da eine geringere 
Versiegelung als planungsrechtlich zulässig angesetzt wird. Entsprechend dem Bilanzierungsmodell 
wird der Wert für die einzelnen festgesetzten Nutzungen aus dem Produkt der Biotopfläche und der 
Bedeutungsstufe ermittelt (Bestandswert = WE). Die Bedeutungsstufen wurden gemäß der „Anleitung 
zur Bewertung der Biotoptypen Thüringens“ berechnet (s. o.). Hier wurden die Vorbelastungen v. a. im 
Bodenhaushalt in die Bewertung eingestellt, um eine schutzgutübergreifende Bewertung 
sicherzustellen.  
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Tabelle 2.1: Ermittlung des Bestandswertes 
Code derzeitige Nutzung Biotopwert Fläche (m²) Gesamt BW 

4280 wechselfeuchte Auwiese 28 10.600,00 296.800,00 

4732 Ruderalflur, trockenwarm 35 53.918,00 1.887.130,00 

8312 ungeordnete Deponien (H) 25 5.641,00 141.025,00 

4110 Ackerland 20 948,00 18.960,00 

 

versiegelte Flächen und Wege 0 3.794,00 0,00 

 

aufgeschotterte Flächen 0 3.535,00 0,00 

GESAMT  78.436,00 2.343.915,00 

 

Entsprechend dem o. g. Bilanzierungsmodell ergibt sich für das Plangebiet ein Bestandswert von 
2.343.915 Werteinheiten. In einem zweiten Schritt wurden die Biotopwerte für die Flächen des 
Bebauungsplanes entsprechend den zeichnerischen und textlichen Festsetzungen analog ermittelt  
(= Planungswert) 
 
Tabelle 2.2: Ermittlung Flächenbilanz im Plangebiet nach Abschluss der Maßnahme 

Code geplante Nutzung Biotopwert Fläche (m²) Gesamt BW 

4280 wechselfeuchte Auwiese 28 10.600,00 296.800,00 

4732 Ruderalflur, trockenwarm 35 31.793,00 1.112.755,00 

8312 ungeordnete Deponien (H) 25 5.641,00 141.025,00 

4110 Ackerland 20 0,00 0,00 

 

versiegelte Flächen und Wege 0 1.435,00 0,00 

 Modul überdeckte Flächen 30 18.228,00 546.840,00 

 Fläche zwischen den Modulreihen 32 9.247,00 295.904,00 

 Flächen für Trafostationen 0 40,00 0,00 

 Flächen für Rammpfosten (C-Profil) 0 2,80 0,00 

 

Flächen für Zaunpfosten  0 1,20 0,00 

 
TFL 10/9 (M2/3 Lesesteinhaufen + 
Sandlinsen) 40 200,00 8.000,00 

 TFL 10/9 (M4/Büsche pflanzen) 40 300,00 12.000,00 

 
TFL 10/9 bisher Ackerland (M4/Büsche 
anpflanzen) 40 948,00 37.920,00 

GESAMT  78.436,00 2.451.244,00 

 

In der Gegenüberstellung des Bestands mit  2.343.915 Biotopwertpunkten (BWP) 
und der Planung mit  2.451.244 BWP 
ergibt sich ein Plus von  107.329 BWP 
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Grünordnerischer Bestandsplan, Planung und Einteilung in Teilflächen laut der Legende 

 

[Quelle Lageplan Geoportal] 
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1. Anlass und Aufgabenstellung 

Die mercom GmbH und Co. KG plant auf dem Gelände angrenzend des Weges „An der Verladung“ 

östlich der Ortschaft Roßleben die Errichtung von Freiland-Photovoltaikanlagen. Das Gelände gehört 

zur Gemarkung Roßleben-Wiehe in Thüringen ist dem Kyffhäuserkreis zugehörig. Der 

Vorhabensbereich befindet sich östlich außerhalb der Ortschaft Roßleben und ist weitgehend 

umgeben von Ackerflächen. Im Süden verläuft eine Eisenbahntrasse. Bei dem Baugebiet handelt es 

sich um eine strukturreiche ruderalisierte und halboffene Grünlandfläche. Nördlich und nordöstlich 

der geplanten Belegungsfläche für die PV-Module ist die Entwicklung von Biotopen im Rahmen der 

durch den Eingriff notwendigen Ausgleichmaßnahmen geplant. Durch die Realisierung des Vorhabens 

sind Konflikte mit dem Artenschutzrecht möglich.  

Das Büro Karsten Obst wurde daher beauftragt für das Vorhaben einen Artenschutzbeitrag (ASB) zu 

erarbeiten. Als Grundlage zur Erarbeitung des ASB wurden eine Potenzialanalyse sowie zwei 

faunistische Sonderuntersuchungen durchgeführt.  

Die folgende Abbildung gibt die Lage des Untersuchungsraumes (UR) wieder: 

 

Abbildung 1: Lage des Untersuchungsraumes (UR) (verändert nach GoogleMaps) 
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2. Rechtliche Grundlagen  

Im Rahmen der Untersuchungen ist es erforderlich die Zulassung des Bauvorhabens hinsichtlich 

der Belange des Artenschutzes gemäß §44 des BNatSchG zu prüfen. Gegenstand dieser 

artenschutzrechtlichen Betrachtung sind die europarechtlich geschützten Arten nach Anhang IV 

der FFH-Richtlinie (streng zu schützende Tier- und Pflanzenarten von gemeinschaftlichem 

Interesse) sowie Arten nach Artikel 1 der Vogelschutzrichtlinie (heimische, wildlebende 

europäische Vogelarten). Für die betreffenden Arten ist eine artspezifische Prüfung der 

Verbotstatbestände bzw. Zugriffsverbote gemäß §44 BNatSchG Abs. 1 - 4 erforderlich. 

Die Zugriffsverbote 

Im Folgenden werden die Zugriffsverbote nach § 44 (1) BNatSchG im Einzelnen dargestellt. 

▪ § 44 (1) Nr. 1 BNatSchG: Tötungs- und Verletzungsverbot 

▪ § 44 (1) Nr. 2 BNatSchG: Störungsverbot 

▪ § 44 (1) Nr. 3 BNatSchG: Verbot der Entnahme, Beschädigung oder Zerstörung von Fortpflanzungs- 

und Ruhestätten 

▪ § 44 (1) Nr. 4 BNatSchG: Schädigungsverbot Pflanzen. 

Zu betrachtende Arten gemäß BNatSchG 

Das BNatSchG §§ 44 definiert die Arten, für die die Verbote zu prüfen sind.  

§ 44 Absatz 1 bezieht sich auf verschiedene Artengruppen, nämlich  

▪ In Nr. 1 auf die besonders geschützten Tierarten 

▪ In Nr. 2 auf die streng geschützten Tierarten und europäische Vogelarten 

▪ In Nr. 3 auf die besonders geschützten Tierarten 

▪ In Nr. 4 auf die besonders geschützten Pflanzenarten 

§ 44 Absatz 5 Satz 2 stellt für die Verbote Nr. 1 und Nr. 3 den Bezug für die nach Anhang IVa 

streng geschützten Tierarten und zu den europäischen Vogelarten und den Arten einer 

Rechtsverordnung nach § 54 BNatSchG her. In der Folge (Satz 3) werden vorgezogene 

Ausgleichsmaßnahmen für diese Arten rechtlich ermöglicht. 

§ 44 Absatz 5 Satz 4 stellt den gleichen Bezug für die streng geschützten Pflanzenarten nach 

Anhang IVb der FFH-RL her.  
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Als Grundlage für die Auswahl der zu betrachtenden Arten ist die Artenschutzliste Sachsen-

Anhalt (Anlage II) entwickelt worden. Sie enthält die gesetzlich prüfrelevanten Arten (außer 

kommune Vogelarten), deren Verbreitungsgebiet in Sachsen-Anhalt liegt.  

Artspezifische Maßnahmen 

Artspezifische Vermeidungsmaßnahmen oder artspezifische, vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen 

nach § 44 Abs. 5 Satz 3 BNatSchG werden vorgesehen, um das Eintreten von Zugriffsverboten zu 

verhindern.  

Die vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen dienen der Sicherung der durchgängigen ökologischen 

Funktionalität und werden gemäß Veröffentlichung der EU-Kommission (Guidance document on the 

strict protection of animal species of Community interest under the Habitats Directive 92/43/EEC, 

Februar 2007) als CEF-Maßnahmen bezeichnet (Measures which ensure the continuous ecological 

functionality).  

Kann das Eintreten von Zugriffsverboten trotz Vermeidungs- und/ oder CEF-Maßnahmen nicht 

verhindert werden, ist das Vorhaben unzulässig. 

3. Methodik des Artenschutzbeitrages 

3.1 Arbeitsschritte 

Im Artenschutzrechtlichen Beitrag werden die Belange des besonderen Artenschutzes (§§ 44 

und 45 Bundesnaturschutzgesetz) abgehandelt. Der Artenschutzrechtliche Beitrag wird für die 

Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie sowie für die europäischen Vogelarten verfasst. Für 

alle planungsrelevanten Arten wird im Artenschutzrechtlichen Beitrag geprüft, ob durch die 

bau-, anlagen- oder betriebsbedingten Wirkungen eines Bauvorhabens artenschutzrechtliche 

Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 BNatSchG erfüllt werden. So ist beispielsweise verboten, 

Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders geschützten Arten 

aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören. 

Falls ein Eintreten eines artenschutzrechtlichen Verbotstatbestandes nicht durch 

Vermeidungsmaßnahmen oder vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen (gemäß § 44 Abs. 5 

Satz 3 BNatSchG) vermieden werden kann, ist das Vorhaben unzulässig. 
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3.2 Ermittlung relevanter Arten 

Durch die Potenzialanalyse (Anhang I) wird das potenzielle Vorkommen planungsrelevanter 

Arten im Untersuchungsraum auf Grundlage von Datenrecherche und den Ergebnissen der 

faunistischen Sonderuntersuchungen ermittelt. Anschließend wird überprüft ob bei den 

jeweiligen Arten eine spezielle Betroffenheit hinsichtlich des Bauvorhabens besteht und eine 

detaillierte Betrachtung der Verbotstatbestände erforderlich ist. Tierarten, deren Vorkommen 

aufgrund ihrer Habitatansprüche auszuschließen sind, werden für die weiteren Betrachtungen 

in der Konfliktanalyse ausgeschlossen. 

3.3 Darstellung der relevanten Wirkungen 

Die durch die Errichtung der Photovoltaikanlagen auf dem Gelände „An der Verladung“ östlich 

von Roßleben zu erwartenden Wirkungen (Auswirkungen) lassen sich nach der Art, dem 

Umfang und dem Zeitpunkt ihres Wirksamwerdens unterteilen in: 

▪ baubedingte Wirkungen 

▪ anlagebedingte Wirkungen 

▪ betriebsbedingte Wirkungen 

Die in Kapitel 3.3 aufgeführten bau-, anlage- und betriebsbedingten Auswirkungen mit ihren 

angeführten Gefährdungsfaktoren beziehen sich auf die europarechtlich streng geschützten 

Arten nach Anhang IV der FFH-Richtlinie (streng zu schützende Tier- und Pflanzenarten von 

gemeinschaftlichem Interesse) sowie auf alle europäischen Vogelarten. 

3.4 Artbezogene Prüfung der Schädigungs- und Störungsverbote 

Anschließend werden die Zugriffsverbote nach § 44 (1) BNatSchG im Einzelnen dargestellt und 

ihre Maßgaben erläutert. Die Verbote Nr. 1-3 beziehen sich dabei nur auf Tierarten. Verbot 

Nr. 4 beinhaltet Pflanzenarten. 
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4. Bestandserfassung 

4.1 Wirkfaktoren des Vorhabens 

- baubedingte Auswirkungen –  

Die baubedingten Wirkungen entstehen während der Bauphase des geplanten Vorhabens. Sie 

sind zeitlich auf die Dauer des Bauprozesses begrenzt wirksam und überwiegend reversibel. 

Eine längerfristige Wirksamkeit ist teilweise möglich.  

Als baubedingte Wirkungen sind einzustufen: 

• temporäre Flächeninanspruchnahme durch Baustelleneinrichtungen und Baufelder (z. B. 

Baugrube, Lagerplätze) 

→ Zerstören/ Beschädigen von Fortpflanzungs- und Ruhestätten (§ 44 (1) Nr. 3 BNatSchG) 

im Zuge der Baufeldräumung 

• Flächeninanspruchnahme durch Bautätigkeit, einschließlich Baufeldfreimachung 

→ § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG 

• Lärm/ Erschütterung durch den Baubetrieb  

- temporäre Funktionsverminderung – Stören während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, 

Mauser-, Wanderungs- und Überwinterungszeit 

→ § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG 

• Immission von Staub, Licht und Luftschadstoffen 

- temporäre Funktionsverminderung - Stören während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, 

Mauser-, Wanderungs- und Überwinterungszeit 

→ § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG  

• Störung von Tieren durch den Baustellenbetrieb (optische Störungen/ Scheuchwirkungen) 

- temporäre Funktionsverminderung - Stören während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, 

Mauser-, Wanderungs- und Überwinterungszeit 

→ § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG  

- anlagebedingte Auswirkungen – 

Die Anlagebedingten Wirkungen werden durch den Bau der Photovoltaikanlage verursacht. 

Sie wirken dauerhaft. 

Als anlagebedingte Wirkungen sind einzustufen: 

• dauerhafte Flächenverluste  
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− vollständiger und dauerhafter Verlust der Biotope einschließlich der möglichen 

Funktionen der betroffenen Biotop- und Nutzungstypen als Lebens-, Brut - und 

Nahrungshabitat für die Arten des Anhang IV FFH-RL sowie alle Arten nach Artikel 1 

der Vogelschutzrichtlinie  

→ § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG  

• dauerhafte Barriere-/ Trennwirkung und Flächenzerschneidung  

− Unterbindung bzw. Einschränkung der Mobilität von Tieren  

− Verkleinerung und Durchtrennung von Biotop- und Nutzungstypen als Lebens-, Brut- 

Rast- und Nahrungshabitat für die Arten des Anhangs IV FFH-RL sowie alle Arten nach 

Artikel 1 der Vogelschutzrichtlinie 

− Zerschneidung von Funktionsbeziehungen zwischen Teillebensräumen, 

Funktionsminderung durch Verinselung von Lebensräumen, visuelle Wirkung des 

Bauwerkes für die Arten des Anhangs IV FFH-RL sowie alle Arten nach Artikel 1 der 

Vogelschutzrichtlinie  

→ § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG 

4.2 Potenzialanalyse 

Für sämtliche in der Artenschutzliste Thüringens (2016/2022) aufgeführten Arten(-gruppen) wurde 

über eine Potenzialabschätzung ein mögliches Vorkommen im Untersuchungsgebiet geprüft. Die 

Potenzialanalyse wird auf Grundlage der Lebensraumansprüche sowie der Verbreitung der relevanten 

Flora und Fauna durchgeführt und wurde in einer separaten Unterlage abgehandelt (vgl. Anhang I). Im 

Ergebnis der Potenzialanalyse sind Vorkommen planungsrelevanter Libellen, Schmetterlinge, Käfer 

und Pflanzen im Planungsraum auszuschließen. 
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4.2.1 Faunistische Sonderuntersuchung Reptilien 

Die Zauneidechse (Lacerta agilis) wurde innerhalb des PR in mehreren Bereichen in verschiedenen 

Altersstadien vorgefunden.Demnach wird in der weiteren Untersuchung davon ausgegangen, dass der 

gesamte Bereich des Baufeldes der Art als Lebensraum dient. Dementsprechend wurde direkt eine 

Umsiedelung von Individuen aus dem Baufeld eingeleitet. Dabei wurden vorgefundene Individuen in 

die Bereiche außerhalb des bereits abgezäunten Bereiches umgesetzt. Die Ergebnisse der Begehungen 

sind in der Tab. 2 in Kapitel 5.1 aufgelistet. Durch das Vorhaben sind daher Verletzungen von 

Verbotstatbeständen gemäß § 44 BNatSchG nicht auszuschließen. Demzufolge ist für die Art eine 

vertiefende Prüfung der Verbotstatbestände notwendig. 

Weiterhin konnte innerhalb der geplanten Modulbelegungsfläche ebenfalls ein Individuum der 

Schlingnatter vorgefunden. Der PR ist für die Art strukturell als Lebensraum geeignet. Durch das 

Vorhaben sind daher Verletzungen von Verbotstatbeständen gemäß § 44 BNatSchG nicht 

auszuschließen. Demzufolge ist für die Art ebenfalls eine vertiefende Prüfung der Verbotstatbestände 

notwendig. 

4.2.2 Faunistische Sonderuntersuchung Brutvögel 

Zum Nachweis des Vorkommens planungsrelevanter Brutvögel im Untersuchungsgebiet wurden im 

Zeitraum von April 2023 bis Juli 2023, parallel zu den Untersuchungen der Reptilien, Kartierungen 

durchgeführt. Im Rahmen der Untersuchungen konnte das Vorkommen von Grauammer, Feldlerche 

und Neuntöter im Untersuchungsraum festgestellt werden. Die genannten Arten haben den Status 

von Brutvögeln im Untersuchungsraum. Die Brutplätze der Arten befinden sich innerhalb bzw. im 

direkten Umfeld des geplanten Baufeldes. Demnach sind Verbotstatbestände gemäß § 44 BNatSchG 

möglich. Eine vertiefende Prüfung der Verbotstatbestände ist daher erforderlich.  

Weiterhin wird das Gebiet von weiteren Vogelarten als Nahrungshabitat genutzt. Allerdings sind 

vergleichbare Strukturen im Umfeld und in der westlichen Teilfläche UG vorhanden. Entsprechende 

Bruthabitate für die Arten sind im Untersuchungsgebiet nicht vorhanden. Demnach kann das Eintreten 

von Verbotstatbeständen gemäß §44 BNatSchG ausgeschlossen werden. Eine weitere vertiefende 

Prüfung ist daher für die betroffenen Arten nicht notwendig.  
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4.3 Relevanzprüfung  

Für diejenigen Arten, bei denen ein potenzielles Vorkommen nicht ausgeschlossen werden kann, 

wurde im nächsten Schritt eine Prüfung der Relevanz bezüglich der Wirkungen des Vorhabens 

durchgeführt. 

Im Rahmen von Untersuchungen wurden die Zauneidechse und die Schlingnatter im Gebiet 

nachgewiesen. Verletzungen von Verbotstatbeständen gemäß § 44 BNatSchG sind durch die 

Sensitivität der Arten gegenüber den Vorhabenswirkungen nicht auszuschließen. 

Weiterhin wurde für das Vorkommen mehrerer Brutvogelarten im Rahmen von faunistischen 

Sonderuntersuchungen (FSU) nachgewiesen. Dabei handelt es sich dabei um Grauammer, Feldlerchen 

und Neuntöter. Die Bruthabitate der Arten befinden sich innerhalb des geplanten Baufeldes für die 

Photovoltaikanlagen bzw. in unmittelbarer Nähe zum Baubereich. Eine artspezifische Prüfung der 

Verbotstatbestände ist daher notwendig. 

In der folgenden Tabelle (Tab. 1) sind die Ergebnisse der Relevanzprüfung der im Rahmen der 

Potenzialanalyse sowie der faunistischen Sonderuntersuchungen als relevant eingestuften Arten 

aufgelistet. 
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Tab. 1: Ergebnisse der Relevanzprüfung zu den im UR vorkommenden planungsrelevanten Arten 

Wissenschaftlicher Name Deutscher Name 

B
N

at
Sc

h
G

 

R
L 

D
 

R
L 

TH
 

FF
H

-R
L 

V
Sc

h
R

L 
A

n
h

. I
 

EG
-A

rt
Sc

h
V

O
 

A
n

h
. A

 

Status Anmerkung Quelle 

R
e

le
va

n
z 

Reptilien 

Lacerta agilis Zauneidechse sg V * IV - - 
Vorkommen 

nachgewiesen 
Der UR dient der Art als Lebensraum. Verletzungen von 
Verbotstatbeständen sind wahrscheinlich. 

FSU (2023) ja 

Coronella austriaca Schlingnatter sg 3 3 IV - - 
Vorkommen 

nachgewiesen 
Der UR dient der Art als Lebensraum. Verletzungen von 
Verbotstatbeständen sind wahrscheinlich. 

FSU (2023) ja 

Amphibien 

Pelobates fuscus Knoblauchkröte sg 3 3 IV - x 
Vorkommen 
pot. möglich 

Nördlich angrenzend des UR sind als Laichhabitat geeignete 
Bereiche vorhanden. 

Potenziala
nalyse 
(2023) 

ja 

Bufotes viridis Wechselkröte sg 2 1 IV - x 
Vorkommen 
pot. möglich 

Nördlich angrenzend des UR sind als Laichhabitat geeignete 
Bereiche vorhanden. 

Potenziala
nalyse 
(2023 

ja 

Epidalea calamita Kreuzkröte sg 2 3 IV - x 
Vorkommen 
pot. möglich 

Nördlich angrenzend des UR sind als Laichhabitat geeignete 
Bereiche vorhanden. 

Potenziala
nalyse 
(2023 

ja 

Vögel 

Emberiza calandra Grauammer sg V * - - - 
Vorkommen 

nachgewiesen  
Die vorgefundenen Brutplätze der Art befinden sich innerhalb des 
geplanten Baufeldes. 

FSU (2023) ja 

Alauda arvensis Feldlerche bg 3 * - - X 
Vorkommen 

nachgewiesen  
Die vorgefundenen Brutplätze der Art befinden sich innerhalb des 
geplanten Baufeldes.  

FSU (2023) ja 

Lanius collurio Neuntöter bg * * - - - 
Vorkommen 

nachgewiesen 
Die vorgefundenen Brutplätze der Art befinden sich innerhalb des 
geplanten Baufeldes. 

FSU (2023) ja 
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5. Konfliktanalyse und Maßnahmenermittlung 

5.1 Artenbezogene Konfliktanalyse 

Die artenbezogene Konfliktanalyse erfolgt in den nachstehenden Formblättern für gefährdete 

europäische wildlebende Vogelarten nach Art. 1 der VSchRL und streng geschützte wildlebende 

Tierarten nach Anhang IVa FFH-RL. Das Vorkommen von wildlebenden Pflanzen (Anhang IVb FFH-RL) 

im Geltungsbereich des Vorhabens wurde nicht nachgewiesen. 

Formblatt Artenschutz – Einzelart (Tiere) 

Projektbezeichnung 

VE-Plan Freiland Photovoltaikanlage III 

„An der Verladung“ 

Vorhabenträger 

Mercom GmbH & Co. KG 

Betroffene Arten  

Zauneidechse 

(Lacerta agilis) 

1. Schutz- und Gefährdungsstatus  

Schutzstatus 

  streng geschützt  

  Art nach Anh. A der EGArtSchVO  

  Art nach Anh. IVa FFH-RL  

  Art nach Anl. 1 Sp. 3 BArtSchV 

 

  besonders geschützt  

  Art nach Anh. B der EGArtSchVO  

  Europäische Vogelart  

  Art nach Anl. 1 Sp. 2 BArtSchV  

Gefährdungsstatus 

  Rote Liste Deutschland V 

  Rote Liste Thüringen * 

Einstufung des Erhaltungszustandes  

  FV günstig/hervorragend  

  U1 ungünstig – unzureichend (Deutschland) 

  U2 ungünstig – schlecht  

Der Erhaltungszustände für Sachsen-Anhalt und der lokalen 
Population sind unbekannt. 

2. Bestand und Empfindlichkeit 

Lebensraumansprüche und Verhaltensweisen 

Die Zauneidechse bevorzugt Landschaften mit kleinräumigem Wechsel von vegetationslosen Flächen, Wiesen, Gehölzen, 
Hochstaudenfluren sowie Kleinstrukturen (Steine, Totholz). Sie benötigt feine sandige und grabbare Substrate mit 
ausreichender Bodenfeuchte für die Eiablage. Sie hält sich bevorzugt an besonnten Plätzen (süd- und ostexponiert) mit 
maximalen Hangneigungen von ca. 40° auf. Die Paarung beginnt Ende April. Die Eiablage erfolgt im Juni/ Juli. Die 
Zauneidechse wandert vorwiegend Ende September zum Winterquartier ab. Die Abwanderung der jung geschlüpften 
Zauneidechsen erfolgt im Oktober. Die Winterruhe dauert bis Ende März/ Anfang April. Als Winterquartiere dienen Fels- 
und Erdspalten, vermodernde Baumstubben, verlassene Nagerbauten und selbst gegrabene Höhlen (GÜNTHER 2009, BLANKE 

2004). 

Verbreitung  

Verbreitung in Deutschland  

Autochthone Vorkommen sind in allen Bundesländern 

vorhanden. Häufige Art (TK25-Q_Rasterfrequenz 2000 -

2018: 50,01 %). Im Nordwesten durch atlantisches Klima 

deutlich geringere Bestandsdichten, als in kontinental 

Regionen (BLANKE ET AL. 2020) 

Verbreitung in Thüringen 

Nachweise der Zauneidechse sind aus allen Landesteilen 
bekannt. Ausnahmen bestehen in den höheren Gebirgslagen 
(TLUBN 2008).  

Verbreitung im Untersuchungsraum  

  Vorkommen nachgewiesen (Büro Obst 2023) 

 

   Vorkommen potenziell möglich  
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Formblatt Artenschutz – Einzelart (Tiere) 

Projektbezeichnung 

VE-Plan Freiland Photovoltaikanlage III 

„An der Verladung“ 

Vorhabenträger 

Mercom GmbH & Co. KG 

Betroffene Arten  

Zauneidechse 

(Lacerta agilis) 

3. Prognose und Bewertung der Zugriffsverbote nach § 44 BNatSchG  

a) Fang, Verletzung, Tötung (§ 44 Absatz 1 Nummer 1 BNatSchG)  

Werden im Zuge der bau- und/ oder anlagebedingten Zerstörung bzw. 
Beschädigung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten Tiere unvermeidbar 
gefangen, getötet bzw. verletzt? 

  Ja   Nein 

  Vermeidungsmaßnahme ist vorgesehen   Vorgezogene Ausgleichsmaßnahme ist vorgesehen 

Textliche Kurzbeschreibung (kurze Wirkungsprognose):  

Da das Vorkommen der Zauneidechse innerhalb der bau- und anlagebedingten Vorhabensflächen festgestellt wurde, 

können baubedingte Tötungen/ Verletzungen im Zuge der Baufeldräumung, sowie bei den Bauarbeiten nicht 

ausgeschlossen werden. Innerhalb des Baufeldes ist ein bauvorauslaufendes, gezieltes Abfangen und Umsetzen von 

Zauneidechsen erforderlich. Dies hat durch einen Fachkundigen zu erfolgen (VASB2). Das Abfangen hat während der 

Aktivitätsphase der Tiere, vor der Eiablage (je nach Witterung April bis Juni) und falls notwendig nach Schlupf der 

Jungtiere bis zum Rückzug in die Winterquartiere zu erfolgen (August/ September).  

Für die Umsetzung der Individuen sind bereits hergestellte Ersatzhabitate im nördlichen und nordöstlichen Teilbereich 

der Untersuchungsfläche außerhalb der Modulbelegungsgrenze jedoch innerhalb der VE-Plangrenze vorhanden (vgl. 

Abbildung 2 & 3). Die Lage der Aussetzungsfläche und der hergestellten Ersatzhabitate ist in der nachfolgenden Abb. 5 

einzusehen. Die Tiere sind vor Baubeginn auf die Flächen umzusetzen, um ein Rückwandern in das Baufeld zu vermeiden, 

sind die betreffenden Flächen mit einem Reptilienschutzzaun einzuzäunen. Die Errichtung des Reptilienschutzzaunes und 

die Umsetzung der Zauneidechsen erfolgt bereits seit Sommer 2023 (siehe Abb. 4). Die Lage des gegenwärtigen 

Reptilienschutzzaunes ist in der nachfolgenden Abb. 6 einzusehen. Die Ergebnisse der Umsiedelung sind in der 

nachfolgenden Tab. 2 einzusehen. Der bestehende Schutzzaun ist nach Fertigstellung der Baumaßnahme zurückzubauen 

(VASB3). Nach Fertigstellung der Baumaßnahme stehen die Bereiche unterhalb der PV-Module in eingeschränktem Maße 

wieder als Lebensraum zur Verfügung.  

Die Fertigstellung der Habitate ist der zuständigen Naturschutzbehörde anzuzeigen, weiterhin sind Beginn und Ende des 

Abfangens sowie der Rückbau des Zauns mit derselben Behörde abzustimmen. 

Die artenschutzrechtliche Betreuung sowie Dokumentation aller artenschutzrechtlich relevanten Sachverhalte erfolgt im 

Rahmen der ökologischen Baubegleitung (VASB1).  

Für die Erfolgskontrolle der Maßnahmen ist ein Monitoring der Reptilien über 5 Jahre mit jeweils 6 Begehungen 

vorgesehen (VASB6). 

Der Verbotstatbestand tritt baubedingt (trotz Maßnahmen) ein.   Ja   Nein 

Entstehen betriebsbedingt Risiken, die über das allgemeine Lebensrisiko 
hinausgehen (signifikante Erhöhung)?   Ja  Nein 

  Vermeidungsmaßnahme ist vorgesehen 

Der Verbotstatbestand tritt betriebsbedingt (trotz Maßnahmen) ein.  Ja  Nein 

b) Störungstatbestände (§ 44 Absatz 1 Nummer 2 BNatSchG) 

Werden Tiere während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- 
und Wanderungszeiten erheblich gestört (eine erhebliche Störung liegt vor, wenn 
sich durch die Störung der Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art 
verschlechtert)?    Ja   Nein 

  Vermeidungsmaßnahme ist vorgesehen   Vorgezogene Ausgleichsmaßnahme ist vorgesehen 
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Formblatt Artenschutz – Einzelart (Tiere) 

Projektbezeichnung 

VE-Plan Freiland Photovoltaikanlage III 

„An der Verladung“ 

Vorhabenträger 

Mercom GmbH & Co. KG 

Betroffene Arten  

Zauneidechse 

(Lacerta agilis) 

  Verschlechterung des Erhaltungszustands der lokalen Population tritt nicht ein 

 

Textliche Kurzbeschreibung (kurze Wirkungsprognose):  

Lärm und optische Störreize sind für die Art nicht relevant. Dies wird beispielsweise durch die Besiedelung von 

anthropogen geprägten Biotopen, wie Sandgruben und Bahntrassen belegt, die sich noch in Betrieb befinden.  

Störungen durch Barriereeffekte u. a. durch den temporären Reptilienzaun während der Bauphase sind möglich, jedoch 

nicht als erheblich zu werten. Die räumliche Einschränkung sowie der genetische Austausch mit angrenzenden 

Populationen ist aufgrund der kurzen Bauphase nur temporär und kleinräumig beeinträchtigt. Eine Verschlechterung des 

Erhaltungszustandes der lokalen Population durch die temporären Störungen lässt sich im Zuge des Vorhabens nicht 

ableiten. 

Der Verbotstatbestand tritt (trotz Maßnahmen) ein.  Ja  Nein 

c)  Entnahme, Beschädigung, Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten (§ 44 Absatz 1 Nummer 3 BNatSchG) 

Werden Fortpflanzungs- oder Ruhestätten aus der Natur entnommen, beschädigt 
oder zerstört?   Ja   Nein 

  Vermeidungsmaßnahme ist vorgesehen   Vorgezogene Ausgleichsmaßnahme ist vorgesehen 

  Funktionalität im räumlichen Zusammenhang bleibt gewahrt  

Durch das Vorhaben kommt es bau- und anlagebedingt zur Inanspruchnahme von als Habitat geeigneten Strukturen, die 

zu einer Beschädigung oder Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten führen. Der Verbotstatbestand gemäß § 44 

(1) Nr. 3 ist somit einschlägig.  Um ein Eintreten des Verbotstatbestandes zu verhindern ist es daher notwendig, geeignete 

Ersatzhabitate außerhalb der Modulbelegungsfläche zu schaffen (ACEF1). Derartige Ersatzhabitate wurden bereits im 

Vorfeld im nördlichen und nordöstlichen Teilbereich des UR (siehe Abb.3), außerhalb des Baufeldes hergestellt. Diese 

können für die Aussetzung der Individuen aus dem Baufeld mitgenutzt werden. Die Umsiedlung der Zauneidechsen läuft 

bereits seit Sommer 2023. Nach Fertigstellung der Baumaßnahmen stehen beanspruchte Fortpflanzungs- und 

Ruhestätten in den Bereichen um die Photovoltaikanlagen in eingeschränktem Maße wieder zur Verfügung. 

Der Verbotstatbestand tritt (trotz Maßnahmen) ein.  Ja  Nein 

d) Abschließende Bewertung 

Mindestens ein Verbotstatbestand 

tritt ein? 

  Nein; Zulassung ist möglich; Prüfung endet hiermit.  

  Ja; Ausnahmeprüfung ist erforderlich; weiter unter 4.  
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Abbildung 2: Ersatzhabitat 

für Reptilien im Nordosten 

des PR außerhalb des 

Baufeldes 

 

Abbildung 3: Ersatzhabitate 

für Reptilien im Norden des 

PR außerhalb des Baufeldes 

 

Abbildung 4: 

Reptilienschutzzaun im 

Bereich des Weges nördlich 

angrenzend des Baufeldes 
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Abbildung 5: Lage der bereits hergerichteten 
Reptilienhabitate innerhalb der 
Habitatentwicklungsfläche (nördlich bzw. 
nordwestlich des Baufeldes) 

 

 

Abbildung 6: Verlauf des gegenwärtigen 
Reptilienschutzzaunes 

 

Tab. 2: Ergebnisse der Zauneidechsenumsiedlung 2023 

Datum Ergebnisse Wetter 
männlich weiblich juvenil 

16.07.2023 - - - Sonne, Wolken, 25°C 

24.07.2023 - 2 - Wolken, Sonne, 26°C 

01.08.2023 - 1 - Wolken, Regen, Sonne 24°C 

03.08.2023 - 3 - Sonne, Wolken, 25°C 

06.08.2023 2 - - Wolken, Sonne, 24°C 

08.08.2023 - - - Wolken, Sonne, 24°C 

11.08.2023 - - - Sonne, 27°C 

15.08.2023 1 - 5 Sonne, Wolken, Regen, 28°C 

20.08.2023 - - 3 Wolken, Sonne, 26°C 

24.08.2023 - - 4 Wolken, Sonne, 25°C 

27.08.2023 - - 3 Wolken, Sonne, 22°C 

05.09.2023 -   Sonne, 27°C 

07.09.2023 - - - Sonne, 30°C 

09.09.2023 - - - Sonne, 30°C 

11.09.2023 - - 3 Sonne, Wolken,25°C 

15.09.2023 - - 2 Sonne, 25°C 

19.09.2023 - - 5 Sonne, Wolken 25°C 

21.09.2023 - - - Sonne, Wolken, 27°C 

24.09.2023 - - 1 Wolken, Sonne, 22°C 

28.09.2023 - - 3 Sonne, Wolken, 27°C 

30.09.2023 - - - Sonne, Wolken, 24°C 

03.10.2023 - - - Sonne, 25°C 

11.10.2023 - - - Sonne, Wolken, 26°C 
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Formblatt Artenschutz – Einzelart (Tiere) 

Projektbezeichnung 

VE-Plan Freiland Photovoltaikanlage III 

„An der Verladung“ 

Vorhabenträger 

Mercom GmbH & Co. KG 

Betroffene Arten  

Schlingnatter 

(Coronella austriaca) 

1. Schutz- und Gefährdungsstatus  

Schutzstatus 

  streng geschützt  

  Art nach Anh. A der EGArtSchVO  

  Art nach Anh. IVa FFH-RL  

  Art nach Anl. 1 Sp. 3 BArtSchV 

 

  besonders geschützt  

  Art nach Anh. B der EGArtSchVO  

  Europäische Vogelart  

  Art nach Anl. 1 Sp. 2 BArtSchV  

Gefährdungsstatus 

  Rote Liste Deutschland 3 

  Rote Liste Thüringen 3 

Einstufung des Erhaltungszustandes  

  FV günstig/hervorragend  

  U1 ungünstig – unzureichend (kontinentale Region) 

  U2 ungünstig – schlecht  

Der Erhaltungszustände für Sachsen-Anhalt und der lokalen 
Population sind unbekannt. 

2. Bestand und Empfindlichkeit 

Lebensraumansprüche und Verhaltensweisen 

Besiedlung regional unterschiedlicher Lebensräume innerhalb Deutschlands. Gemeinsamkeiten sind eine mosaikartige 
Gliederung und wärmebegünstigte Lage der Lebensräume mit kleinflächigem Wechsel von Offenland und Wald oder 
Gebüsch sowie einem Angebot an Versteck- bzw. Sonnenplätzen zur Regulierung der Körpertemperatur. Nahrung besteht 
hauptsächlich aus anderen Reptilien und Kleinsäugern. Winterruhe von Oktober/November bis Ende März/April. Ortstreue 
bei Nutzung von Winter- bzw. Tagesquartieren zu beobachten (GÜNTHER 2009). 

Verbreitung  

Verbreitung in Deutschland  

Sporadische Vorkommen in allen Bundesländern mit 

deutlich höheren Bestandsdichten im Südwesten und in 

Mitteldeutschland sowie im Süden Brandenburgs und 

Nordsachsen. Norddeutsches Tiefland und Alpenraum 

deutlich spärlicher besiedelt mit größeren 

Verbreitungslücken (BLANKE ET AL. 2020). 

Verbreitung in Thüringen 

Sporadische Verbreitung in ganz Thüringen mit Ausnahme 
des Thüringer Gebirges und des Zentralteils des Thüringer 
Beckens. Allerdings flächendeckende Bestandsrückgänge 
insbesondere im Norden zu verzeichnen (TLUBN 2009 b).  

Verbreitung im Untersuchungsraum  

  Vorkommen nachgewiesen (Büro Obst 2023) 

 

   Vorkommen potenziell möglich  

3. Prognose und Bewertung der Zugriffsverbote nach § 44 BNatSchG  

a) Fang, Verletzung, Tötung (§ 44 Absatz 1 Nummer 1 BNatSchG)  

Werden im Zuge der bau- und/ oder anlagebedingten Zerstörung bzw. 
Beschädigung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten Tiere unvermeidbar 
gefangen, getötet bzw. verletzt? 

  Ja   Nein 

  Vermeidungsmaßnahme ist vorgesehen   Vorgezogene Ausgleichsmaßnahme ist vorgesehen 

Textliche Kurzbeschreibung (kurze Wirkungsprognose):  

Innerhalb des der bau- und anlagebedingten Vorhabensbereiches wurde das Vorkommen der Schlingnatter festgestellt. In 

Verbindung mit der bekannten Standorttreue der Art können baubedingte Tötungen/ Verletzungen im Zuge der 

Baufeldräumung, sowie bei den Bauarbeiten nicht ausgeschlossen werden.  
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Formblatt Artenschutz – Einzelart (Tiere) 

Projektbezeichnung 

VE-Plan Freiland Photovoltaikanlage III 

„An der Verladung“ 

Vorhabenträger 

Mercom GmbH & Co. KG 

Betroffene Arten  

Schlingnatter 

(Coronella austriaca) 

Zur Vermeidung des verbotsttatbestandes ist daher ein Bauvorauslaufendes Abfangen von Schlingnattern innerhalb des 

Baufeldes (VASB4). Dabei werden die für Schlingnattern geeigneten Habitate in Abhängigkeit von der Witterung 

vorwiegend in den frühen Morgenstunden durch Fachkundige vollständig begangen und sorgfältig abgesucht. Das Fangen 

kann z. B. per Hand, mit Reptilienblechen, Schlingen und ggf. mit Fallen erfolgen. Auch werden künstliche Verstecke 

ausgebracht, um die Tiere anzulocken und sie dadurch besser fangen zu können. Die gefangenen Schlingnattern werden 

in den für die Reptilienart optimierten Bereich nördlich bzw. nordöstlich des geplanten Baufeldes umgesetzt. Ein im 

Vorfeld angelegter Graben soll eine Rückwanderung der Schlingnattern in den Geltungsbereich erschweren. Der Graben 

ist so auszugestalten, dass die zum Baufeld hin befindliche Grabenböschung sehr steile Ufer aufweist (Neigung ca. 1:0,5), 

die Böschung zum Ausgleichsraum dagegen wird so angelegt, dass sich im Graben befindliche Tiere zurück in den 

Ausgleichsraum wandern können. Der Graben wird im Rahmen der Ökologischen Baubegleitung dennoch regemäßig 

kontrolliert. Für den Fall, dass Schlingnattern oder andere Tiere nicht allein zurück in den Ausgleichsraum gelangen 

sollten, werden diese zurück in den Ausgleichsraum gesetzt. Während der Umsetzung des Bauvorhabens sind ebenfalls 

die als Habitat geeigneten Strukturen innerhalb des Baufeldes weiterhin regelmäßig durch die Ökologische Baubegleitung 

auf Individuenvorkommen zu kontrollieren. Bei weiteren Vorkommen sind die Fang- und Umsiedlungsmaßnahmen zu 

wiederholen. Nach Beendigung der gesamten Baumaßnahmen wird der Barrieregraben entsprechend wieder 

zurückgebaut. 

Die artenschutzrechtliche Betreuung sowie Dokumentation aller artenschutzrechtlich relevanten Sachverhalte erfolgt im 

Rahmen der ökologischen Baubegleitung (VASB1).  

Für die Erfolgskontrolle der Maßnahmen ist ein Monitoring der Reptilien über 5 Jahre mit jeweils 6 Begehungen 

vorgesehen (VASB6). 

Der Verbotstatbestand tritt baubedingt (trotz Maßnahmen) ein.   Ja   Nein 

Entstehen betriebsbedingt Risiken, die über das allgemeine Lebensrisiko 
hinausgehen (signifikante Erhöhung)?   Ja  Nein 

  Vermeidungsmaßnahme ist vorgesehen 

Der Verbotstatbestand tritt betriebsbedingt (trotz Maßnahmen) ein.  Ja  Nein 

b) Störungstatbestände (§ 44 Absatz 1 Nummer 2 BNatSchG) 

Werden Tiere während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- 
und Wanderungszeiten erheblich gestört (eine erhebliche Störung liegt vor, wenn 
sich durch die Störung der Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art 
verschlechtert)?    Ja   Nein 

  Vermeidungsmaßnahme ist vorgesehen   Vorgezogene Ausgleichsmaßnahme ist vorgesehen 

  Verschlechterung des Erhaltungszustands der lokalen Population tritt nicht ein 

 

Textliche Kurzbeschreibung (kurze Wirkungsprognose):  

Lärm und optische Störreize sind für die Art nicht relevant. Dies wird beispielsweise durch die Besiedelung von 

anthropogen geprägten Biotopen, wie Sandgruben und Bahntrassen belegt, die sich noch in Betrieb befinden.  

Störungen durch Barriereeffekte u. a. durch den temporären Reptilienzaun während der Bauphase sind möglich, jedoch 

nicht als erheblich zu werten. Die räumliche Einschränkung sowie der genetische Austausch mit angrenzenden 

Populationen ist aufgrund der kurzen Bauphase nur temporär und kleinräumig beeinträchtigt. Eine Verschlechterung des 

Erhaltungszustandes der lokalen Population durch die temporären Störungen lässt sich im Zuge des Vorhabens nicht 

ableiten. 
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Formblatt Artenschutz – Einzelart (Tiere) 

Projektbezeichnung 

VE-Plan Freiland Photovoltaikanlage III 

„An der Verladung“ 

Vorhabenträger 

Mercom GmbH & Co. KG 

Betroffene Arten  

Schlingnatter 

(Coronella austriaca) 

Der Verbotstatbestand tritt (trotz Maßnahmen) ein.  Ja  Nein 

c)  Entnahme, Beschädigung, Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten (§ 44 Absatz 1 Nummer 3 BNatSchG) 

Werden Fortpflanzungs- oder Ruhestätten aus der Natur entnommen, beschädigt 
oder zerstört?   Ja   Nein 

  Vermeidungsmaßnahme ist vorgesehen   Vorgezogene Ausgleichsmaßnahme ist vorgesehen 

  Funktionalität im räumlichen Zusammenhang bleibt gewahrt  

Durch das Vorhaben kommt es bau- und anlagebedingt zur Inanspruchnahme von als Lebensraum geeigneten Strukturen, 

die zu einer Beschädigung oder Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten führen. Der Verbotstatbestand gemäß § 

44 (1) Nr. 3 ist somit einschlägig.  Um ein Eintreten des Verbotstatbestandes zu verhindern ist es daher notwendig, 

geeignete Ersatzhabitate außerhalb der Modulbelegungsfläche zu schaffen (ACEF1). Derartige Ersatzhabitate wurden 

bereits im Vorfeld im nördlichen und nordöstlichen Teilbereich des UR (siehe Abb.3), außerhalb des Baufeldes hergestellt. 

Nach Fertigstellung der Baumaßnahmen stehen beanspruchte Fortpflanzungs- und Ruhestätten in den Bereichen um die 

Photovoltaikanlagen in eingeschränktem Maße wieder zur Verfügung. 

Der Verbotstatbestand tritt (trotz Maßnahmen) ein.  Ja  Nein 

d) Abschließende Bewertung 

Mindestens ein Verbotstatbestand 

tritt ein? 

  Nein; Zulassung ist möglich; Prüfung endet hiermit.  

  Ja; Ausnahmeprüfung ist erforderlich; weiter unter 4.  

 
 
 

Formblatt Artenschutz – Einzelart (Tiere) 

Projektbezeichnung 

VE-Plan Freiland Photovoltaikanlage III 
„An der Verladung“ 

Vorhabenträger 

Mercom GmbH & Co. KG 

Betroffene Art  

Amphibien 

Knoblauchkröte (Pelobates fuscus) 

Wechselkröte (Bufotes viridis) 

Kreuzkröte (Epidalea calamita) 

1. Schutz- und Gefährdungsstatus 

Schutzstatus 

  streng geschützt  

  Art nach Anh. A der EGArtSchVO  

  Art nach Anh. IVa FFH-RL  

  Art nach Anh. I VSchRL 

  Art nach Anl. 1 Sp. 3 BArtSchV 

 

  besonders geschützt  

  Art nach Anh. B der EGArtSchVO  

  Europäische Vogelart  

  Art nach Anl. 1 Sp. 2 BArtSchV  

Artname (Wissenschaftlicher Name) Gefähdungsstatus Einstufung des Erhaltungszustandes 

RL D RL TH 

Knoblauchkröte (Pelobates fuscus) 3 3 U1 ungünstig – unzureichend 

Wechselkröte (Bufotes viridis) 2 1 U2 ungünstig – schlecht 

Kreuzkröte (Epidalea calamita) 2 3 U2 ungünstig – schlecht 
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Formblatt Artenschutz – Einzelart (Tiere) 

Projektbezeichnung 

VE-Plan Freiland Photovoltaikanlage III 
„An der Verladung“ 

Vorhabenträger 

Mercom GmbH & Co. KG 

Betroffene Art  

Amphibien 

Knoblauchkröte (Pelobates fuscus) 

Wechselkröte (Bufotes viridis) 

Kreuzkröte (Epidalea calamita) 

2. Bestand und Empfindlichkeit 

Lebensraumansprüche und Verhaltensweisen 

Knoblauchkröte: Die Knoblauchkröte ist eine ehemalige Steppenbewohnerin, die heute als Kulturfolger in offenen 

Agrarlandschaften und Heidegebieten vorkommt. Entscheidend sind vor allem lockere, grabfähige Böden und ein gutes 

Angebot an nährstoff- und pflanzenreichen Kleingewässern. Zu den am häufigsten Landlebensräumen gehören Gärten, 

Äcker, Wiesen und Weiden sowie Parkanlagen. Als weitere Sekundärlebensräume werden Abbaugruben besiedelt. Die 

bevorzugten Laichgewässer sind typischerweise eutroph und perennierend, wobei auch seltene Vorkommen in 

temporären Wasseransammlungen bekannt sind. Außerhalb der Fortpflanzungszeit sind die Individuen größtenteils im 

Boden eingegraben oder nutzen Spalten als Tagesverstecke. Knoblauchkröten überwintern i.d.R. solitär. Zwischen Juli und 

August verlassen auch die Jungtiere die Laichgewässer. Die Winterruhe beginnt bereits im Zeitraum Ende September bis 

Mitte Oktober (GÜNTHER & PODLOUCKY 1996). 

Wechselkröte: Die Wechselkröte gilt als Pionierart und ehemalige Steppenbewohnerin. Heute werden überwiegend 

offene, sonnenexponierte Habitate mit grabfähigem Boden besiedelt die sich durch fehlende oder lückige 

niedrigwüchsige Vegetation auszeichnen. Bei der Wahl der Laichgewässer besteht ein breites Spektrum, wobei bevorzugt 

flache, vegetationslose oder -arme, fischfreie Gewässer besiedelt werden. Dabei werden sowohl dauerhafte als auch 

temporäre Stillgewässer genutzt GÜNTHER 2009). 

Kreuzkröte: Die Kreuzkröte ist ursprüngliche Bewohnerin offener Auenlandschaften. Heute kommt sie in natürlichen 

gebieten nur noch in heide- oder Moorgebieten mit kleinen oligotrophen Stillgewässern vor. Außerdem werden eine 

Vielzahl anthropogen beeinflusster Sekundärhabitate besiedelt. Für die Laichgewässer werden sonnenexponierte Flach- 

und Kleingewässer und sogar Pfützen o. Lachen besiedelt. Von Bedeutung sind das fehlen von Wasservegetation sowie 

von Fischbesatz (GÜNTHER 2009). 

Verbreitung 

Verbreitung in Deutschland 

Knoblauchkröte: Vorkommen in planaren und collinen 
Gebieten  Deutschlands, mit deutlichen 
Verbreitungszentren im Nordostdeutschen Tiefland in 
Regionen mit hohem Kleingewässeranteil. Selten in 
größeren Höhenlagen anzutreffen. Zwei weitere bereits 
isolierte Schwerpunkträume bestehen entlang des 
Oberrheins, sowie im nördlichen Bayern. Daneben 
existieren weitere kleinere, stark verinselte Vorkommen 
(BFN 2008) 

Wechselkröte: Vorkommensschwerpunkte im 
Nordostdeutschen Tierfland sowie am Niederrhein in in 
Teilen Oberbayerns. Ansonsten größere 
verbreitungslücken und zunehmende verinselung von 
Populationen (BfN 2008). 

Kreukröte: Flächige aber häufig sporadische Vorkommen in 
allen Bundesländern mit zum Teil größeren 
Verbreitungslücken (BfN 2008). 

. 

Verbreitung in Thüringen 
Vorkommensschwerpunkte im Norden und Nordosten 

Thüringens, sonst größere verbreitungslücken und 

sporadische Vorkommen. 

 

 

 

Vorkommenschwerpunkte im Norden und äußersten 

Nordwesten, ansonsten lediglich kleine, bereits weitgehend 

isolierte Vorkommen. 

 

Flächig, sporadische aber häufig verinselte Vorkommen in 

den meisten Landesteilen mit Verbreitungslücken in 

Gebirgsregionen. 

Verbreitung im Untersuchungsraum  

  Vorkommen nachgewiesen  

 

  Vorkommen potenziell möglich (Potenzialanalyse 2023) 

3. Prognose und Bewertung der Zugriffsverbote nach § 44 BNatSchG  
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Formblatt Artenschutz – Einzelart (Tiere) 

Projektbezeichnung 

VE-Plan Freiland Photovoltaikanlage III 
„An der Verladung“ 

Vorhabenträger 

Mercom GmbH & Co. KG 

Betroffene Art  

Amphibien 

Knoblauchkröte (Pelobates fuscus) 

Wechselkröte (Bufotes viridis) 

Kreuzkröte (Epidalea calamita) 

a) Fang, Verletzung, Tötung (§ 44 Absatz 1 Nummer 1 BNatSchG)  

Werden im Zuge der bau- und anlagebedingten Zerstörung bzw. Beschädigung 
von Fortpflanzungs- und Ruhestätten Tiere unvermeidbar gefangen, getötet bzw. 
verletzt?   Ja   Nein 

  Vermeidungsmaßnahme ist vorgesehen   Vorgezogene Ausgleichsmaßnahme ist vorgesehen 

Textliche Kurzbeschreibung (kurze Wirkungsprognose):  

Im Bereich nördlich und nordöstlich der geplanten Modulbelegungsfläche bestehen kleine temporäre Stillgewässer in Folge 
von hochanstehendem Grundwasser bzw. Reliefeigenschaften. Diese sind strukturell als Laichhabitate für die genannten 
Amphibienarten geeignet. Im Rahmen der Baufeldfreimachung und Bautätigkeiten werden offene Ruderalflächen 
beansprucht. Aufgrund der geringen Distanz zu einem Laichgewässer sind bei einem Vorkommen der Arten in diesen 
Bereichen Tagesquartiere nicht mit Sicherheit auszuschließen. Weiterhin können bestehende Wanderkorridore der Arten 
im Vorhabensbereich nicht ausgeschlossen werden. Damit sind potenzielle Verletzungen bzw. die Tötung einzelner 
Individuen ebenfalls nicht auszuschließen. Das Eintreten des Verbotstatbestandes kann durch das Aufstellen eines 
Amphibienschutzzaunes verhindert werden. Der Zaun ist während der Frühjahrswanderung (März bis Mai) und 
Herbstwanderung (Juni bis September) aufzustellen und aufrecht zu halten (VASB5). Werden Tiere im Baufeld festgestellt, 
sind diese außerhalb des Baufeldes auszusetzen. Die genaue Lage des Zauns wird vor Ort durch die der ökologischen 
Baubegleitung (VASB2) und die zuständige UNB abgestimmt. 

Der Verbotstatbestand tritt baubedingt (trotz Maßnahmen) ein.   Ja   Nein 

Entstehen betriebsbedingt Risiken, die über 

 das allgemeine Lebensrisiko hinausgehen (signifikante Erhöhung)?    Ja   Nein 

  Vermeidungsmaßnahme ist vorgesehen 

Textliche Kurzbeschreibung (kurze Wirkungsprognose):  

Durch das Bauvorhaben sind keine betriebsbedingten Wirkungen zu erwarten. 

Der Verbotstatbestand tritt betriebsbedingt (trotz Maßnahmen) ein.   Ja   Nein 

b) Störungstatbestände (§ 44 Absatz 1 Nummer 2 BNatSchG) 

Werden Tiere während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- 
und Wanderungszeiten erheblich gestört (eine erhebliche Störung liegt vor, wenn 
sich durch die Störung der Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art 
verschlechtert)?    Ja   Nein 

  Vermeidungsmaßnahme ist vorgesehen   Vorgezogene Ausgleichsmaßnahme ist vorgesehen 

  Verschlechterung des Erhaltungszustands der lokalen Population tritt nicht ein 

Textliche Kurzbeschreibung (kurze Wirkungsprognose):  

Die unter Punkt 3a genannte Vermeidungsmaßnahme verhindert das Eintreten des Verbotstatbestandes. Es kommt zu 

keiner Verschlechterung des Erhaltungszustands der lokalen Population. 

Der Verbotstatbestand tritt (trotz Maßnahmen) ein.   Ja   Nein 

c)  Entnahme, Beschädigung, Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten (§ 44 Absatz 1 Nummer 3 BNatSchG) 

Werden Fortpflanzungs- oder Ruhestätten aus der Natur entnommen, beschädigt 
oder zerstört?   Ja   Nein 
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Projektbezeichnung 

VE-Plan Freiland Photovoltaikanlage III 
„An der Verladung“ 

Vorhabenträger 

Mercom GmbH & Co. KG 

Betroffene Art  

Amphibien 

Knoblauchkröte (Pelobates fuscus) 

Wechselkröte (Bufotes viridis) 

Kreuzkröte (Epidalea calamita) 

  Vermeidungsmaßnahme ist vorgesehen   Vorgezogene Ausgleichsmaßnahme ist vorgesehen 

  Funktionalität im räumlichen Zusammenhang bleibt gewahrt  

Textliche Kurzbeschreibung (kurze Wirkungsprognose):  

Die unter Punkt 3a genannte Vermeidungsmaßnahme verhindert das Eintreten des Verbotstatbestandes. Die Funktionalität 
im räumlichen Zusammenhang bleibt gewahrt. 

Der Verbotstatbestand tritt (trotz Maßnahmen) ein.   Ja   Nein 

d) Abschließende Bewertung 

Mindestens ein Verbotstatbestand 

tritt ein? 
  Nein; Zulassung ist möglich; Prüfung endet hiermit.  
  Ja; Ausnahmeprüfung ist erforderlich; weiter unter 4.  
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Formblatt Artenschutz - Artengruppe 

Projektbezeichnung 

 

Vorhabenträger 

Mercom GmbH & Co. KG 

Betroffene Artengruppe 

Brutvogelarten 

1. Schutz- und Gefährdungsstatus der betroffenen Arten 

Artname deutsch (wissenschaftlich) u. a. Schutzstatus Gefährdungsstatus nach Roten Listen 

Grauammer (Emberiza calandra) 5 RL D V/RL TH * 

Feldlerche (Alauda arvensis) 5 RL D 3/RL TH * 

Neuntöter (Lanius collurio) 5 RL D */RL TH * 
 

Schutzstatus 

 streng geschützt:  

1 Art nach Anh. A der EGArtSchVO  

2 Art nach Anh. IV FFH-RL  

3 Art nach Anl. 1 Sp. 3 BArtSchV 

 

 besonders geschützt  

4 Art nach Anh. B der EGArtSchVO  

5 Europäische Vogelart  

6 Art nach Anl. 1 Sp. 2 BArtSchV  

2. Bestand und Empfindlichkeit 

Lebensraumansprüche und Verhaltensweisen 

Grauammer 
Die Grauammer besiedelt i.d.R. offene, ebene und gehölzarme Landschaften z.B. extensiv genutzte Acker-Grünland-
Komplexe, Ruderalfluren sowie Ortsrandlagen. Von Bedeutung sind vielfältige Singwarten und dichte Bodenvegetation als 
Nestdeckung sowie Bereiche mit niedrigwüchsiger Vegetation und offenbodenstellen zur Nahrungssuche (SÜDBECK ET AL. 
2005). 
Feldlerche 
Feldlerchen bevorzugen für die Wahl der Bruthabitate offenes Gelände mit weitgehend freiem Horizont auf trockenen bis 
wechselfeuchten Böden in niedriger und abwechslungsreich strukturierter Gras- und Krautschicht. Typische Lebensräume 
sind extensiv genutzte Ackerflächen und Grünlandbereiche aber auch ruderalisierte Offenlandbereiche. Bei dichtstehender 
Vegetation werden nur Randbereiche und Störstellen besiedelt. Ab Ende Februar bis März bilden sich paare für monogame 
Saisonehen. Der Legebeginn ist i.d.R. ab Mitte April, frühestens Mitte März (BAUER ET AL. 2005). 
Neuntöter 
Der Neuntöter besiedelt halboffene bis offene Landschaften mit lockerem, strukturrreichen Gehölzbestand. 
Hauptvorkommen in extensiv genutzten Kulturlandschaften die mit Hecken, Kleingehölzen und Brachen gegliedert sind. 
Von besonderer Bedeutung sind kurzrasige bzw. vegetationsarme Nahrungshabitate sowie dornige Sträucher da gefangene 
Insekten zur Bevorratung auf Dornen aufgespießt werden (SÜDBECK ET AL. 2005). 

Verbreitung  

Verbreitung in Deutschland  

Grauammer 

Nahezu flächendeckende Besiedelung des 

Nordostdeutschen Tieflands und bis auf wenige verbliebene 

Restvorkommen in übrigen Landesteilen fehlend (GEDEON ET 

AL. 2014). 

Feldlerche 

Verbreitung nahezu in ganz Deutschland, tritt großflächig am 
häufigsten in ausgedehnten Agrarlandschaften im Osten auf. 
Im Mittelgebirgsregionen und stark bewaldeten Regionen 
vielerorts selten. Lang- und kurzfristig z.T. stark negative 
Bestandstrends (GEDEON ET AL. 2014). 

Neuntöter 

 Nahezu flächendeckende besiedlung Deutschlands mit 
wenigen Verbreitungslücken in NRW und 
Nordwestdeutschland. Verbreitungsschwerpunkte im 

Verbreitung in Thüringen 

 

Flächendeckende Verbreitung im Norden und Nordosten. 

Nach Süden und Westen deutlich seltener oder fehlend 

(GEDEON ET AL. 2014). 

 

 

 

Weite Verbreitung in allen Landesteilen, allerdings starke 

Abnahmen der Bestände seit der Umstellung auf 

intensivere Agrarproduktion nach der Wende (GEDEON ET AL. 

2014). 

 

 

Weite flächendeckende und stellenweise dichte 

Verbreitung in allen Landesteilen (GEDEON ET AL. 2014).  
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Formblatt Artenschutz - Artengruppe 

Projektbezeichnung 

 

Vorhabenträger 

Mercom GmbH & Co. KG 

Betroffene Artengruppe 

Brutvogelarten 

Norddeutschen Tiefland und Teile der Mittelgebirgsregionen 
(GEDEON ET AL. 2014). 

Verbreitung im Untersuchungsraum  

  Vorkommen nachgewiesen (Büro Obst 2023) 

 

  Vorkommen potenziell möglich  

3. Prognose und Bewertung der Zugriffsverbote nach § 44 BNatSchG  

a) Fang, Verletzung, Tötung (§ 44 Absatz 1 Nummer 1 BNatSchG)  

Werden im Zuge der bau- und/oder anlagebedingten Zerstörung bzw. 

Beschädigung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten Tiere unvermeidbar 

gefangen, getötet bzw. verletzt?   Ja   Nein 

  Vermeidungsmaßnahme ist vorgesehen   Vorgezogene Ausgleichsmaßnahme ist vorgesehen 

Textliche Kurzbeschreibung (kurze Wirkungsprognose):  

Da potenzielle Brutplätze der Arten aufgrund der strukturellen Eignung des Baufeldes wahrscheinlich sind, sind 

baubedingte Tötungen oder Verletzungen von Einzelindividuen möglich. Zur Vermeidung des Eintretens des 

Verbotstatbestandes ist die Baufeldfreimachung nur außerhalb der Brutzeiten vom 1.10. – 28.02 zulässig (VASB1).  

Der Verbotstatbestand tritt baubedingt (trotz Maßnahmen) ein.   Ja   Nein 

Entstehen betriebsbedingt Risiken, die über das allgemeine Lebensrisiko 

hinausgehen (signifikante Erhöhung)?    Ja   Nein 

  Vermeidungsmaßnahme ist vorgesehen 

Textliche Kurzbeschreibung (kurze Wirkungsprognose):  

Eine systematische Gefährdung durch die betriebsbedingte Wirkung durch die PVA ist auszuschließen. Eine Gefährdung 

der genannten Arten, die das allgemeine Lebensrisiko übersteigt, ist betriebsbedingt nicht gegeben. 

Der Verbotstatbestand tritt betriebsbedingt (trotz Maßnahmen) ein.   Ja   Nein 

b) Störungstatbestände (§ 44 Absatz 1 Nummer 2 BNatSchG) 

Werden Tiere während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, 

Überwinterungs- und Wanderungszeiten erheblich gestört (eine erhebliche 

Störung liegt vor, wenn sich durch die Störung der Erhaltungszustand der lokalen 

Population einer Art verschlechtert)?    Ja   Nein 

  Vermeidungsmaßnahme ist vorgesehen   Vorgezogene Ausgleichsmaßnahme ist vorgesehen 

  Verschlechterung des Erhaltungszustands der lokalen Population tritt nicht ein 

Textliche Kurzbeschreibung (kurze Wirkungsprognose):  

Da in den locker bewachsenen Bereichen des Baufeldes Bruthabitate der Arten möglich sind, sind mit dem Bauvorhaben 

in Verbindung stehende Störungen nicht ausgeschlossen. Zur Vermeidung des Eintretens des Verbotstatbestandes sind 

die unter Punkt 3a beschriebenen Maßnahmen einzuhalten. 

Der Verbotstatbestand tritt (trotz Maßnahmen) ein.   Ja   Nein 

c)  Entnahme, Beschädigung, Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten (§ 44 Absatz 1 Nummer 3 BNatSchG) 

Werden Fortpflanzungs- oder Ruhestätten aus der Natur entnommen, 

beschädigt oder zerstört?   Ja   Nein 
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Formblatt Artenschutz - Artengruppe 

Projektbezeichnung 

 

Vorhabenträger 

Mercom GmbH & Co. KG 

Betroffene Artengruppe 

Brutvogelarten 

  Vermeidungsmaßnahme ist vorgesehen   Vorgezogene Ausgleichsmaßnahme ist vorgesehen 

  Funktionalität im räumlichen Zusammenhang bleibt gewahrt  

Textliche Kurzbeschreibung (kurze Wirkungsprognose):  

Im Rahmen der Baufeldräumung sind Zerstörungen/ Beschädigungen von potenziellen Brutplätzen innerhalb des 

Baufeldes möglich. Zur Vermeidung des Eintretens des Verbotstatbestandes sind die unter Punkt 3a beschriebenen 

Maßnahmen einzuhalten. 

Der Verbotstatbestand tritt (trotz Maßnahmen) ein.   Ja   Nein 

d) Abschließende Bewertung 

Mindestens ein Verbotstatbestand 

tritt ein? 

  Nein; Zulassung ist möglich; Prüfung endet hiermit.  

  Ja; Ausnahmeprüfung ist erforderlich; weiter unter 4.  
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6. Maßnahmenblätter 

6.1 Zusammenfassende Auflistung der Maßnahmen  
In der nachfolgenden Tabelle (Tab. 3) werden die landschaftspflegerischen Vermeidungs- und 

Ersatzmaßnahmen sowie die artspezifischen Vermeidungsmaßnahmen (VASB) aufgelistet. 

Tab. 3: Übersicht über die Gesamtheit der umzusetzenden Maßnahmen 

Maßnahme 

Nr. 

Maßnahme 

VASB1 Einhaltung von Zeitvorgaben für die Baufeldfreimachung (außerhalb der 

Schutzzeiten gemäß § 39 (5) BNatSchG, im Zeitraum vom 01.10 bis 28.02. unter 

Berücksichtigung der Brutzeit von Vogelarten) 

VASB2 Ökologische Bauüberwachung 

- kontrollieren und begleiten aller artenschutzrechtlicher Maßnahmen 

- Dokumentation der Kontrollen mit Bericht an die UNB 

VASB3 Errichtung eines Reptilienschutzzaunes und Abfangen + Umsiedeln von 

Zauneidechsen vor Baubeginn auf die Flächen der ACEF1.  

VASB4 Abfangen + Umsiedeln von Schlingnattern vor Baubeginn auf die Flächen der ACEF1. 

VASB5 Errichtung eines Amphibienschutzzaunes 

VASB6 Erfolgskontrolle der Maßnahmen durch Reptilienmonitoring über 5 Jahre mit 6 

Begehungen 

ACEF1 Schaffung von Ersatzhabitaten zur Umsetzung vorgefundener Zauneidechsen 
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6.2 Vermeidungsmaßnahmen 

Maßnahme Maßnahmen-Nr.: VASB1 Kurzbezeichnung: Bauzeitenregelung 

Teilfläche  Nr. der Teilfläche: 

Gemarkung: 
 
 Flur:
 Flurstück:
 m²:
 - 

zum Lageplan der landschaftspflegerischen Maßnahmen: 
Anlage-Nr.:   Blatt-Nr.:  

zum Bestands- und Konfliktplan: 
Anlage-Nr.:   Blatt-Nr.:  

Beurteilung des Eingriffes / der Konfliktsituation 

 ausgeglichen  nicht ausgeglichen 

 ausgeglichen i. V. m. Maßnahme-Nr.ACEF1; VASB4  Funktion ersetzt i. V. m. Maßn.-Nr.  

 Vermeidungs-/ Minderungs-/ Schutzmaßnahme 

 Gestaltungsmaßnahme 

 Ausgleichsmaßnahme  

 Ersatzmaßnahme 

Begründung der Maßnahme: 
Durch die Realisierung des Vorhabens werden Lebensräume der Avifauna in Anspruch genommen.  Durch eine 
Beschränkung des Zeitraumes der Baufeldfreimachung und der Baumaßnahmen erfolgt der Schutz der Avifauna nach 
Artikel 1 V SchRL. 

Entwicklungsziel der Maßnahme:  
Ziel ist es, das Eintreten von Zugriffsverboten nach § 44 Abs. 1 BNatSchG auf europarechtlich streng geschützte Arten 
(Arten nach Anhang IV FFH-RL, Arten nach Artikel 1 VSchRL) mit der zeitlichen Vorgabe der Baufeldräumung zu 
vermeiden. 

Biotopanlage und –entwicklung - Maßnahmenbeschreibung: 

Zur Vermeidung des Verbotstatbestandes erfolgt die Baufeldräumung außerhalb der Brut- und Aufzuchtszeit der Art im 
Zeitraum zwischen 01. Okt. und dem 28. Feb. (§ 39 (5) BNatSchG - VASB1). 

Fachliche Maßgabe für Unterhaltungszeitraum nach § 15 Abs. 4 BNatSchG 
- 

Unterhaltungs-/ Dauerpflege – Maßnahmenbeschreibung: 
- 

 vorübergehende Inanspruchnahme  dauerhafte Inanspruchnahme 

Zeitlicher Ablauf/ Realisierung: - 01.Oktober bis 28. Februar 
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Maßnahme Maßnahmen-Nr.: VASB4 Kurzbezeichnung: Errichtung eines Reptilienschutzzaunes 

Teilfläche  Nr. der Teilfläche: 

Gemarkung: 
 
 Flur:
 Flurstück:
 m²:
 - 

zum Lageplan der landschaftspflegerischen Maßnahmen: 
Anlage-Nr.:   Blatt-Nr.:  

zum Bestands- und Konfliktplan: 
Anlage-Nr.:   Blatt-Nr.:  

Beurteilung des Eingriffes / der Konfliktsituation 

 ausgeglichen  nicht ausgeglichen 

 ausgeglichen i. V. m. Maßnahme-Nr.ACEF1  Funktion ersetzt i. V. m. Maßn.-Nr.  

 Vermeidungs-/ Minderungs-/ Schutzmaßnahme 

 Gestaltungsmaßnahme 

 Ausgleichsmaßnahme  

 Ersatzmaßnahme 

Zeitpunkt für die Durchführung in Bezug zur Baumaßnahme: vor Beginn der Baumaßnahme  

Begründung der Maßnahme: 
Die ruderalen Offenlandbereiche innerhalb und randlich des UR sind potenziell als Lebensraum für die Zauneidechse und 
Schlingnatter geeignet. Es kann demnach nicht ausgeschlossen werden, dass durch das Bauvorhaben Individuen 
beeinträchtigt werden. 

Entwicklungsziel der Maßnahme:  
Ziel ist es, die Reptilienbestände in unmittelbarer 
Umgebung zum Vorhaben zu erhalten.  

Zeitpunkt des Erreichens 
während der Umsetzung des Bauvorhabens 

Biotopanlage und –entwicklung - Maßnahmenbeschreibung: 

Erfolgt die Bauzeit während der Aktivitätsphase der Art ist die Errichtung eines temporären Reptilienschutzzaunens entlang 
der Baufeldgrenze und der Baustelleneinrichtungsflächen notwendig. Die Errichtung und genaue Lage des Zaunes erfolgt vor 
Ort in Abstimmung mit der ökologischen Bauüberwachung. Werden Tiere vorgefunden, sind diese in den Bereich außerhalb 
des Baufeldes auszusetzen. Die Einrichtung wird durch die ökologische Bauüberwachung betreut.  

Fachliche Maßgabe für Unterhaltungszeitraum nach § 15 Abs. 4 BNatSchG 
- 

Unterhaltungs-/ Dauerpflege – Maßnahmenbeschreibung: 
- 

 vorübergehende Inanspruchnahme  dauerhafte Inanspruchnahme 

Rechtliche Sicherung der Maßnahme: - 

Grunderwerbsverzeichnis Nr.: - 

Berichte nach § 17 Abs. 7 BNatSchG über die Durchführung der Maßnahmen 

 nach Abschluss der Herrichtung
  

 zusätzlich jeweils nach Durchführung der …ten 
Dauerpflege 

 
 

Maßnahme Maßnahmen-Nr.: VASB5 Kurzbezeichnung: Errichtung eines Amphibienschutzzaunes 

Teilfläche  Nr. der Teilfläche: 
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Gemarkung:   Flur: Flurstück: m²: - 

zum Lageplan der landschaftspflegerischen Maßnahmen: 

Anlage-Nr.:   Blatt-Nr.:  

zum Bestands- und Konfliktplan: 

Anlage-Nr.:   Blatt-Nr.:  

Beurteilung des Eingriffes / der Konfliktsituation 

 ausgeglichen  nicht ausgeglichen 

 ausgeglichen i. V. m. Maßnahme-Nr.  Funktion ersetzt i. V. m. Maßn.-Nr.  

 Vermeidungs-/ Minderungs-/ Schutzmaßnahme 

 Gestaltungsmaßnahme 

 Ausgleichsmaßnahme  

 Ersatzmaßnahme 

Zeitpunkt für die Durchführung in Bezug zur Baumaßnahme: vor Beginn der Baumaßnahme  

Begründung der Maßnahme: 
Nördlich und nordöstlich des geplanten Baufeldes befinden sich temporäre Stillgewässer die strukturell als Laichhabitate 
für mehrere Amphibienarten geeignet sind. Bei Vorkommen der Arten im betroffenen Bereich kann nicht ausgeschlossen 
werden, dass das Bauvorhaben innerhalb des Wanderkorridors der Amphibien liegt. 

Entwicklungsziel der Maßnahme:  
Ziel ist es, die Amphibienbestände in unmittelbarer 
Umgebung zum Vorhaben zu erhalten.  

Zeitpunkt des Erreichens 
während der Umsetzung des Bauvorhabens 

Biotopanlage und –entwicklung - Maßnahmenbeschreibung: 

Erfolgt die Bauzeit von Mitte Februar bis Ende Oktober ist die Errichtung eines temporären Amphibiensperrzäunens entlang 
der Baufeldgrenze notwendig. Die Errichtung und genaue Lage des Amphibienzaunes erfolgt vor Ort in Abstimmung mit der 
ökologischen Bauüberwachung. Werden Tiere vorgefunden, sind diese auf der gegenüberliegenden Seite des Baufeldes 
auszusetzen. Die Amphibienschutzeinrichtung wird durch die ökologische Bauüberwachung betreut.  

Amphibienschutzzaun entlang des Baufeldes  

Fachliche Maßgabe für Unterhaltungszeitraum nach § 15 Abs. 4 BNatSchG 
- 

Unterhaltungs-/ Dauerpflege – Maßnahmenbeschreibung: 
- 

 vorübergehende Inanspruchnahme  dauerhafte Inanspruchnahme 

Rechtliche Sicherung der Maßnahme: - 

Grunderwerbsverzeichnis Nr.: - 

Berichte nach § 17 Abs. 7 BNatSchG über die Durchführung der Maßnahmen 

 nach Abschluss der Herrichtung

  

 zusätzlich jeweils nach Durchführung der …ten 

Dauerpflege 

 

 

 

 

Maßnahme Maßnahmen-Nr.: VASB6 Kurzbezeichnung: Erfolgskontrolle durch Reptilienmonitoring 

Teilfläche  Nr. der Teilfläche: 
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Gemarkung: 
 
 Flur:
 Flurstück:
 m²:
 - 

zum Lageplan der landschaftspflegerischen Maßnahmen: 
Anlage-Nr.:   Blatt-Nr.:  

zum Bestands- und Konfliktplan: 
Anlage-Nr.:   Blatt-Nr.:  

Beurteilung des Eingriffes / der Konfliktsituation 

 ausgeglichen  nicht ausgeglichen 

 ausgeglichen i. V. m. Maßnahme-Nr.ACEF1; VASB4  Funktion ersetzt i. V. m. Maßn.-Nr.  

 Vermeidungs-/ Minderungs-/ Schutzmaßnahme 

 Gestaltungsmaßnahme 

 Ausgleichsmaßnahme  

 Ersatzmaßnahme 

Zeitpunkt für die Durchführung in Bezug zur Baumaßnahme: vor Beginn der Baumaßnahme  

Begründung der Maßnahme: 
Für die Erhaltung der Reptilienvorkommen innerhalb des Untersuchungsgebietes wurden verschiedene Maßnahmen 
konzipiert. Der Erfolg der Maßnahmen kann nur durch ein anschließendes Monitoring bestätigt werden.  

Entwicklungsziel der Maßnahme:  
Ziel ist es, die Reptilienbestände in unmittelbarer 
Umgebung zum Vorhaben zu überwachen.  

Zeitpunkt des Erreichens 
nach der Umsetzung des Bauvorhabens 

Biotopanlage und –entwicklung - Maßnahmenbeschreibung: 

Nach Abschluss der Baumaßnahmen ist ein 5-jähriges Monitoring mit jährlich 6 Begehungen vorgesehen. Dies erfolgt durch 
Absuchen der geschaffenen Ersatzhabitate und der weiteren für Reptilien relevanten Habitatstrukturen auf Vorkommen der 
zauneidechse und der Schlingnatter. Die Begehungen erfolgen zu für Reptilien günstigen Winterungsbedingungen und zur 
Hauptaktivitätszeit der Arten, durch einen fachkundigen.  

  Die Ergebnisse des Monitorings sind der zuständigen UNB mitzuteilen. 

Fachliche Maßgabe für Unterhaltungszeitraum nach § 15 Abs. 4 BNatSchG 
- 

Unterhaltungs-/ Dauerpflege – Maßnahmenbeschreibung: 
- 

 vorübergehende Inanspruchnahme  dauerhafte Inanspruchnahme 

Rechtliche Sicherung der Maßnahme: - 

Grunderwerbsverzeichnis Nr.: - 

Berichte nach § 17 Abs. 7 BNatSchG über die Durchführung der Maßnahmen 

 nach Abschluss der Herrichtung

  

 zusätzlich jeweils nach Durchführung der …ten 

Dauerpflege 
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6.3 Schutzmaßnahmen 

 

  

Maßnahme Maßnahmen-Nr.: S 1/ VASB 2 Kurzbezeichnung: Ökologische Bauüberwachung 

Teilfläche  Nr. der Teilfläche:  

Gemarkung:   Flur: Flurstück:  m²:  

zum Lageplan der landschaftspflegerischen Maßnahmen: 

Anlage-Nr.:   Blatt-Nr.:  

zum Bestands- und Konfliktplan: 

Anlage-Nr.:   Blatt-Nr.:  

Beurteilung des Eingriffes / der Konfliktsituation 

 ausgeglichen  nicht ausgeglichen 

 ausgeglichen i. V. m. Maßnahme-Nr.  Funktion ersetzt i. V. m. Maßn.-Nr.  

 Vermeidungs-/ Minderungs-/ Schutzmaßnahme 

 Gestaltungsmaßnahme 

 Ausgleichsmaßnahme  

 Ersatzmaßnahme 

Zeitpunkt für die Durchführung in Bezug zur Baumaßnahme: gesamte Dauer der Baumaßnahme  

Begründung der Maßnahme: 
Zur Kontrolle der Umsetzung der Vorgaben zu den Schutz- sowie teilweise auch zu den Vermeidungs- und 
Minderungsmaßnahmen wird zur Vorbereitung, Begleitung und Durchführung der geplanten Bauarbeiten unter umwelt- 
und naturschutzfachlichen Aspekten eine ökologische Bauüberwachung vorgesehen. 

Entwicklungsziel der Maßnahme:  

Ziel ist es, das Eintreten von Zugriffsverboten nach § 44 
Abs. 1 BNatSchG auf europarechtlich streng geschützten 
Arten (Arten nach Anhang IV FFH-RL, Artikel 1 VSchRL) 
durch die Kontrolle und fachliche Begleitung der 
Umsetzung der Maßnahmen durch eine ökologische 
Bauüberwachung zu vermeiden. 

Zeitpunkt des Erreichens 

vor, während und nach Umsetzung des Vorhabens 

Biotopanlage und –entwicklung - Maßnahmenbeschreibung: 
Unter Einhaltung der Bundes- und Landesnaturschutzgesetze, der allgemein anerkannten Regeln der Technik, 
Verordnungen und Vorschriften sowie durch eine Abstimmung aller Arbeiten von Baubeginn bis Bauende werden 
Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft gemindert. Die Baubegleitung durch eine ökologische Bauüberwachung 
dient insbesondere dem Schutz sowie der Vermeidung von Beeinträchtigungen des floristischen und faunistischen 
Artenbestandes im Planungsraum.  

Fachliche Maßgabe für Unterhaltungszeitraum nach § 15 Abs. 4 BNatSchG 
-  

Unterhaltungs-/ Dauerpflege – Maßnahmenbeschreibung: 
- 

 vorübergehende Inanspruchnahme  dauerhafte Inanspruchnahme 

Rechtliche Sicherung der Maßnahme: - 

Grunderwerbsverzeichnis Nr.: - 

Berichte nach § 17 Abs. 7 BNatSchG über die Durchführung der Maßnahmen 

 nach Abschluss der Herrichtung

  

 zusätzlich jeweils nach Durchführung der …ten 

Dauerpflege 
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6.4 Vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen 

Maßnahme Maßnahmen-Nr.: ACEF1 Kurzbezeichnung: Herstellung von Ersatzhabitaten für Reptilien 

Teilfläche  Nr. der Teilfläche:  

Gemarkung:   Flur: Flurstück:  m²:  

zum Lageplan der landschaftspflegerischen Maßnahmen: 

Anlage-Nr.:   Blatt-Nr.:  

zum Bestands- und Konfliktplan: 

Anlage-Nr.:   Blatt-Nr.:  

Beurteilung des Eingriffes / der Konfliktsituation 

 ausgeglichen  nicht ausgeglichen 

 ausgeglichen i. V. m. Maßnahme-Nr.  Funktion ersetzt i. V. m. Maßn.-Nr.  

 Vermeidungs-/ Minderungs-/ Schutzmaßnahme 

 Gestaltungsmaßnahme 

 Ausgleichsmaßnahme  

 Ersatzmaßnahme 

Zeitpunkt für die Durchführung in Bezug zur Baumaßnahme: gesamte Dauer der Baumaßnahme  

Begründung der Maßnahme: 
Durch das Vorhaben werden Fortpflanzungs- bzw. Ruhestätten von Zauneidechsen und Schlingnattern zerstört bzw. 
beeinträchtigt. 

Entwicklungsziel der Maßnahme:  

Ziel ist es den Verlust von Fortpflanzungs- und Ruhestätten 
der vom Vorhaben betroffenen Reptilienarten 
auszugleichen bevor dieser eintritt. 

Zeitpunkt des Erreichens 

Vor Umsetzung des Vorhabens 

Biotopanlage und –entwicklung - Maßnahmenbeschreibung: 

Im Bereich der anzulegenden Biotopstrukturen ist profilgerechter Bodenaushub bis maximal 1 m Tiefe für die Herstellung 
des Untergrundes erforderlich. Der Bodenaushub wird als kleiner Wall am Steinhaufen vor Ort wieder eingebaut. Der 
restliche Aushubboden ist flächig auf geeigneten Teilflächen mit einer Schichtstärke von ca. 10 cm zu verteilen. Die 
Auftragsflächen werden durch die ökologische Baubegleitung festgelegt. 

Im Bereich der Steinhaufen sind Sandlinsen anzulegen. Es ist Sand 0/2 zu verwenden. 

Herstellung der Steinhaufen: 

Es ist 1 Steinhaufen aus gebrochenem Naturstein ggf. mit Totholzanteil herzustellen. Der Unterbau sowie die obere 
Schicht sind aus gebrochenem Naturstein mit Kantenlängen von 10-20 cm herzustellen. Das Innere der Steinhaufen ist 
aus gebrochenem Naturstein mit Kantenlängen von 20-40 cm herzustellen. Die Steinhaufen sind mit gebrochenen 
Natursteinplatten mit Kantenlängen 40x40x10 cm oder Totholz abzudecken. 
Die Fläche ist vor Beginn der Arbeiten zu mähen. 

Fachliche Maßgabe für Unterhaltungszeitraum nach § 15 Abs. 4 BNatSchG 
-  

Unterhaltungs-/ Dauerpflege – Maßnahmenbeschreibung: 
- Die Biotopfläche ist im Rahmen der Fertigstellungspflege im ersten und der Entwicklungspflege im 2. und 3. Standjahr 
zu mähen. Die Lesesteinhaufen sind von Bewuchs frei zu halten, ggf. sind diese händisch zu pflegen. 

 vorübergehende Inanspruchnahme  dauerhafte Inanspruchnahme 

Rechtliche Sicherung der Maßnahme: - 

Grunderwerbsverzeichnis Nr.: - 

Berichte nach § 17 Abs. 7 BNatSchG über die Durchführung der Maßnahmen 

 nach Abschluss der Herrichtung

  

 zusätzlich jeweils nach Durchführung der …ten 

Dauerpflege 
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7. Fazit 

Durch die Potenzialanalyse und die faunistischen Sonderuntersuchungen wurde das Vorkommen der 

Zauneidechse sowie mehreren Brutvogelarten im Untersuchungsraum festgestellt. Im Rahmen der 

Relevanzprüfung konnten einige Vogelarten, welche im Gebiet nur den Status von Nahrungsgästen 

haben bzw. die den Projektauswirkungen gegenüber unempfindlich sind, für die weitere Betrachtung 

ausgeschlossen werden. Durch die Realisierung des Bauvorhabens sind für die Zauneidechse, die 

Schlingnatter, die Knoblauchkröte, die Wechselkröte, die Kreuzkröte sowie Feldlerche, Grauammer 

und Neuntöter allerdings Verbotstatbestände gemäß § 44 BNatSchG weiterhin nicht auszuschließen. 

Daher wurde für die betroffenen Arten das Verschlechterungsverbot des (günstigen) 

Erhaltungszustands (EHZ) der Population der Art einzelart- bzw. artgruppenbezogen in Formblättern 

behandelt. Zugriffsverbote nach § 44 (1) BNatSchG können durch geeignete Maßnahmen vermieden 

bzw. geheilt werden. Die folgende Tabelle (Tab. 4) fasst noch einmal die Zugriffsverbote mit der 

Zuordnung der geeigneten Vermeidungsmaßnahmen zusammen. 

Tab. 4: Übersicht über das Eintreten von Zugriffsverboten 

Art/ Artengruppe 

Fangen/ Verletzen/ 

Töten von Tieren 

gem. § 44 (1) Nr. 1 

BNatSchG 

Schädigung von 

Fortpflanzungs- und 

Ruhestätten gem.  

§ 44 (1) Nr. 3 BNatSchG 

Erhebliches Stören 

von Tieren gem. § 44 

(1) Nr. 2 BNatSchG 

Ausnahme 

zulässig gem.  

§ 45 (7) 

BNatSchG 

Vögel 

Grauammer (Emberiza 
calandra) 
Feldlerche (Alauda arvensis) 
Neuntöter (Lanius collurio) 

nein 
mit Maßnahme VASB1 

nein 
mit Maßnahme VASB1 

nein 
mit Maßnahme VASB1 

- 

Reptilien 

Zauneidechse (Lacerta agilis)  
nein 

mit Maßnahme 
VASB3/VASB2 

nein 
mit Maßnahme 

VASB4/VASB2und ACEF1 
 

- - 

Schlingnatter (Coronella 

austriaca) 

nein 
mit Maßnahme 

VASB3/VASB2 

nein 
mit Maßnahme 

VASB4/VASB2 und ACEF1 
 

 
 

Amphibien 

Knoblauchkröte (Perlobates 
fuscus) 
Wechselkröte (Bufores 
viridis) 
Kreuzkröte (Epidalea 
calamita) 

nein  
mit Maßnahme 

VASB5/VASB2 
 

- 
 

- 
 

- 

 

Bei Einhaltung der konzipierten Maßnahmen ist sichergestellt, dass durch Realisierung des Vorhabens 

keine Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG eintreten. 
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Bebauungsplan Freiland Photovoltaikanlage III „An der Verladung“ im OT Roßleben & 

LISTE Behörde oder sonstiger Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB

Anlage 3

10. partielle Änderung des Flächennutzungsplans OT Roßleben und der
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